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Seit  der  ersten  Zeit  seines  Bestehens  hat  das  österreichisch- 
ungarische  Zoll-  und  Handelsbündnis,  das  die  denkbar  innigste 
zoll-  und  handelspolitische  Vereinigung  der  beiden  Reichshälften 
repräsentiert,  eine  überaus  kontroverse  Beurteilung  gefunden.  In 
Ungarn  namentlich  traten  schon  früh  Männer  auf  den  Plan,  die, 
meist  unter  nachdrücklicher  Hervorkehrung  politischer,  ungarisch- 
nationaler Ideen  und  Empfindungen,  mit  Eifer  und  Geschick  für  den 
Gedanken  des  selbständigen  ungarischen  Zollgebietes  kämpften.  Nur 
die  zollpolitische  Selbständigkeit  kann  nach  ihrer  Überzeugung  das 
ungarische  Reich  einer  schnelleren,  blühenden  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung entgegenführen,  während  die  zollpolitische  Verschmelzung 
mit  dem  von  ganz  anderen  wirtschaftlichen  Interessen  geleiteten 
Österreich  nach  ihrer  Auffassung  einen  Angriff  auf  die  vitalsten 
Lebens-  und  Entwicklungsbedingungen  des  wirtschaftlichen  Ungarns 
darstellt.  Auf  der  anderen  Seite  erheben  besonnenere  Elemente  in 
Ungarn  warnend  ihre  Stimme  vor  einer  übereiligen,  häufig  von 
politischen  Leidenschaften  stark  diktierten  Sucht,  das  zollpolitische 
Band  mit  Österreich  um  jeden  Preis  zu  zerschneiden.  Man  weist 
von  dieser  Seite  auf  die  günstige  wirtschaftliche  Entwicklung  Ungarns 
unter  der  Herrschaft  des  gemeinsamen  Zollbündnisses  hin,  die  die 
Behauptungen  der  Anhänger  des  selbständigen  Zollgebietes  ad  ab- 
surdum führe.  Die  Freunde  des  Bündnisses  halten  die  Zeit  für  die 
Verwirklichung  der  Selbständigkeitsabsichten  für  noch  lange  nicht 
gekommen  und  reden  einer  inneren  organischen,  jeden  revolutionären, 
gerade  im  wirtschaftlichen  Leben  so  nachteiligen  Ruck  vermeidenden 
Weiterentwicklung  des  historisch  gewordenen  Zustandes  energisch 
das  Wort. 

Noch  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  schien  es,  als  ob  die 
definitive  Lösung  des  lange  existierenden  Bandes  nahe  bevorstände. 
Die  Dinge  trieben  in  den  letzten  Jahren  und  Monaten  sichtlich  einer 
Entscheidung  zu  und  drohten  zu  einer  völligen  Zerschneidung  der 
Vereinigung  zu  führen.     Eine  solche  ist  nun  allerdings  durch  den 
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Anfang  Oktober  1907  erfolgten  Abschluß  des  Ausgleiches  vermieden 
worden,  aber  die  Möglichkeit  einer  definitiven  Zerreißung  des  zoll- 
politischen Bandes  in  absehbarer  Zeit  ist  damit  keineswegs  aus  der 
Welt  geschafft. 

Wir  wollen  in  dieser  Arbeit  versuchen,  zunächst  einen  geschicht- 
lichen Überblick  über  die  Entwicklung  des  Zoll-  und  Handels- 
bündnisses zu  geben,  daran  anschließend  die  gegenwärtige  Lage  zu 
schildern,  um  schließlich  die  Bedeutung  jenes  Bündnisses  für  die 
ungarische  Landwirtschaft  sine  ira  et  studio  nachzuweisen. 


Erster  Hauptabschnitt. 

Die    geschichtliche    Entwicklung    des    österreichisch- 
ungarischen   Zoll-    und    Handelsbündnisses    und    die 
gegenwärtige   Lage. 


Vorweg  möge  bemerkt  Averden,  daß  wir  unsere  Aufgabe  darin 
erblicken,  *in  diesem  Abschnitt  die  Avichtigsten  Punkte  des  Entwick- 
lungsganges festzuhalten  und  eine  Aveitführende  Detaildarstellung  zu 
A^ermeiden.  Es  erscheint  uns  indes  unumgänglich  notwendig,  die 
Ausführungen  dieses  Abschnittes  nicht  ganz  allein  auf  die  Dar- 
stellung des  österreichisch- ungarischen  Zoll-  und  Handelsbündnisses 
zu  beschränken,  sondern  auch  gelegentliche  Streiflichter  auf  die  Ver- 
hältnisse der  Zoll-  und  Handelspolitik  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  zum  Ausland  zu  Averfen,  da  nur  so  sich  nach  unserer 
Auffassung  ein  volles  Verständnis  des  ganzen  Entwicklungsprozesses 
gewinnen  läßt.  Die  österreichisch -ungarische  Zoll-  und  Handels- 
politik, die  gewiß  in  erster  Linie  das  Produkt  des  gegenseitigen 
wirtschaftlichen  Verhältnises  der  beiden  Reichshälften  zueinander 
bildet,  ist  doch  auch  von  dem  Verhältnis  der  Gesamtmonarchie  zum 
Ausland  stark  beeinflußt. 

1.   Die  Entwicklung  bis  18510- 

Vor  dem  Jahre  1848  bildete  Ungarn  zwar  ein  von  Österreich 
abgesondertes  Zollgebiet,  war  aber  im  Interesse  Österreichs  von  der 
Außenwelt  durch  Doppelzölle  abgesperrt.  Das  eigentliche  Verhältnis 
in  den  Handelsbeziehungen  ZAvischen  Österreich  und  Ungarn  wurde 
unter    Josef   IL     inauguriert.      Er    begründete    in    Österreich     das 


')  Wir   stützen    uns   bei   dieser  Darstellung   in   erster  Linie   auf  das  Werk 
von  Ludwig  Lang,  Hundert  Jahre  Zollpolitik,  Wien  und  Leipzig  1906. 


extremste  merkantilistische  System,  das  in  seinem  Lande  bis  zum 
Jahre  1848  in  Kraft  blieb.  In  seinem  1784  proklamierten  Isolierungs- 
system erließ  Josef  II.  die  schärfsten  Einfuhrverbote  gegenüber  dem 
Auslande.  Er  folgte  dabei  dem  Zuge  der  Zeit,  die  überall  die  Auf- 
fassung geltend  machte,  daß  in  der  Erschwerung  des  Auslands- 
imports alles  Heil  für  einen  Staat  zu  erblicken  sei.  Während  man 
hierdurch  einerseits  die  nationale  Industrie  am  wirksamsten  zu 
fördern  gedachte,  hoffte  man  gleichzeitig  nur  so  das  Abströmen  des 
Goldes  ins  Ausland,  das  der  damaligen  Auffassung  als  die  Wurzel 
alles  Übels  erschien,  verhindern  zu  können.  Josef  II,  gab  aber 
diesem  auch  von  ihm  befolgten  allgemeinen  Merkantilsystem  noch 
eine  für  sein  Land  charakteristische  Sonderfärbung,  indem  er  ihm 
eine  direkt  gegen  Ungarn  gerichtete  Tendenz  verlieh.  Der  besondere 
Vorteil  des  merkantilen  Systems  bestand  für  jeden  Staat  unleugbar 
in  dem  Niederreißen  der  zahlreichen  inneren  Schranken,  wodurch 
für  die  Ausdehnung  des  Verkehrs  und  der  Handelstätigkeit  Raum 
geschaffen  und  damit  zu  einem  nachhaltigen  Aufschwung  eine  dauer- 
hafte Basis  gelegt  wurde.  Der  damalige  wenig  entwickelte  Zustand 
des  internationalen  Verkehrs  ließ  gegenüber  diesem  großen  Vorteil 
selbst  die  strengsten  Prohibitivmaßregeln  und  höchsten  Zölle  an  den 
Landesgrenzen  in  ihren  Wirkungen  sehr  zurücktreten.  So  bedeutete 
jenes  System  mit  Recht  in  seiner  Gesamtheit  einen  gewaltigen  Schritt 
zur  Verkehrsfreiheit  und  gleichzeitig  auch  zur  Staatseinheit.  Schon 
unter  Kaiser  Karl  VI.  hatte  man  in  Österreich  mit  der  Beseitigung 
der  inneren  Schranken  begonnen,  und  die  Fortführung  des  Werkes 
unter  Maria  Theresia  hatte  schon  zu  deren  Zeit  mit  Ausnahme  des 
gebirgigen  Tirols  ein  gemeinsames  Zollgebiet  in  Österreich  geschaffen. 
Ihre  Regierung  sah  auch  die  Zollschranken  zwischen  den  ver- 
schiedenen Teilen  des  heutigen.  Ungarns  fallen.  Unverändert  aber 
blieb  die  Zwischenzollinie  zwischen  Österreich  und  Ungarn  bestehen. 
Und  auch  Josef  II.  änderte  hieran  nichts,  eine  Tatsache,  die  bei  den 
Zentralisationsbestrebungen  dieses  tatkräftigen  Monarchen  verwunder- 
lich erscheint,  für  die  aber  sein  berühmtes  Handschreiben  vom 
30.  Dezember  1785  an  den  ungarischen  Kanzler  Grafen  Palffy  uns  die 
volle  Erklärung  gibt.  In  diesem  Schreiben  fordert  Josef  IL  den 
Verzicht  der  ungarischen  Aristokratie  auf  die  Steuerfreiheit,  den  er 
dadurch  quittieren  würde,  daß  er  Ungarn  der  gleichen  Behandlung 
teilhaftig  werden  lasse  wie  Österreich.  Denn  die  Aufrechterhaltung 
der  Zwischenzollschranken  zwischen  den  beiden  Ländern  bedeutete 
bei  der  geübten  Praxis  wohl  kein  wesentliches  Hindernis  für  den 
Verkehr  von  Österreich  nach  Ungarn,  für  den  Handel  von  Ungarn 
nach  Österreich  aber  eine  Quelle  steter  starker  Hemmnisse  sowohl 
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durch  Zölle  und  Steuern  als  auch  durch  Ausführungsbestinimungen. 
So  konnten  fast  alle  Rohprodukte  und  Industrieartikel  von  Österreich 
nach  Ungarn  zollfrei  eingeführt  werden,  von  Ungarn  nach  Österreich 
jedoch  nur  die  von  den  österreichischen  Produzenten  sehr  benötigten 
Artikel;  für  alle  anderen  waren  mehr  oder  weniger  hohe  Zölle  zu 
entrichten.  Ferner  durfte  Ungarn  jene  von  der  österreichischen 
Industrie  benötigten  Artikel  teils  überhaupt  nicht,  teils  nur  unter 
schwerer  Belastung  nach  dem  Auslande  exportieren,  und  für  die 
zum  Export  zugelassenen  und  über  Österreich  gehenden  Waren  war 
außerdem  noch  ein  besonderer  Durchgangszoll  zu  entrichten.  Aus- 
ländische Artikel  konnten  entweder  unter  Verbot  eines  Handels  mit 
ihnen  nur  zu  privatem  Gebrauch  eingeführt  werden  oder  mußten, 
im  Falle  ihr  Import  gestattet  war,  äußerst  hohe  Eingangszölle  ent- 
richten. Wenn  auch  diese  letzte  Regelung  als  ein  Ausfluß  des 
merkantilistischen  Systems  zu  betrachten  ist,  die  auch  Österreich 
schwer  traf,  so  sorgte  doch  eine  Reihe  von  Bestimmungen  dafür, 
daß  der  Druck  nicht  gleichmäßig  wirkte.  So  konnte  der  Export 
österreichischer  Waren  nach  Ungarn  an  jeder  beliebigen  Grenz- 
station ungehindert  vor  sich  gehen,  während  die  Ausfuhr  ungarischer 
Waren  nach  Österreich  und  dem  Auslande  sowie  die  Einfuhr  aus- 
ländischer Waren  nach  Ungarn  auf  gewisse,  unter  scharfer  Kontrolle 
stehende  Hauptstationen  beschränkt  war.  Der  ungarische  Kaufmann 
mußte  den  österreichischen  Konsumzoll  für  die  aus  dem  Auslande 
bezogenen  Waren  zugleich  mit  dem  Durchgangszoll  schon  an  den 
österreichischen  Stationen  entrichten  und  beim  Auslandexport  den 
Ausfuhrzoll  doppelt  zahlen.  Der  österreichische  Kaufmann  dagegen 
entrichtete  den  Exportzoll  nur  einmal,  den  Durchgangszoll  überhaupt 
nicht  und  den  Konsumzoll  nur  dann,  wenn  die  Ware  für  den  inneren 
Konsum  bestimmt  war.  Ganz  natürlich,  daß  hierbei  der  Zwischen- 
handel mehr  und  mehr  und  zuletzt  ganz  ausschließlich  in  öster- 
reichische Hände  geriet. 

Recht  wunderliche  Blüten  trieb  jene  auf  die  wirtschaftliche 
Einengung  Ungarns  gerichtete  Politik.  So  durften  einzelne  un- 
garische Produkte,  wie  z.  B.  W^ein,  nach  Österreich  auf  der  Donau 
nur  bis  Wien  verfrachtet  werden  und  mußten  von  dort  mittels  Fuhr- 
werk weiter  transportiert  werden.  Dem  für  das  Ausland  bestimmten 
ungarischen  Wein  mußte  aber  gleichzeitig  dieselbe  Quantität  öster- 
reichischen Weines  zum  Export  beigefügt  werden,  um  so  die  öster- 
reichische Produktion  nicht  unter  der  ungarischen  Konkurrenz  leiden 
zu  lassen. 

Solange  die  ungarische  Aristokratie  sich  von  jenem  oben  er- 
wähnten Privileg  nicht  trennen  wollte,  so  lange  war  an  eine  Änderung 
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dieses  Zustandes  nicht  zu  denken,  und  Josef  IL  machte  gar  kein 
Hehl  daraus,  daß  er  das  Land  geradezu  als  Kolonie  betrachten,  den 
Export  der  Fabrikate  erschweren  und  den  Preis  der  Nahrungsmittel 
möglichst  herabdrücken  werde,  um  eine  wohlfeile  Verpflegung  des  im 
Lande  liegenden  Militärs  zu  erzielen.  Was  Wunder,  daß  Ungarn  in 
allen  damaligen  Verordnungen  des  Kaisers  Josef  IL  nur  eine  Ver- 
letzung der  Verfassung  erblickte,  während  es  dem  sonst  so  recht- 
liebenden Monarchen  und  mit  ihm  der  ganzen,  in  seinem  Geiste 
herangewachsenen  österreichischen  Bureaukratie  nie  zur  Erkenntnis 
kam,  daß  jenes  ungerechte  Zwischenzollsystem  nicht  allein  die 
privilegierte  Aristokratenklasse  Ungarns  traf,  sondern  auf  eine 
schwere  Schädigung  des  ganzen  ungarischen  Reiches  hinauslief  und 
hiermit  den  noch  größeren  Nachteil  verband,  daß  die  künstliche 
Eindämmung  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  Ungarns  doch  in 
letzter  Linie  auch  auf  das  mit  ihm  verbundene  Österreich  eine  un- 
günstige Rückwirkung  ausüben  mußte. 

Auf  allen  ungarischen  Reichstagen  seit  dem  Jahre  1790  bildete 
die  Frage  der  Freiheit  des  ungarischen  Handels  einen  ständig  wieder- 
kehrenden Beratungspunkt.  Die  Wünsche  der  ungarischen  Stände 
umfaßten  vor  allem  die  Erleichterung  des  ungarischen  Exports  ins 
Ausland  und  die  Regelung  des  Zwischenverkehrs  auf  der  Basis  der 
Gegenseitigkeit.  Die  im  Jahre  1802  von  den  ungarischen  Ständen 
hierüber  gefaßte  Adresse  ist  nach  mehr  als  einer  Richtung  "in- 
teressant, da  sie  in  der  Motivierung  der  ungarischen  Exportfreiheit 
neben  den  Interessen  Ungarns  auch  jene  Österreichs  und  der 
Monarchie  richtig  einschätzt,  indem  sie  in  dem  freien  Austritt  des 
ungarischen  Produktionsüberschusses  auch  das  sicherste  Unterpfand 
einer  Vermehrung  des  Nationalvermögens,  einer  Verbesserung  des 
schlechten  Wechselkurses  und  der  Hebung  des  Staatskredits  er- 
blickte. Ebenso  lehrreich  ist  jener  Teil  der  Adresse,  in  dem  die 
Stände  weitblickend  die  Gefahr  andeuten,  die  für  die  österreichische 
Industrie  selbst  aus  der  künstlichen,  jede  natürliche  Konkurrenz 
fernhaltenden  Förderung  sich  auf  die  Dauer  ergeben  müsse.  Die 
wohlverstandenen  Interessen  der  österreichischen  Industriellen 
könnten  keinen  Grund  zur  Unterbindung  der  Ausfuhr  ungarischer 
Rohprodukte  abgeben.  Aber  es  blieb  vorläufig  bei  der  alten 
Josefinischen  Auffassung.  Nachdem  das  Jahr  1807  vorübergehend 
einige  Erleichterung  gebracht  hatte,  wurden  im  Jahre  1810  zur  Auf- 
bringung der  durch  den  Krieg  verursachten  großen  Kosten  die  Aus- 
fuhrzölle neuerlich  verschärft.  Gemildert  wurde  diese  Last  aber  in 
mancher  Beziehung  durch  die  von  Napoleon  I.  verhängte  Kontinen- 
talsperre, die  Ungarn  bis  zum  Jahre  1814  zu  einem  Vermittler  des 


—   11   — 

Kolonialwarenhandels  und  Budapest  zu  einem  wichtigen  Emporium 
desselben  erhob. 

Nachdem  nach  Beendigung  des  Krieges  ein  momentaner  Auf- 
schwung eingetreten  war,  griffen  bald  aber  wieder  die  alten  Be- 
drückungen Platz,  und,  abgesehen  von  einigen  vorübergehenden, 
mehr  oder  weniger  bedeutungslosen  Erleichterungen,  behauptete  sich 
das  alte  System  auch  fernerhin.  Vom  Ausland  kam  der  erste 
kräftige  Anstoß  zu  einer  Umgestaltung.  Der  Avirtschaftliche  Zu- 
sammenschluß der  deutschen  Staaten  im  Zollverein  hatte  unter  der 
Führung  Preußens  sich  in  zunehmendem  Maße  zu  einem  hervor- 
ragenden JMachtfaktor  entwickelt  und  erstreckte  sich  im  Jahre  184B 
schon  über  einen  großen  Teil  Deutschlands.  Österreich  konnte  sich 
schließlich  nicht  mehr  der  Erkenntnis  verschließen,  daß  diese  Ent- 
wicklung unzweifelhaft  zur  Isolierung  Österreichs  führen  müsse. 
Seine  aus  diesem  Grunde  unternommenen  Versuche  zur  Annäherung 
an  den  Zollverein  blieben  aber  ohne  Erfolg. 

Auch  in  ihrer  Wirtschaftspolitik  gegenüber  Deutschland  war 
die  Wiener  Regierung  danach  durchaus  unglücklich.  Um  Metter- 
nich,  wohl  der  einzige  Staatsmann,  den  das  Isolierungssystem 
wenigstens  zeitweise  mit  Besorgnis  erfüllte,  zu  beruhigen,  wurden 
auf  Anordnung  des  Kaisers  von  den  einzelnen  Landeschefs  Er- 
hebungen über  die  Bedeutung  des  Zollvereins  für  Österreich  ange- 
stellt, und  diese  ergaben,  daß  weitaus  die  Mehrzahl  der  öster- 
reichischen Industriellen  eine  Union  mit  Deutschland  energisch  ab- 
wiesen. An  deren  Widerstand  scheiterten  auch  alle  Bemühungen 
Kübecks,  des  Präsidenten  der  Wiener  Hofkammer,  der  in  einer  dem 
Kanzler  Metternich  vorgelegten  Denkschrift  im  Jahre  1841  den  Bruch 
mit  dem  Verbotssystem  und  den  Übergang  zu  einem  mäßigen 
Schutzzoll  sowie  gleichzeitig  die  Aufhebung  der  Zollschranken 
ZAvischen  Österreich  und  Ungarn  empfahl.  Der  Wille  der  öster- 
reichischen Industriellen  entschied  anders,  und  so  verharrte  das 
österreichische  Zollsystem  bis  zum  Jahre  1848  ohne  wesentliche 
Änderung  beim  Verbote. 

In  Ungarn  aber  griff  man  mit  steigendem  Interesse  die  ganze 
Frage  des  Zollwesens  auf.  Friedrich  Lists  bedeutendstes  Werk 
„Das  nationale  System"  erschien  1843  in  ungarischer  Übersetzung, 
und  mit  dem  Erwachen  des  Nationalgeistes  ging  die  Wertschätzung 
der  nationalen  Bedeutung  des  Zollwesens  Hand  in  Hand.  Mächtig 
brach  sich  die  Bewegung  Bahn,  und  während  im  Jahre  1844  die 
ungarischen  Stände  energisch  die  Beendigung  des  bisherigen  un- 
würdigen Zustandes  und  die  weitgehendste  Mitwirkung  des  Landes 
selbst    an    der  Eegelung   der  Zollangelegenheiten    forderten,    wurde 
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kurze  Zeit  darauf  der  ungarische  Schutzverein  gegründet,  der  von 
seinen  Mitgliedern  für  6  Jahre  den  ausschließlichen  Konsum 
nationaler  Industrieartikel  forderte.  Diesem  Landesverein  gehörten 
nach  AblAuf  eines  Jahres  138  Provinzialvereine  an,  und  seine  Mit- 
giederzahl  stieg  bis  auf  fast  100000. 

Mochte  man  auch  in  Wien  in  dieser  aus  der  Nation  heraus 
geborenen  Schutzvereinsbewegung  eine  Spitze  gegen  die  österreichi- 
schen Länder  erblicken,  und  mochte  Metternich  sie  auch  geradezu 
Majestätsverrat  nennen,  das  eine  gute  Ergebnis  hatte  jene  nationale 
Bestrebung  doch,  daß  die  Wiener  Hofkammer  mit  der  ungarischen 
Kanzlei  Beratungen  über  die  Aufhebung  der  Zwischenzollschranken 
und  die  Hineinbeziehung  Ungarns  in  die  Zollgemeinsamkeit  ein- 
leitete. Aber  die  hieran  österreichischerseits  geknüpften  beiden  Be- 
dingungen: Aufhebung  der  Grundsteuerbefreiung  der  Aristokratie 
und  Einführung  des  Tabakmonopols,  machten  von  vornherein  den 
Wert  dieser  Beratungen  illusorisch,  und  das  einzige  Ergebnis  war 
die  Beauftragung  Hocks,  des  hervorragendsten  Fachmannes  der 
österreichischen  Bureaukratie ,  mit  der  Verarbeitung  des  den  unga- 
rischen Ständen  vorzulegenden  Materials  der  Zollangelegenheiten. 
Inzwischen  aber  brach  die  Revolution  aus,  vor  der  die  Zollfrage 
zunächst  ganz  zurücktrat. 

2.    Die  Weiterentwicklung  von  1851—1867. 

Das  Jahr  1848  mit  seiner  großen  Umformung  bedeutet  einen 
Markstein  in  der  Geschichte  der  österreichischen  Wirtschaftspolitik, 
indem  es  einer  freieren  Auffassung  zum  Durchbruch  verhalf.  Am 
1.  Juli  1851  fielen  die  Zollschranken  zwischen  Österreich  und  Ungarn 
völlig,  und  das  Jahr  1862  bedeutet  den  Beginn  der  tatsächlichen 
Zollgemeinschaft  Ungarns  mit  Österreich.  Jedoch  bildete  die  ganze 
Monarchie  eine  vollständige  Einheit  nach  innen  und  außen  unter 
Leitung  der  gesamten  Wirtschaftspolitik  durch  das  Ministerium  in 
Wien.  Erst  mit  dem  Jahre  1867  erfährt  dieser  Zustand,  wie  wir 
weiter  unten  näher  sehen  werden,  eine  Änderung.  Die  Vorlage  des 
damaligen  österreichischen  Finanzministers  sagt  u.  a.  —  abgesehen 
von  der  bekannten  unifizierenden  und  zentralisierenden  Wirkung 
des  gemeinsamen  Zollgebietes  —  über  die  an  die  Niederreißung  der 
Zwischenzollschranken  geknüpften  volkswirtschaftlichen  Ziele  und 
deren  Wirkungen: 

„Während  die  Industrie  in  den  dichter  bevölkerten  und  in  der 
Kultur  weiter  vorgeschrittenen  Ländern  ihren  Bedarf  an  Kohstofifen 
aus  den  Gebietsteilen,  die  mit  einem  Überfluß  an  letzteren  gesegnet 
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sind,  leichter  als  bisher  beziehen  kann,  wird  eben  diesen  vorzugs- 
weise zur  Urproduktion  geeigneten  Gebietsteilen  der  Absatz  ihres 
Überflusses  an  Erzeugnissen  um  lohnende  Preise  gesichert  und  er- 
leichtert. 

Die  Kapitalien  werden  aus  jenen  Ländern  die  Richtung  nach 
diesen  Gebietsteilen,  die  eine  vorteilhaftere  Verwendung  darbieten, 
nehmen,  und  es  werden  in  den  letzteren  unter  dem  Schutze  einer 
gleichmäßigen  Gesetzgebung  und  Rechtspflege  Industrie -Unter- 
nehmungen entstehen  und  sich  ausbreiten,  die  den  dortigen  Ver- 
hältnissen angemessen  sind." 

Während  so  einerseits  die  Freiheit  des  Verkehrs  zwischen 
Österreich  und  Ungarn  statuiert  wurde,  suchte  Österreich  auch  sich 
in  seinem  Verhältnis  zum  Auslande  zu  einer  liberalen  Auffassung 
durchzuringen. 

Von  der  Absicht  beseelt,  in  ein  engeres  Verhältnis  zu  Deutsch- 
land zu  treten,  wandte  sich  das  österreichische  Ministerium  Schwarzen- 
berg  energisch  von  der  bisherigen  Isolierung  ab.  Ein  neuer  liberaler 
Tarif  sollte  die  Brücke  zur  begehrten  wirtschaftlichen  Union  mit 
Deutschland  bilden.  Dieser  Tarif,  der  1851  einer  Konferenz  von 
Sachverständigen  aus  allen  Ländern  der  Monarchie  vorgelegt  wurde, 
fand  eine  abweichende  Beurteilung.  Während  die  Vertreter  der 
Industriegegenden  den  Zollschutz  zu  gering  fanden,  forderten  die 
ungarischen  Sachverständigen  größere  Freiheit,  und  so  zeigten  sich 
schon  bei  dieser  ersten  geüaeinsamen  Beratung  die  aus  der  unter- 
schiedlichen wirtschaftlichen  Organisation  Österreichs  und  Ungarns 
fließenden  weitgehenden  Gegensätze.  Gewiß  war  der  Tarif  in 
seiner  schließlich  angenommenen  Form  als  ein  großer  Fortschritt  in 
der  Richtung  auf  Verkehrsfreiheit  und  in  technischer  Hinsicht  zu 
begrüßen.  63  der  wichtigsten  Artikel  hatten  früher  unter  Handels- 
verbot gestanden,  der  neue  Tarif  kannte  ein  solches  Verbot  nur 
noch  bei  sanitätspolizeilichen  Rücksichten.  Der  frühere  höchste  Zol 
von  2000  Gulden  wurde  auf  600  Gulden  herabgesetzt,  und  für 
15  Artikel  stipulierte  man  die  Zollfreiheit.  Bei  der  Ausfuhr  wie 
Durchfuhr  mußte  wohl  für  die  meisten  Waren  noch  Zoll  entrichtet 
werden,  aber  doch  nur  in  so  geringer  Höhe,  daß  von  einem  eigent- 
lichen Zoll  nicht  die  Rede  sein  konnte.  Der  neue  Tarif  trat  am 
1.  Februar  1852  unverändert  in  Kraft. 

Die  nächste  wichtige  Etappe  auf  dem  beschrittenen  Wege  zu 
größerer  Verkehrsfreiheit  war  der  Februarvertrag  mit  Preußen  von 
1853,  dessen  Dauer  auf  10  Jahre,  vom  1.  Januar  1854  bis  Ende 
Dezember  1864,  festgesetzt  war.  Die  segensreichste  Seite  dieses  Ver- 
trages   war    die    sehr    bedeutende    Ermäßigung    der    Zwischenzölle 
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zwischen  Deutschland  und  Österreich,  die  in  einzelnen  Fällen  sogar 
bis  zu  50  Proz.  des  allgemeinen  Zollsatzes  hinaufging.  Der  dadurch 
ermöglichte  größere  und  innigere  Verkehr  mit  dem  Deutschen  Reich 
war  von  wohltätigstem  Einfluß  auf  die  Monarchie,  wenn  allerdings 
auch  die  Hoffnung  einer  zollpolitischen  Verschmelzung  beider 
Länder,  eine  Hoffnung,  der  man  in  der  Bezeichnung  „Innenzölle" 
äußeren  sichtbaren  Ausdruck  verliehen  hatte,  nicht  in  Erfüllung 
ging.  Die  unmittelbarste  günstige  Wirkung  der  Annäherung  war') 
die  Umarbeitung  des  1851er  Tarifs,  deren  Ergebnis  der  Zoll- 
tarif vom  5.  Dezember  1853  bildete.  Weitere  Ermäßigung  der  Zoll- 
sätze, Ausdehnung  der  Zollfreiheit,  Aufhebung  der  Exportzölle  zum 
größten  Teil,  äußerst  niedrige  Bemessung  der  Durchgangszölle,  Ver- 
einfachung der  inneren  Zolleinteilung,  das  waren  die  hervor- 
stechendsten Merkmale  dieses  1853er  Tarifs.  Bald  aber  traten  die 
österreichischen  Industriellen  heftig  gegen  den  1853er  Tarif  auf, 
besonders  nach  der  Handelskrisis  von  1857.  Als  Hauptübel  wurden 
die  niederen  Zölle  und  der  noch  immer  große  Schmuggel  bezeichnet. 
Eine  umfassende  Enquete,  die  gegen  den  Willen  Brucks,  des  da- 
maligen österreichischen  Finanzministers  und  des  eigentlich  führenden 
Geistes  der  österreichischen  Wirtschaftspolitik  jener  Zeit  bis  Ende 
der  50er  Jahre,  veranstaltet  wurde,  erbrachte  aber  wenig  Beweise 
für  die  Berechtigung  der  Klagen  der  österreichischen  Industrie. 

Mit  dem  im  Jahre  nach  der  Enquete  erfolgenden  Tode  Brucl^s 
ging  jener  hochbefähigte  Staatsmann  Österreichs  dahin,  der  sich  für 
die  Zollunion  mit  Deutschland  mit  seiner  ganzen  Kraft  und  mit  den 
zweckmäßigsten  Mitteln  eingesetzt  hatte.  Seinen  Nachfolgern  aber 
war  der  Gedanke  der  wirtschaftlichen  Vereinigung  mit  Deutschland 
nur  ein  Behelf  im  Dienste  politischer  Ziele,  und  auch  der  liberalen 
wirtschaftlichen  Richtung  waren  sie  nicht  sonderlich  zugetan-).  Man 
zauderte,  die  Verhandlungen  mit  Preußen  zur  Vorbereitung  der  end- 
gültigen Union  im  Jahre  1860  zu  beginnnen,  wie  es  nach  Artikel 
XXV  des  1853  er  Tarifs  hätte  geschehen  müssen.  Mittlerweile  tauchte 
die  Meldung  vom  Cobden- Vertrag  auf,  und  bald  darauf  wurde  der 
Entwurf  eines  ähnlich  liberalen  Vertrages  zwischen  Preußen  und 
Frankreich  mit  der  Meistbegünstigungsklausel  publiziert.  Kein 
Wunder,  daß  Österreich  hierdurch  sehr  beunruhigt  wurde.  Mußte 
doch  insbesondere  die  Meistbegünstigungsklausel,  die  jeden  Österreich 
von  Preußen  eingeräumten  Vorteil  auch  auf  Frankreich  übertrug, 
jegliche  Zollunion  Österreichs  mit  Deutschland  vereiteln.      Den  In- 


1)  Lang,  a.  a.  0.,  S.  187. 
-)  Lang,  a.  a.  C,  S.  193. 
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dustriellen  waren  aber  die  niederen  Sätze  des  Vertrages  ein  Dorn 
im  Auge,  und  am  5.  Juli  1862  fordorte  Giskra  im  Reichsrat  im 
Namen  von  112  Gesinnungsgenossen  die  Regierung  zur  Verliinderung 
des  preußisch-französisclien  Vertragsschlusses  auf.  So  war  die  bisher 
unter  der  Asche  glimmende  schutzzöllnerische  Glut  zur  hellen  Flamme 
aufgelodert.  Der  preußisch-französische  Vertrag  wurde  aber  noch  in 
demselben  Jahr,  1862,  von  dem  preußischen  Abgeordnetenhaus  ange- 
nommen, und  selbst  die  übrigen  Staaten  des  Zollvereins  folgten,  wenn 
auch  nach  langem  Sträuben,  dem  von  Preußen  gegebenen  Beispiel. 
Und  1864  wurden  ferner  sämtliche  Zollvereinsverträge  erneuert,  so- 
daß  auch  die  Hoffnung  der  Wiener  Regierung,  die  süddeutschen 
Staaten  von  Preußen  abzulenken,  abermals  vereitelt  wurden.  Die 
veränderten  Verhältnisse  zwangen  schließlich  auch  Österreich  zu 
einer  Umgestaltung  seines  1863  er  Tarifs.  Hierbei  kamen  sowohl  die 
Bestrebungen  der  österreichischen  Regierung  nach  einer  Aveiteren 
Herabsetzung  der  Zölle  wie  diejenigen  der  Industrie  nach  einer 
Steigerung  des  Zolles  zur  Geltung.  Bei  56  Posten  trat  eine  Er- 
höhung, bei  37  eine  Ermäßigung  ein.  Nach  heftiger  Debatte  votierte 
der  österreichische  Reichsrat  den  veränderten  Tarif  am  29.  Mai  1865, 
der  dann  gleichzeitig  mit  dem  preußisch-französischen  am  1.  Juli 
1865  in  Kraft  trat.  Außerdem  mußte  Österreich  infolge  des  letzt- 
genannten Vertrages  auch  seinen  allgemeinen  Tarif  umändern,  und 
zwar  in  allen  jenen  Fällen,  wo  der  preußische  Zoll  auf  französische 
Ware  und  der  österreichische  Zoll  auf  preußische  Ware  insgesamt 
geringer  war  als  der  allgemeine  österreichische  Zoll  auf  französische 
Ware.  Dieser  letztere  wurde  so  weit  ermäßigt,  daß  es  für  den  öster- 
reichischen Importeur  nicht  vorteilhafter  war,  französische  Ware  aus 
Preußen  zu  beziehen.  In  dieser  Form  wurde  der  Tarif  vom  öster- 
reichischen Parlament  angenommen  und  trat  mit  den  beiden  ge- 
nannten Verträgen  gleichzeitig  in  Kraft. 

Der  1865  er  preußisch-österreichische  Vertrag,  gewöhnlich  April- 
vertrag genannt,  bedeutete  offenbar  den  Bankrott  der  Zukunfts- 
träume einer  Zollunion  mit  Deutschland. 

Jetzt  erwartete  man  von  den  neuen  Verbündeten  den  Auf- 
schwung des  wirtschaftlichen  Lebens  in  Österreich.  Am  11.  De- 
zember 1865  wurde  der  französisch-österreichische  und  am  16.  De- 
zember desselben  Jahres  der  englisch-österreichische  Vertrag  abge- 
schlossen. In  beiden  am  1.  Januar  1867  in  Kraft  tretenden  Ver- 
trägen gewährleisteten  sich  die  Parteien  einander  die  Meistbe- 
günstigung. 


—     16     — 

3.  Die  Entwicklung  von  1867  bis  Ende  1897. 

Der  Krieg  von  1866  rief  in  dem  wirtschaftlichen  Verhältnis 
Österreichs  zu  Ungarn  eine  bedeutende  Umgestaltung  hervor.  Dem 
Kriege  von  1866  ist  besonders  der  Vollzug  des  Ausgleichs  zwischen 
Österreich  und  Ungarn,  die  Anerkennung  und  Wiedereinsetzung  der 
Konstitution  Ungarns  zu  verdanken,  worum  schon  lauge  Unter- 
handlungen geführt  worden  waren.  Die  leitenden  Staatsmänner 
Österreichs  konnten  sich  nicht  länger  der  Einsicht  verschließen,  daß 
doch  die  stete  Unzufriedenheit  Ungarns  eine  gesunde  Fortentwick- 
lung der  Monarchie  verhindere,  und  diese  Erkenntnis  gab  die  Ver- 
anlassung zur  Aussöhnung  mit  der  ungarischen  Nation.  Im  Jahre 
1867  kam  so  der  politische  Ausgleich  Ungarns  mit  Österreich  zu- 
stande, ein  Ausgleich,  der  auch  tiefgehende  Modifikationen  in  den 
Handelsangelegenheiten  der  Monarchie  herbeiführte.  Es  beginnt 
jetzt  die  zweite  Periode  in  der  Entwicklung  der  Handelsbeziehungen 
zwischen  Österreich  und  Ungarn,  die  sich  durch  die  selbständige 
Stellung  Ungarns  charakterisiert.  Ungarn  erhielt  wieder  sein  selb- 
ständiges verantwortliches  Ministerium,  und  es  lebte  Avieder  die 
selbständige  Gesetzgebung  des  Landes  auf.  Die  vom  ungarischen 
Reichstag  1847 — 1848  beschlossenen,  vom  Kaiser  Ferdinand  sank- 
tionierten sogenannten  1848  er  Gesetze  wurden,  nachdem  sie  außer 
Wirksamkeit  gesetzt  worden,  durch  den  Gesetzartikel  XII  1867*  mit 
einigen  Modifikationen  wieder  ins  Leben  gerufen.  Dem  politischen 
Ausgleich  folgte  bald  der  wirtschaftliche.  In  diesem  ungarischen 
Gesetz  und  dem  ihm  entsprechenden  österreichischen  vom  21.  De- 
zember 1867  ist  sowohl  die  politische  wie  auch  die  wirtschaftliche 
Organisation  der  auf  Dualismus  und  Parität  beruhenden  österreichisch 
ungarischen  Monarchie  niedergelegt. 

Beide  Staaten  haben  einen  gemeinschaftlichen  Monarchen,"  der 
Kaiser  von  Österreich  und  König  von  Ungarn  ist.  Diese  ver- 
bundenen Staaten  bilden  einen  unteilbaren  und  unzertrennlichen,  ge- 
meinsamen Besitz  des  jedesmal  nach  der  Erbfolgeordnung  zum  Throne 
berufenen  Herrschers.  Im  übrigen  sind  diese  beiden  Staaten  „zwei 
gesonderte  und  ganz  gleichberechtigte  Teile",  und  ist  jeder  der- 
selben legislativ  und  administrativ  vom  anderen  unabhängig  (U.  G. 
A.  1867,  Einl.  al.  4,  §§  3,  23,  29).  Außer  den  unbedingt  gemein- 
samen Angelegenheiten  (Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten, 
Kriegswesen,  Finanzwesen,  insoweit  als  die  Kosten  der  obigen  zwei 
Angelegenheiten  reichen,  gemeinsame  Staatsschuld)  werden  noch  5 
weitere  Angelegenheiten  zwar  nicht  als  unbedingt  gemeinsam  er- 
klärt,   jedoch    als    solche,    bezüglich    deren    zwischen    Ungarn    und 
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Österreich  von  Fall    zu  Fall  Vereinbarungen    behufs   gleichmäßigen 
Vorgehens  geschlossen  werden  sollen.     Es  sind  das  folgende: 

1.  die  kommerziellen  Angelegenheiten; 

2.  jene  indirekten  Steuern,  welche  mit  der  Industrieproduktion 
in  enger  Verbindung  stehen; 

3.  Behandlung  aller  Zollinien  bzw.  die  Zolleinnahmen; 

•i.  Behandlung  gewisser,  beide  Teile  durchziehender  Eisen- 
bahnen ; 

5.  Feststellung  des  Münzwesens  und  des  Geldfußes. 

Die  Zoll-  und  Handelsangelegenheiten  sind  also  nicht  „gemein- 
same Angelegenheiten",  sondern  nur  „Angelegenheiten  von  gemein- 
samem Interesse",  deren  Erledigung  im  gemeinsamen  Einvernehmen 
durch  das  Gesetz  wohl  als  zweckmäßig  erklärt  wird,  die  im  Falle 
einer  Erfolglosigkeit  der  Verständigung  aber  dem  Lande  selbständig 
verbleibt.  Daher  gehören  auch  die  Zoll-  und  Handelsverträge  zum 
Rechtskreise  des  ungarischen  Reichstages  und  des  Reichsrates. 

In  dem  hierauf  bezüglichen  §  58  des  G.  A.  XII  vom  Jahre 
1867  heißt  es:  „Auch  die  Gemeinsamkeit  der  kommerziellen  An- 
gelegenheiten folgt  nicht  aus  der  pragmatischen  Sanktion;  denn  im 
Sinne  der  letzteren  sind  die  Länder  der  ungarischen  Krone  rechtlich 
abgesondert  von  den  übrigen  Ländern  des  Landesfürsten,  könnten 
daher  als  solche  durch  ihre  eigene  verantwortliche  Regierung  und 
Gesetzgebung  Verfügungen  treffen  und  durch  Zollinien  ihre 
kommerziellen  Angelegenheiten  regeln."  Und  der  §  68  statuiert  zum 
Schluß  noch  einmal  ausdrücklich  die  Selbständigkeit  und  die  Rechte 
Ungarns:  „Es  ist  selbstverständlich,  daß,  wenn  und  inwiefern  eine 
Vereinbarung  über  die  aufgezählten  Gegenstände  nicht  gelingen 
sollte,  das  Land  sich  sein  selbständiges  gesetzliches  Verfügungs- 
recht vorbehält,  und  alle  seine  Rechte  auch  in  dieser  Beziehung  un- 
versehrt bleiben." 

Nur  widerwillig  und  nach  heftigem  Sträuben  hatte  Wien  in 
diese  Form  der  Regelung  eingewilligt;  bis  zum  letzten  Augenblick 
hatte  es  daran  festzuhalten  versucht,  daß  die  Handelsangelegenheiten 
wenigstens  in  ihren  internationalen  Beziehungen  als  gemeinsame  An- 
gelegenheiten zu  betrachten  seien.  Franz  Deak,  der  große  Schöpfer 
des  Ausgleichs,  war  aber  in  diesem  Punkte  unerbittlich  und  eher 
zur  Preisgabe  aller  erzielten  Erfolge  als  zur  Einwilligung  in  eine 
solche  Einengung  der  Rechte  des  ungarischen  Staates  und  des 
Königs  von  Ungarn  bereit. 

In  Erwägung  der  zahlreichen  und  wichtigen  gegenseitigen 
Berührungen  der  Interessen  bringt  der  §  59  des  G.  A.  XII  die  Bereit- 
willigkeit des  Reichstages  zum  Ausdruck,  „daß  rücksichtlich  ^  der 
w.  2 
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kommerziellen  Angelegenheiten  der  Länder  der  ungarischen  Krone 
einerseits  und  der  übrigen  Länder  Sr.  Majestät  andererseits  von  Zeit 
zu  Zeit  ein  Zoll-  und  Handelsbündnis  geschlossen  werde.  Nach  §  61 
muß  weiter  der  Abschluß  eines  solchen  Bündnisses  ,.im  Wege  eines 
wechselseitigen  Übereinkommens"  erfolgen,  „wie  ähnliche  Verein- 
barungen zweier  rechtlich  voneinander  unabhängigen  Länder  zu 
geschehen  pflegen".  Was  mit  dieser  Art  der  Regelung  gemeint  ist, 
lehrt  der  weitere  Wortlaut  desselben  Paragraphen:  „Die  gemein- 
schaftlichen Ministerien  haben  im  gemeinschaftlichen  Einvernehmen 
den  detaillierten  Entwurf  des  Bündnisses  anzufertigen,  den  betreffenden 
Reichstagen  vorzulegen,  und  die  Beschlüsse  der  beiden  Reichstage 
sind  dann  Sr.  Majestät  zur  Sanktion  zu  unterbreiten." 

Auf  dieser  kurz  skizzierten  Grundlage  entstand  kraft  des 
ungarischen  Gesetzes  XVI  vom  Jahre  1867  das  erste  österreichisch- 
ungarische  Zoll-  und  Handelsbündnis  vom  24.  Dezember  1867,  das 
für  beide  Staaten  zunächst  auf  die  Dauer  von  10  Jahren  ein  gemein- 
sames Zollgebiet  schuf.  Es  wurde  damit  das  seit  1850  tatsächlich 
bestandene  einheitliche  Zollgebiet  der  damals  offiziell  „Österreich" 
benannten  Monarchie  auch  vertragsmäßig  als  österreichisch-ungarisches 
gemeinsames  Zollgebiet  aufrecht  erhalten,  und  die  bis  zum  Jahre  1867 
durch  die  österreichische  (zentralistische)  Regierung  geleitete  Zoll- 
und  Handelspolitik  wird  seit  dem  genannten  Jahre  durch  die  öster- 
reichische und  die  ungarische  Regierung  nach  erfolgter  gegenseitiger 
Verständigung  geleitet.  Ungarn  ist  von  nun  an  bei  zoll-  und  handels- 
politischen Angelegenheiten  ein  Österreich  völlig  gleichberechtigter 
Faktor. 

Nach  Überwindung  einiger  Schwierigkeiten  erfolgte  am  27.  Juni 
1878  die  Erneuerung  dieses  Bündnisses,  das  im  Jahre  1887  ohne 
weiteres  im  gegenseitigen  Einverständnis  der  beiden  Ländergebiete 
auf  weitere  10  Jahre  verlängert  wurde.  Eine  Zeitlang  bestand  das 
österreichisch -ungarische  Zoll-  und  Handelsbündnis  dann  nur  auf 
Grund  gegenseitiger  Verfügungen  und  Vereinbarungen.  Auf  die  neuere 
Entwicklung  und  die  gegenwärtige  Lage  der  zoll-  und  handels- 
politischen Beziehungen  Österreichs  und  Ungarns  werden  wir  weiter 
unten  in  einem  besonderen  Abschnitt  noch  näher  eingehen.  An 
dieser  Stelle  wollen  wir  zunächst  die  unter  der  Herrschaft  des  Zoll- 
und  Handelsbündnisses  gegenüber  dem  Ausland  befolgte  Zollpolitik 
der  Gesamtmonarchie  kurz  skizzieren. 

Im  Sinne  des  Zoll-  und  Handelsbündnisses  blieben  sowohl  der 
zu  jener  Zeit  gültige  Zolltarif  als  auch  die  Vorschriften  über  Er- 
hebung und  Verwaltung  der  Zölle  in  voller  Kraft,  und  ebenso 
wurden  die  bis  dahin  mit  fremden  Staaten  abgeschlossenen  Verträge, 
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welche  die  Regelung  wirtschaftlicher  Beziehungen  zum  Ausland 
bezwecken,  aufrecht  erhalten  und  für  den  Abschluß  neuer  derartiger 
Verträge  der  Grundsatz  aufgestellt,  daß  diese  vorbehaltlich  der  ver- 
fassungsmäßigen Genehmigung  beider  Legislativen  durch  den  Minister 
des  Äußeren  auf  Grundlage  der  Vereinbarungen  zu  geschehen  habe, 
welche  zwischen  den  betreffenden  Ressortministern  beider  Teile 
stattzufinden  haben. 

Das  letzte  handelspolitische  Werk  des  Kaisertums  Österreichs 
war  der  italienische  Vertrag  vom  23.  April  1867.  Ehe  er  noch  in 
Wirksamkeit  trat,  wurde  der  österreichische  Kaiserstaat  durch  die 
österreichisch-ungarische  Monarchie  ersetzt. 

Zur  selben  Zeit,  als  Österreich  und  Preußen  auf  den  böhmischen 
Gefilden  in  blutigem  Ringen  miteinander  lagen,  arbeitete  der  Leiter 
des  österreichischen  Handelsministeriums,  Depretis,  eine  Denkschrift 
über  die  Richtung  der  zu  befolgenden  Zollpolitik  aus.  In  dieser 
Denkschrift  wird  die  bisherige  österreichische  Wirtschaftspolitik, 
sich  durch  Schutzzölle  von  Deutschland  abzuschließen,  hart  verurteilt 
und  der  möglichst  baldige  Eintritt  in  den  Zollverein  durch  Herab- 
setzung der  eigenen  gewerblichen  Schutzzölle  lebhaft  befürwortet. 
Die  ungarischen  Staatsmänner,  die  jetzt  zum  erstenmal  amtlich  an 
der  Vorbereitung  von  Handelsverträgen  teilnahmen,  kamen  jenem 
Bestreben  durchaus  entgegen.  Aber  trotz  alledem  war  der  nach 
längeren  Verhandlungen  im  März  1868  unterschriebene  Vertrag  (März- 
vertrag) doch  nur  wenig  von  seinem  Geiste  berührt;  die  öster- 
reichische Opferwilligkeit  hatte  sich  allzuschnell  erschöpft.  Die 
Konzessionen,  die  für  Ungarn  ein  Opfer  bedeuteten:  Zollfreiheit  für 
Rohprodukte  und  Ermäßigung  der  Viehzölle  wurden  in  den  Vertrag 
aufgenommen,  während  die  weitere,  auch  von  der  ungarischen  Staats- 
regierung befürwortete  Forderung  Preußens  nach  einer  weiteren 
Ermäßigung  der  Zölle  für  Textilartikel  an  der  ablehnenden  Haltung 
Österreichs  scheiterte. 

Den  ihm  seit  1867  gesetzlich  zustehenden  Einfluß  auf  die 
Leitung  der  Zoll-  und  Handelspolitik  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  hat  Ungarn  tatsächlich  jederzeit  zur  Wahrung  seiner 
Interessen  energisch  wahrgenommen.  Um  die  von  Ungarn  beobachtete 
zollpolitische  Haltung  voll  zu  verstehen  und  zu  würdigen,  müssen 
wir  hier  einige  erläuternde  Ausführungen  einflechten. 

Ungarn  trat  zu  Beginn  der  neuen  Ära  als  ein  reiner,  vorwiegend 
Getreide  bauender  Agrikulturstaat  mit  seinem  ganzen  großen  Getreide- 
reichtum auf  die  Weltmärkte.  Die  zu  Mitte  der  60er  Jahre  fertig- 
gestellten Eisenbahnverbindungen,  reiche  Getreideernten  und  schlechte 
Ergebnisse  der  Landwirtschaft  in  den  westeuropäischen  Staaten  ver- 
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schafften  Ungarn  die  Stellung  als  Kornkammer  Europas,  und  die 
enorme  Ausfuhr  führte  eine  -wesentliche  Ausdehnung  der  wirtschaft- 
lichen Kräfte  des  Landes  herauf.  Dieser  Aufschwung  Ungarns  fällt 
zeitlich  mit  der  eigentümlichen  Blüteperiode  der  Freihandelspolitik 
in  den  meisten  europäischen  Staaten  zusammen.  Für  das  damalige 
Ungarn  selbst  konnte  natürlich  diese  Politik  nur  als  die  einzig 
mögliche  Richtschnur  angesehen  werden.  Im  Lande  regten  sich  erst 
die  Keime  industrieller  Tätigkeit,  die  von  der,  ganz  die  Vorherrschaft 
einnehmenden  Landwirtschaft  erzeugten  Produkte  konnte  ganz  Öster- 
reich-Ungarn allein  nicht  aufnehmen,  so  daß  die  Ausfuhr  sich  als 
absolute  Notwendigkeit  darstellte,  während  eine  Einfuhr  landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse  nicht  zu  befürchten  stand.  Im  Gegensatz 
zum  österreichischen  Reichsrat,  bei  dem  sich,  wie  wir  schon  sahen, 
bei  den  Verhandlungen  des  1865er  Vertrages  schutzzöllnerische 
Strömungen  bemerkbar  machten,  hielt  so  in  Ungarn  die  Regierung 
sowohl  wie  die  öffentliche  Meinung  an  der  absoluten  Handelsfreiheit 
fest.  Dieses  handelspolitische  Bekenntnis  erfuhr  keinerlei  Veränderung 
bis  etwa  1880,  und  mehrmals  paralysierte  die  ungarische  Regierung 
während  dieser  Zeit  die  von  den  österreichischen  Industriellen  und 
der  österreichischen  Regierung  ausgehenden  schutzzöllnerischen  Be- 
strebungen. Die  allgemein  herrschende  Ansicht  hielt  ein  gemeinsames 
Zollgebiet  nur  bei  möglichst  vollkommener  Handelsfreiheit  für  er- 
wünscht. Da  einerseits  Ungarns  Landwirtschaft  eines  Schutzes  durch 
Zölle  nicht  bedurfte,  hohe  Zölle  für  Industrieartikel  das  Land  aber 
bei  der  geringen  Entwicklung  seiner  Industrie  den  österreichischen 
Industriellen  tributär  gemacht  hätten,  so  wurden  die  wirtschaftlichen 
Interessen  Ungarns  um  so  besser  gewahrt,  je  niedriger  die  Zollsätze 
waren.  So  legte  sich  Ungarn  für  jeden  neuen  Handelsvertrag  ins 
Zeug,  der  dem  landwirtschaftlichen  Export  des  Landes  die  Möglich- 
keit zur  Ausdehnung  bot,  selbst  wenn  dieselbe  nur  gegen  eine  Er- 
mäßigung von  Zöllen  des  österreichisch-ungarischen  Tarifs  zu  erlangen 
war.  An  Ungarns  Widerstand  scheiterte  daher  auch  die  Revision 
des  provisorischen  Zolltarifs  vom  Jahre  1865.  Die  Schwierigkeiten, 
die  sich  aus  dem  gleichzeitigen  Bestehen  des  allgemeinen  Zolltarifs 
und  der  diesen  Zolltarif  modifizierenden  Zoll-  und  Handelsverträge 
mit  Großbritannien,  Frankreich,  Italien  und  Deutschland  namentlich 
für  Österreich  mit  seinem  regeren  Auslandsverkehr  ergeben  mußten, 
veranlaßten  die  österreichische  Regierung  mit  der  ungarischen  behufs 
Revision  des  Zolltarifs  Fühlung  zu  nehmen.  Die  letztere  hielt  aber 
in  Anbetracht  der  entgegengesetzten  Strömungen  der  beiderseitigen 
Länder,  von  denen  Österreich  den  Schutzzoll,  Ungarn  aber  den  Frei- 
handel   fordern    würde,    eine  Einigung    durch  Kompromisse    für  un- 
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möglich    und    wußte    stets    neue  Ursachen    zu    finden,    um    die    von 
Österreich  gewünschte  Tarifform  endgültig  scheitern  zu  lassen. 

Die  schutzzöllnerische  Bewegung  zog  aber  mittlerweile  in 
Österreich  immer  weitere  Kreise,  und  die  zunehmende  Unzufriedenheit 
mit  dem  Freihandel  erhielt  neue  kräftige  Nahrung  durch  die  wirt- 
schaftliche Krisis  von  1873,  die  vielen  unerfüllt  gebliebenen  Er- 
wartungen der  österreichischen  Industriellen  anläßlich  der  Wiener 
Weltausstellung  und  den  plötzlichen  Umschwung  der  aktiven  Handels- 
bilanz in  eine  passive  im  Jahre  1874.  So  stieg  jetzt  die  Industrie 
rasch  zum  mächtigsten,  ja  geradezu  dominierenden  Faktor  im  wirt- 
schaftlichen Leben  Österreichs  empor,  und  als  im  Jahre  1875  der 
Zeitpunkt  zur  Geltendmachung  des  Kündigungsrechts  der  englischen 
Nachtragskonvention,  des  freihändlerischen  Dorns  im  Auge  der 
Industriellen,  eintrat,  war  die  österreichische  Regierung  genötigt, 
der  englischen  die  Lösung  der  Nachtragskonvention  vorzuschlagen. 
Die  ungarische  Regierung  mußte  nach  langen  Verhandlungen  sich 
fügen,  und  das  um  so  mehr,  als  sie  selbst  gleichzeitig  das  öster- 
reichisch-ungarische Zoll-  und  Handelsbündnis  kündigte,  und  dies 
ohnehin  den  Beginn  einer  neuen  handelspolitischen  Ära  bedeutete. 
Man  pflegt  die  englische  Nachtragskonvention  als  die  letzte  Dekla- 
ration der  freihändlerischen  Richtung  in  der  Zollpolitik  der  Monarchie 
zu  bezeichnen,  doch  trifft  dies  nicht  zu.  Als  der  letzte  hervorragende 
Markstein  der  freihändlerischen  Richtung  der  Monarchie  muß  viel- 
mehr der  rumänische  Vertrag  vom  22.  Juni  1875  betrachtet  werden, 
und  hierbei  war  Ungarn  der  leidtragende  Teil.  Groß  waren  die 
Schwierigkeiten,  welche  die  Verständigung  bereitete.  Dieselben 
lagen  vor  allem  in  der  Zollfreiheit  des  rumänischen  Getreides. 
Schon  1874  klagten  die  ungarischen  Landwirte  über  eine  Über- 
schwemmung des  Marktes  mit  rumänischem  Weizen.  Wenn  schließ- 
lich trotzdem  das  neue  ungarische  Kabinett  Tisza  in  der  Frage  der 
Zollfreiheit  des  rumänischen  Getreides  nachgab,  so  sprachen  hierfür 
verschiedene  Gründe.  Erstens  schuf  Rumänien  im  Jahre  1874  ein 
Zollgesetz,  das  den  Verkehr  mit  diesem  Lande  sehr  erschwert  hatte, 
und  zweitens  hatte  Ungarn  bei  den  Verhandlungen  seinen  Stand- 
punkt nicht  von  Anfang  an  mit  der  erforderlichen  Entschiedenheit 
vertreten,  weshalb  es  später  nicht  opportun  erschien,  den  Vertrag 
wegen  dieses  einen  Punktes  ganz  fallen  zu  lassen.  Der  schließlich 
zustande  gekommene  Vertrag  bürdete  mit  der  Zollfreiheit  des  Ge- 
treides und  den  günstigen  Viehzöllen  innerhalb  der  Monarchie  nur 
Ungarn  ein  Opfer  auf,  dessen  Rohproduktion  so  die  dem  öster- 
reichischen Gewerbe  erwirkten  großen  Vorteile  bezahlte.  Und  das 
zu  einer  Zeit,  wo  ganz  Europa  den  Übergang  zur  schutzzöllnerischen 
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Eichtung  im  Zeichen  der  agrarischen  Interessen  vollzog,  und  wo  in 
Ungarn  selbst  jene  Bewegung  die  Oberhand  gewann,  die  die  Zoll- 
gemeinsamkeit der  schlimmsten  Gefährdung  der  Landwirtschaft  und 
Industrie,  überhaupt  der  gesamten  wirtschaftlichen  Interessen  des 
Staates  anklagte. 

Inzwischen  waren  die  Handelsverträge  mit  Großbritannien, 
Italien  und  Frankreich  gekündigt,  derjenige  mit  Deutschland  ging 
seinem  Ende  entgegen,  und  nun  kündigte  Ungarn,  wie  schon  er- 
w^ähnt,  das  Zoll-  und  Handelsbündnis.  So  bedurfte  es  einer  Fest- 
stellung der  zukünftigen  Zollpolitik  und  damit  des  Zolltarifs  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie.  Die  zu  diesem  Zweck  zwischen 
der  österreichischen  und  der  ungarischen  Regierung  gepflogenen  Ver- 
handlungen dauerten  von  Ende  1875  bis  Mitte  1878.  Aber  so  groß 
war  der  Interessengegensatz,  daß  nur  der  Druck  der  politischen 
Lage  und  die  orientalischen  Wirren,  namentlich  die  notwendig 
gewordene  Okkupation  Bosniens  und  der  Herzegowina,  das  neue 
Zoll-  und  Handelsbündnis  zustande  brachten. 

Um  diese  Zeit  regten  sich  schon  mächtiger  die  Bestrebungen 
nach  einem  selbständigen  ungarischen  Zollgebiet.  Die  von  Mudrony, 
der  leitenden  Persönlichkeit  des  Landesindustrievereins,  im  Jahre 
1873  ins  Leben  gerufene  Bewegung  nach  einem  selbständigen  Zoll- 
gebiet im  ungarischen  Lande  fand  starken  Widerhall.  Mudrony 
vertrat  mit  aller  Energie  den  Standpunkt,  daß  ein  selbständiges 
Zollgebiet  die  erste  unerläßliche  Voraussetzung  für  die  national- 
wirtschaftliche Gesundung  des  Landes  bilde.  Er  wies  hin  auf  die 
Stellung  mancher  Kolonien  zu  ihren  Mutterländern  und  auf  Schweden- 
Norwegen,  wo  jedes  Land  trotz  der  politischen  Zusammengehörigkeit 
stets  für  sich  ein  selbständiges  Zollgebiet  bildete.  Das  selbständige 
Zollgebiet  würde  nach  Mudrony  dazu  beitragen,  einen  regelrechten, 
geordneten  Getreidehandel  in  der  Landesmetropole  zu  zentralisieren 
und  die  Übermacht  Wiens  auf  diesem  Gebiete  zu  brechen.  Gleich- 
wohl erklärte  sich  die  öffentliche  Meinung,  insbesondere  die  land- 
wirtschaftlichen Vereine,  Handels-  und  Gewerbekammern  usw.,  für 
die  Aufrechterhaltung  des  gemeinsamen  Zollgebietes,  und  nur  Ände- 
rungen finanzieller  Natur  wurden  bei  dem  neuen  Ausgleich  verlangt. 
Zum  Verständnis  dieser  letzteren  erscheinen  einige  erläuternde  Aus- 
führungen am  Platze.  Es  wurden  im  Sinne  des  Zollbündnisses  die 
Zucker-,  Bier-  und  Branntweinsteuer  zwar  nach  gemeinsamen  Prin- 
zipien behandelt,  aber  von  jedem  Staat  separat  erhoben.  Infolge  des 
viel  höheren  Alters  und  der  weitaus  größeren  Bedeutung  der  be- 
treffenden Industriezweige  in  Österreich  bildete  sich  nun  das  Miß- 
verhältnis heraus,  daß  der  ungarische  Staat  an  den  österreichischen 
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bei  dem  starken  Konsum  Ungarns  an  Zucker  und  Bier  österreichischer 
Herkunft  eine  sehr  hohe  Steuer  zahlte,  für  die  der  kleine,  Ungarn 
zufließende  Betrag  aus  dem  Verbrauch  Österreichs  an  ungarischem 
Spiritus  keinerlei  hinreichendes  Äquivalent  bot.  Man  empfand  das 
in  Ungarn  als  ungerechte  Belastung,  die  bei  Erneuerung  des  Zoll- 
bündnisses zu  beseitigen  sei.  Gleichwohl  kam  eine  gründliche 
Besserung  vorläufig  noch  nicht  in  Frage,  weil  man  ohne  die  Er- 
richtung einer  Konsumsteuerlinie  hierzu  nicht  gelangen  zu  können 
glaubte  und  dann  wohl  auch  der  Ansicht  war,  daß  die  fortschreitende 
Entwicklung  der  betreffenden  ungarischen  Industriezweige  hierin  im 
Laufe  der  Zeit  ganz  von  selbst  Wandel  schaffen  würde.  Ein  anderer 
Übelstand  lag  in  folgendem.  Im  Sinne  des  Zollbündnisses  war  das 
Zollerträgnis  gemeinsam,  und  von  diesem  gemeinsamen  Einkommen 
wurden  die  Verzehrungssteuern  restituiert.  Da  aber  das  Zollerträgnis 
zur  Deckung  der  gemeinsamen  Auslagen  diente,  wurden  die  ein- 
zelnen Staaten  im  Verhältnis  zur  Quote  der  gemeinsamen  Auslagen 
(68,6  :  31,4)  damit  bedacht.  So  belasteten  naturgemäß  die  aus  dieser 
Kasse  bezahlten  Steuerrestitutionen  die  beiden  Staaten  wieder  nur 
im  gleichen  Verhältnis.  Die  Verzehrungssteuern  flössen  indes  nicht 
in  diesem  Verhältnis  den  beiden  Staaten  zu,  sondern  in  weit  stärkerem 
Maße  nach  Österreich  als  nach  Ungarn.  Ungarn  verlangte  daher, 
daß  die  Restitution  der  Verzehrungssteuer  jeden  Staat  in  demselben 
Verhältnis  belastete,  in  welchem  diese  Steuern  tatsächlich  bei  ihm 
eingehen.  Die  Differenz  zuungunsten  Ungarns  wurde  damals  auf 
ungefähr  7  Millionen  Gulden  geschätzt.  Dieses  Verlangen  aber 
wurde  in  Österreich  leidenschaftlich  bekämpft,  wo  man  vielfach  eine 
förmliche  Ungerechtigkeit  darin  erblickte,  daß  Ungarn,  trotzdem  das 
Verhältnis  der  beiden  Staaten  hinsichtlich  ihres  politischen  Gewichtes 
auf  Dualismus  und  Parität  beruht,  dennoch  zu  den  gemeinsamen 
Auslagen  nur  nach  Maßgabe  seiner  wirtschaftlichen  Kraft  an  der 
Tragung  der  Lasten  partizipierte.  Allen  Ernstes  stellte  man  das 
Verlangen,  daß  Ungarn  zu  den  gemeinsamen  Auslagen  im  Verhältnis 
der  Bevölkerung  mit  40  zu  60  Proz.  beitragen  sollte,  daß  also  das 
ärmere  Land  ebenso  belastet  werde  wie  das  reichere.  Auch  in  einer 
weiteren,  von  Ungarn  verlangten  finanziellen  Änderung  gingen  die 
Ansichten  der  beiden  Staaten  auseinander.  Das  Zollerträgnis  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  war  nämlich  infolge  der  sehr 
niedrigen  Kolonialwarenzölle,  die  das  Hauptkontingent  der  Ein- 
nahmen bilden,  eines  der  kleinsten  der  ganzen  Welt.  So  erschien 
die  Vermehrung  der  Zolleinnahmen  durch  Heraufsetzung  der  Kolonial- 
zölle im  Interesse  beider  Staaten  gelegen.  Österreich  aber  wehrte 
sich  dagegen,  weil  es  wegen  der  stärkeren  städtischen  Bevölkerung 
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am  Kolonialwarenkonsum  in  bedeutend  höherem  Maße  beteiligt  sein 
sollte  als  Ungarn,  und  damit  jede  Steigerung  der  genifinsamen  Zoll- 
einkünfte auf  dem  erwähnten  Wege  zum  Vorteil  Ungarns  und  zum 
Nachteil  Österreichs  erfolgt  wäre. 

Nicht  geringer  wie  hinsichtlich  der  finanziellen  Seite  des  Aus- 
gleichs waren  die  Gegensätze  zwischen  Österreich  und  Ungarn  hin- 
sichtlich der  handelspolitischen  Seite. 

Der  interessanteste  Punkt  der  modernen  Zoll-  und  Handels- 
geschichte ist  die  große  Wandlung,  welche  sich  zu  Ende  der 
70er  Jahre  fast  in  ganz  Europa  vollzog  und  darin  bestand,  daß  der 
Freihandel  nach  etwa  zwei  Jahrzehnte  langer  Alleinherrschaft  nun 
wieder  durch  die  schutzzöllnerische  Richtung  abgelöst  wurde.  Die 
beiden,  an  dieser  Stelle  besonders  interessierenden  großen  Momente 
dieser  Umgestaltung  sind  der  österreichisch-ungarische  autonome 
Zolltarif  vom  27.  Juni  1878  und  der  deutsche  autonome  Zolltarif 
vom  15.  Juli  1879. 

Bei  dem  österreichisch-ungarischen  Zolltarif,  der  die  Handels- 
beziehungen der  Monarchie  auf  autonomem  Wege  regelte,  hatte  sich 
die  ungarische  Regierung  noch  nicht  von  dem  Freihandelsbekenntnis 
losgesagt.  Leitend  waren  für  sie  bei  der  Festsetzung  des  Tarifs  die 
folgenden  Gesichtspunkte: 

1.  Bessere  Ausnutzung  der  Zölle  als  Staatseinnahmen,  daher 
Befürwortung  von  Finanzzöllen  und  Erhöhung  der  Zölle 
auf  stark  gebrauchte  Konsumartikel  wie  Kaffee,  Tee, 
Petroleum  usw. 

2.  Aufrechterhaltung  der  bisher  durch  Verträge  ermäßigten 
Zollsätze,  Erhöhungen  nur  in  einigen  besonderen  Fällen. 

3.  Einführung  mäßiger  AgrarzöUe,  aber  mit  dem  Charakter 
von  Finanzzöllen  oder  Kompensationsobjekten  bei  den 
Vertragsverhandlungen. 

In  diesen  Punkten  glaubte  Ungarn  den  von  den  österreichischen 
Industriellen  allgemein  vertretenen  schutzzöllnerischen  Bestrebungen 
hinreichend  entgegengekommen  zu  sein,  da  die  Verteuerung  der 
Waren  (auch  der  im  Zollinlande  erzeugten  österreichischen  Waren) 
durch  die  bisher  bestandenen  Vertragszölle  in  einer  durchschnitt- 
lichen Höhe  von  10 — 15  Proz.  des  Wertes  der  importierten  Artikel 
in  erster  Linie  die   Konsumenten  des  industriearmen  Ungarns  traf. 

Aber  die  Realisierung  seiner  Wünsche  gelang  Ungarn  nur  zum 
Teil,  da  die  mächtig  erstarkte  schutzzöllnerische  Richtung  der  öster- 
reichischen Großindustriellen  bei  der  Tarifrevision  und  Umgrenzung 
der  zukünftigen  Zollpolitik  mit  Erfolg  den  ersten  protektionistischen 
Schritt  zu  tun  imstande  war.     Höhere   Zollsätze    erzielte   besonders 


—    25    — 

die  österreichische  Textilindustrie,  aber  zu  einem  umfassenden 
systematischen  Zollschutz,  wie  ihn  die  österreichischen  Industriellen 
verlangt  hatten,  war  man  doch  noch  nicht  gekommen.  Energisch 
und  scharf  waren  bei  den  Verhandlungen  des  Zolltarifs  in  den 
Legislativen  die  kontroversen  Tendenzen  Ungarns  und  Österreichs 
betont  worden.  Für  Ungarn  war  der  neue  Zolltarif  zu  schutz- 
zöUnerisch,  ein  Abschwenken  von  der  bisherigen  Freihandelspolitik 
eine  zu  weitgehende  Konzession  an  die  österreichischen  Forderungen 
und  eine  neue  Belastung  des  Landes  durch  die  Zollerhöhung  für 
Textilwaren  zugunsten  der  Industriellen.  Im  österreichischen  Reichs- 
rat dagegen  schalt  man  die  Finanzzölle  als  lästige,  drückende  Fesseln 
der  arbeitenden  industriellen  Bevölkerung  und  erklärte  die  Industrie- 
zölle als  viel  zu  niedrig,  um  einen  wirksamen  Schutz  gegen  die 
hochentwickelten  Industrien  der  Weststaaten  gewähren  zu  können. 
Zum  Verständnis  der  ganzen  Verhältnisse  muß  an  dieser  Stelle  auf 
den  erheblichen  Unterschied  in  den  Äußerungen  des  schutzzöllne- 
rischen  Geistes  in  Deutschland  und  anderen  Staaten  einerseits  und 
in  Österreich -Ungarn  andererseits  kurz  hingewiesen  werden.  In 
Deutschland  standen  Industrie  und  Landwirtschaft  in  der  protektio- 
nistischen  Bewegung  Schulter  an  Schulter.  Für  die  Landwirtschaft 
handelte  es  sich  um  den  Schutz  gegen  die  gewaltig  herandrängende 
Konkurrenz  Amerikas.  Während  hier  also  die  Abwehr  des  aus- 
ländischen Wettbewerbs  für  alle  Wirtschaftszweige  in  gleicher  Weise 
organisiert  wurde,  ging  das  Ziel  der  schutzzöllnerischen  Richtung  in 
Österreich-Ungarn  einseitig  auf  die  Wahrung  der  Vorteile  einer 
einzigen  mächtigen  Erwerbsklasse  und  löste  damit  nicht  nur  einen 
heftigen  Interessenkampf  derselben  mit  dem  verbündeten  Staat  der 
Monarchie,  sondern  ebenso  eine  Reaktion  aller  nicht  jener  Erwerbs- 
klasse angehörenden  Bevölkerungsschichten  Österreichs  selbst  aus. 
Bei  der  Festsetzung  des  Zolltarifs  von  1878  und  während  der 
langen  zwischen  Österreich  und  Ungarn  in  Sachen  des  wirtschaft- 
lichen Ausgleichs  geführten  Unterhandlungen,  in  denen  der  Zolltarif 
eine  besonders  wichtige  Rolle  spielte,  entwickelten  sich  die  Keime 
der  späteren  Industriepolitik.  Man  betonte  in  Ungarn,  daß  ohne 
Industrie  dieses  Land  für  immer  die  Kolonie  Österreichs  bliebe,  und 
daß  die  österreichische  Industrie  schwer  auf  Ungarn  laste.  Man 
betonte,  daß  Ungarn  bei  einem  mit  Österreich  gemeinschaftlichen 
Zollgebiete  seine  Landwirtschaft  nicht  schützen  könne,  da  ja  Öster- 
reich-Ungarn in  seiner  landwirtschaftlichen  Produktion  überwiegend 
exportfähig  und  exportbedürftig  sei,  und  daß  daher  jeder  Agrarzoll 
mehr  oder  weniger  nutzlos  wäre.  Im  Gegensatz  dazu  bedeuteten 
die    industriellen    Zölle    einen    tatsächlichen    Avirksamen   Schutz   der 


—    26    — 

österreichischen  Industrie,  deren  Produkte  im  Preise  gesteigert  würden, 
was  aber  wieder  auf  das  industriearme  Ungarn,  welches  die  öster- 
reichischen Industrieprodukte  stark  konsumiere,  nachteilig  zurück- 
wirke. Somit  ist  Ungarn  der  österreichischen  Industrie  mit  vielen 
Millionen  tributär.  Das  war  die  in  Ungarn  herrschende  Auffassung 
des  Charakters  des  österreichischen  Zollgebietes,  und  sie  bildet  den 
Schlüssel  zum  Verständnis  der  seit  jener  Zeit  ungarischerseits  be- 
folgten Wirtschaftspolitik,  Ungarn  strebte  die  Förderung  der  Industrie 
durch  staatliche  Begünstigungen  an  wie  Verstaatlichung  des  Eisen- 
bahnnetzes usw.  Durch  den  Ausbau  des  Fiumer  Hafens  und  die 
Gründung  und  Subventionierung  der  Seeschiffahrtsgesellschaft  „Adria" 
wurde  eine  direkte  und  sichere  Verbindung  mit  den  westlichen 
Staaten,  wohin  der  Export  Ungarns  wesentlich  ging,  erzielt.  Aber 
dieser  ganze  Entwicklungsgang  war  nur  zu  deutlich  durch  die  tief- 
gehenden Gegensätze  in  den  wirtschaftlichen  Interessen  der  zoll- 
verbündeten beiden  Länder  charakterisiert. 

Deutschland  stellte  seinen  neuen  Zolltarif  im  Jahre  1879  fertig. 
Die  Verhandlungen  Österreich-Ungarns  mit  Deutschland  zwecks  Ab- 
schlusses eines  Tarifvertrages  blieben  aber  erfolglos.  Es  kam  bloß  der 
1881er  Meistbegünstiguugsvertrag  zustande,  der  zuerst  nur  bis  Ende 
1887  lief,  jedoch  infolge  mehrfacher  Verlängerungen  bis  Ende  1891 
in  Kraft  blieb.  In  demselben  Maße  aber,  wie  die  Aussichten  auf  eine 
Vertragspolitik  verblaßten,  waren  gewisse  Fragen  aufgetaucht,  die 
für  die  weitere  Entwicklung  der  Zollpolitik  Österreich-Ungarns  und 
besonders  die  zollpolitische  Auffassung  Ungarns  von  richtunggebender 
Bedeutung  waren.  Kurz  gesagt,  brach  sich  nach  Abschluß  des 
1881er  deutschen  Vertrages  in  Ungarn  allgemein  die  Ansicht  Bahn, 
daß  es  zur  Erlangung  eines  vorteilhaften  Verhältnisses  zu  Deutsch- 
land erforderlich  sei,  die  von  diesem  inaugurierte  Schutzzollpolitik 
selbst  aufzunehmen  und  Deutschlands  Einfuhr  in  die  österreichisch- 
ungarische Monarchie  zu  erschweren.  "Wesentlich  gefestigt  wurde 
diese  Überzeugung  durch  den  Umstand,  daß  Deutschland  1881  den 
Zoll  gewisser  Schafwollwaren  von  135  M.  auf  200  M.  und  den  Mehl- 
zoll von  2  M.  auf  3  M.  erhöhte.  Das  war  ein  empfindlicher  Schlag 
für  den  ungarischen  Export.  Sehr  nachteilig  wirkten  auch  die  Zoll- 
sätze auf  Holz,  das  neben  Getreide  den  wichtigsten  Ausfuhrartikel 
Ungarns  bildete.  Am  schwersten  aber  empfand  man  in  Ungarn  die 
von  Deutschland  getroflFenen  veterinärpolizeilichen  Verfügungen,  durch 
welche  die  regelmäßige  Ausfuhr  von  Vieh  nach  und  durch  Deutsch- 
land völlig  unsicher  wurde.  Kein  Wunder,  daß  diese  Beeinträchtigung 
der  Agrarinteressen  Ungarns  den  Wunsch  nach  ähnlichen  Verfügungen 
im  Lande  weckte.     Und  aus  diesen  Erwägungen  heraus  ließ  denn 


nun  Ungarn  seinen  früheren,  entschieden  und  schrofl'  ablehnenden 
Standpunkt  hinsichtlich  der  von  der  österreichischen  Regierung  ge- 
wünschten Revision  des  1878er  Zolltarifs  fallen:  es  wehrte  sich  gar 
nicht  mehr  gegen  die  Erhöhung  der  industriellen  Schutzzölle.  Öster- 
reich dagegen  erklärte  sich  mit  der  Steigerung  der  Getreide-  und 
Viehzölle  einverstanden,  und  selbst  in  dem  früher  so  strittigen  Punkt 
der  Finanzzölle  kam  man  zu  einer  Einigung.  Man  benutzte  dabei 
als  Maßstab  sowohl  für  die  Agrar-  wie  Industriezölle  die  Sätze  des 
1879  er  deutschen  autonomen  Zolltarifs.  So  hatte  man  sich  also  in 
Ungarn  von  dem  lange  hochgehaltenen  Ideal  des  Freihandels  end- 
gültig losgesagt,  und  wenn  man  sich  auch  noch  keineswegs  zum 
cnitschiedenen  Bekenntnis  des  Protektionismus  durchgerungen  hatte, 
so  war  doch  der  erste  Schritt  zu  ihm  hin  getan.  Man  will  vorläufig 
wenigstens  ungarischen  Produkten  den  angrenzenden  Nachbarstaaten 
gegenüber  denselben  Schutz  angedeihen  lassen,  den  Deutschland 
zugunsten  seiner  Agrarproduktion  gegenüber  Ungarn  ausübt.  So  soll 
nur  in  dem  Maße,  als  Deutschland  ungarisches  Vieh  hereinläßt,  auch 
Serbien  und  Rumänien  der  Viehimport  nach  Ungarn  gestattet  sein; 
mit  denselben  Zöllen,  die  das  ungarische  Getreide  in  Deutschland 
tragen  muß,  sollen  auch  in  Zukunft  Rußland,  Serbien  und  bei  Ablauf 
des  rumänischen  Vertrages  auch  Rumänien  belegt  werden.  Also 
überall  trat  der  Wunsch  des  Gleichgewichtes  der  Interessen  des 
Importes  und  Exportes  hervor,  der  sich  dann  in  der  Folge  bald 
zum  ausgesprochenen  Streben  nach  Zollschutz  verdichten  sollte. 

Auf  dieser  kitrz  skizzierten  Basis  kam  der  österreichisch- 
ungarische Zolltarif  von  1882  zustande.  Die  von  Ungarn  immer 
noch  gehegte  Hoffnung  auf  eine  engere  zollpolitische  Vereinigung 
mit  Deutschland  mußte  bald  völlig  schwinden,  und  nun  drängte  sich 
der  Wunsch  nach  Retorsionen  seitens  des  Landes  energisch  in  den 
Vordergrund.  Wenn  mit  dem  neuen  österreichisch-ungarischen  Zoll- 
tarif der  Abschluß  von  Tarifverträgen  mit  den  für  die  Monarchie 
wichtigsten  Staaten  nicht  gelang,  die  fremden  Länder  aber  mit  ihrer 
autonomen  Zollpolitik  den  Export  des  Landes  immer  empfindlicher 
trafen,  was  blieb  dann  schließlich  anders  übrig  als  die  Erhöhung 
des  Tarifes  von  1882,  womit  man  den  fremden  Staaten  wirksam 
begegnen  konnte.  Und  schon  im  Jahre  1885  wurde  den  beiden 
Parlamenten  ein  von  Retorsionsabsichten  diktierter  Gesetzentwurf,  die 
sogen.  1885er  Zollnovelle,  unterbreitet,  der  aber,  Aveil  durch  die  da- 
maligen politischen  Verhältnisse  Österreichs  die  parlamentarische 
Behandlung  unmöglich  gemacht  wurde,  noch  nicht  Gesetz  werden 
konnte.  Erst  im  Jahre  1887  —  diesmal  aber  auf  noch  viel  breiterer 
Basis    —    gelangte    die  Vorlage    neuerlich    vor    die  Parlamente  und 
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wurde  nun  angenommen.  In  dem  1887er  Zolltarif  ist  kein  Hauch 
der  früheren  Freihandelsprinzipien  Ungarns  mehr  zu  verspüren.  Sie 
sind  endgültig  überwunden.  Die  Getreidezölle  wurden  der  Höhe  der 
deutschen  Sätze  gemäß  normiert,  und  für  fast  alle  Agrarprodukte 
wurde  der  Zollschutz  eingeführt.  Dagegen  setzte  Ungarn  auch  der 
weiteren  Erliöhung  der  industriellen  Schutzzölle  keinerlei  "Widerstand 
entgegen,  wies  jedoch  als  oberste  Grenze  auf  die  Höhe  der  deutschen 
Zölle  hin.  Bei  denjenigen  Artikeln  allerdings,  die  wie  Leder,  Eisen 
und  Eisenwaren  bereits  auch  in  Ungarn  die  Keime  einer  industriellen 
Entwicklung  erkennen  ließen,  hatte  man  auch  in  Ungarn  gegen  die 
deutschen  Zölle  übersteigende  Tarifsätze  nichts  einzuwenden.  Man 
durfte  aber  selbst  jetzt  noch  nicht  das  Bestreben  nach  „Schutz  der 
heimischen  Arbeit"  als  den  wahren  treibenden  Faktor  dieser  Ent- 
wicklung proklamieren.  Vielmehr  waltete  auch  jetzt  noch  der  Gedanke 
vor,  durch  die  Aufrichtung  solch  hoher  Zollschranken  dem  System 
der  autonomen  Zollpolitik  endlich  den  Garaus  zu  machen.  Man  hielt 
an  der  Ansicht  fest,  daß  Deutschland  auf  die  Dauer  doch  nicht  die 
Abschließung  des  österreichisch -ungarischen  Zollgebietes  würde  er- 
tragen können. 

Die  ganze  Entwicklung  in  den  handelspolitischen  Anschauungen 
des  landwirtschaftlichen  Ungarns  läßt  sich  am  besten  am  ungarischen 
Landes-Agrikulturverein  in  Budapest,  der  seit  1841  die  Agrarinteressen 
des  Landes  in  bester  Weise  wahrnimmt  und  an  seiner  Spitze  stets 
die  hervorragendsten  Mitglieder  der  ungarischen  Aristokratie  gehabt 
hat,  verfolgen.  Bis  in  die  neueste  Zeit  hatte  der  Landes-Agrikultur- 
verein den  Freihandel  auf  die  Fahne  seiner  Handelspolitik  geschrieben, 
eine  ganz  naturgemäße  und  berechtigte  Erscheinung  in  einer  Zeit, 
wo  Ungarn  in  unglaublich  kurzer  Zeit  zum  ersten  Getreideexportland 
aufstieg,  wo  infolge  des  Anschlusses  des  ungarischen  Eisenbahnnetzes 
an  jenes  der  westlichen  Staaten,  der  riesigen  Ausdehnung  des  W^eizen- 
baues  und  der  selten  günstigen  Ausfuhrkonjunkturen  der  Export  mit 
jedem  Jahr  eine  erhebliche  Steigerung  erfuhr  und  so  für  das  Land 
mit  seinem  ungeheuren  Getreide-  und  Viehvorrat  eminent  wichtige 
Ausfuhrinteressen  in  Frage  kamen. 

Die  zu  Ende  der  70er  Jahre  in  der  handelspolitischen  Auf- 
fassung des  Landes- Agrikulturvereins  einsetzende  "W^andlung  ver- 
dichtete sich  erst  in  den  Jahren  nach  1890  zu  entschieden  agrarischen 
Strömungen.  Unter  der  Führung  des  Landes-Agrikulturvereins 
bildete  sich  eine  mächtige  Agrarpartei,  die  sich  bald  eine  domi- 
nierende Stellung  im .  ungarischen  Wirtschaftsleben  errang.  Eine 
ganze  Reihe  von  Umständen  hatte  diesen  Umschwung  herbeigeführt. 
Die  immer  heftiger  gewordene  Konkurrenz   anderer  Getreideexport- 
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Staaten,  anfangs  Rußlands  und  Rumäniens,  später  der  Vereinigten 
Staaten  und  anderer  überseeischer  Gebiete,  die  Entwicklung  der 
deutschen  Wirtschaftspolitik,  das  Beispiel  der  deutschen  Agrarier 
und  später  auch  besonders  der  große  Einfluß  der  agrarischen  Richtung 
des  französischen  Ministerpräsidenten  Meline.  Den  primären  Anstoß 
gab  die  Bismarcksche  Wirtschaftspolitik.  Da  Deutschland  einerseits 
ein  wichtiges  Absatzgebiet  für  die  ungarischen  Produkte  war,  und 
dieses  Land  außerdem  als  Durchgangsgebiet  für  die  nach  der  Schweiz, 
nach  Frankreich  und  England  bestimmten  landwirtschaftlichen  Er- 
zeugnisse Ungarns  von  großer  Wichtigkeit  war,  so  bedeutete  die  im 
Jahre  1876  erfolgende  Erhöhung  der  deutschen  Eisenbahntarife  zu- 
ungunsten der  ungarischen  Produkte  für  die  Ausfuhrinteressen 
Ungarns  einen  empfindlichen  und  harten  Schlag.  Hierzu  kam,  daß 
auch  Frankreichs  Handelspolitik  ein  immer  mehr  protektionistisches 
Gepräge  erhielt,  und  ferner  überseeische  Gebiete  mit  Erfolg  an  die 
Eroberung  des  freien  Marktes  Englands  gingen.  So  war  der  ungarische 
Export  auf  der  ganzen  Linie  bedroht. 

Die  nächste  Äußerung  des  Einflusses  all  jener  kurz  skizzierten 
Momente  auf  die  Ansichten  der  ungarischen  Landwirtschaft  war  die 
ganz  allgemeine  Forderung  einer  größeren  staatlichen  Betätigung  auf 
landwirtschaftlichem  Gebiete:  Errichtung  eines  besonderen  ungari- 
schen Landwirtschafts -Ministeriums,  Gründung  landwirtschaftlicher 
Lehranstalten,  insbesondere  Hebung  der  Viehzucht,  um  dem  ein- 
seitigen Getreidebau  zugunsten  einer  vermehrten  Viehzucht  Abbruch 
zu  tun.  Allmählich  aber  wurden  im  Landes -Agrikulturverein  die 
Ziele  weiter  gesteckt;  es  bildete  sich  langsam  ein  entschieden  agrari- 
scher Block,  der  sich  die  Durchführung  des  vom  deutschen  Bund 
der  Landwirte  befolgten  Wirtschaftsprogramms  in  Ungarn  zum  Ziele 
setzte.  Mit  voller  Kraft  trat  man  für  den  Agrarismus  ein  und  suchte 
wie  die  Berufsgenossen  in  anderen  Staaten  einen  nachhaltigen  Einfluß 
auf  die  Gesetzgebung  zugunsten  der  Landwirtschaft  zu  gewinnen. 
Organisation  des  Agrarkredits,  Verfechtung  des  Bimetallismus,  staat- 
liche Versicherung,  Kampf  gegen  die  Kartelle  und  den  Börsentermin- 
handel  und  hohe  landwirtschaftliche  Schutzzölle,  das  waren  in  Ungarn 
wie  anderswo  die  Hauptforderungen  des  „Agrarismus".  Ihre  besondere 
Verfolgung  setzte  sich  der  im  Jahre  1894  gebildete  Bund  der  ungari- 
schen Landwirte  zum  Ziel.  Die  Auffassung  der  ungarischen  Agrarier 
in  der  Zoll-  und  Handelspolitik  kommt  in  den  auf  ihrem  Kongreß 
gefaßten  nachstehenden  Beschlüssen  am  besten  zum  Ausdruck. 
1.  Der  allgemeine  Zolltarif,  der  Ausgangspunkt  aller  Zoll  vertrage 
Österreich -Ungarns,  muß  bei  Gelegenheit  des  wirtschaftlichen  Aus- 
gleiches mit  Österreich  geändert  werden.    Da  die  bestehenden  Agrar- 
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Zölle  der  ungarischen  Landwirtschaft  keinen  hinreichenden  Schutz 
bieten,  so  müssen  die  für  sie  wichtigen  Tarifsätze  des  allgemeinen 
Zolltarifs  erhöht  werden,  und  durch  neue  Zollsätze  ist  die  ungarische 
Rohproduktion  gegen  die  Konkurrenz  des  Auslandes  gehörig  zu 
schützen.  2.  Da  die  abgeschlossenen  Handelsverträge  sich  schon 
während  ihrer  kurzen  Dauer  als  den  Interessen  der  ungarischen 
Landwirtschaft  nicht  entsprechend,  ja  zum  Teil  direkt  schädlich 
erwiesen  haben,  so  ist,  soweit  diese  Verträge  nicht  vor  ihrem  Ablauf 
gelöst  werden  können,  in  Zukunft  bei  solchen  Vertragsabschlüssen 
auf  die  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  Ungarns  gebührend  Rück- 
sicht zu  nehmen.  ■ 

Über  die  unter  2.  erwähnten  Handelsverträge  mag  noch  kurz 
folgendes  mitgeteilt  werden. 

Österreich -Ungarn  hat  am  6.  Dezember  1891  mit  Deutschland, 
Italien  und  Belgien,  am  10.  Dezember  desselben  Jahres  mit  der 
Schweiz,  am  9.  August  1892  mit  Serbien,  dann  weiter  mit  Rumänien 
und  1894  mit  Rußland  Verträge  geschlossen,  die  mit  Ausnahme  des 
rumänischen  bis  1903  in  Geltung  blieben  und  gleichzeitig  Tarif- 
ermäßigungen und  Tarifbindungen  zugestanden. 

Die  Frage,  ob  diese  Handelsverträge  auf  die  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  günstig  oder  ungünstig  eingewirkt  haben,  findet  nach 
den  einzelnen  Interessengruppen  eine  verschiedene  Beantwortung. 
Nach  den  ungarischen  Agrariern  ergibt  sich,  wie  oben  schon  kurz 
angedeutet,  aus  der  Verkehrsstatistik,  daß  unter  der  Herrschaft  jener 
Handelsverträge  Ungarn  keine  Vorteile  eingeheimst  hat,  und  daß  die 
ausländische  Konkurrenz  auf  dem  eigenen  Zollgebiet  der  Landwirt- 
schaft immer  mehr  auf  den  Leib  rückt.  Die  ungarischen  Agrarier 
betrachten  es  entschieden  als  eine  Wirkung  der  Handelsverträge, 
daß  die  Ausfuhr  des  Landes  an  landwirtschaftlichen  Produkten  nicht 
in  dem  Umfange  zunahm,  wie  in  den  80er  Jahren,  und  wie  dies  für 
den  Getreidebau  und  die  Viehzucht  für  erwünscht  angesehen  w^erden 
müsse.  Ebenso  schreibt  man  es  den  Handelsverträgen  zu,  daß 
anderseits  aus  den  Nachbarländern  Serbien  und  Rumänien,  ja  selbst 
aus  Rußland  Getreide  und  aus  Serbien  Schweine  und  Rindvieh  in 
größeren  Mengen  auf  die  Märkte  Österreich -Ungarns  gelangten. 
Indes  darf  man  doch  nicht  übersehen,  daß  in  der  Entwicklung  des 
Weltverkehrs  und  teilweise  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  Öster- 
reich-Ungarns, namentlich  in  der  Zunahme  der  Bevölkerung  und  deren 
erhöhter  Lebenshaltung,  Faktoren  gegeben  sind,  die  die  Ausfuhr  an 
Agrarprodukten  auch  an  sich  gegen  die  hohen  Ziffern  der  80er  Jahre 
reduziert  hätten.  Ohne  auf  die  Details  hier  näher  einzugehen,  sei 
nur  hervorgehoben,^ daß  die  genaue  Betrachtung  des  internationalen 
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Verkehrs  bezüglich  der  wichtigen  ungarischen  landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse  und  die  Untersuchung  der  in  den  letzten  10  Jahren  in 
der  Weltwirtschaft  auf  dem  ganzen  landwirtschaftlichen  Markt  ein- 
getretenen Veränderungen  zu  einer  anderen  Auffassung  von  den 
Wirkungen  der  Handelsverträge  führen  muß.  Die  1891 — 1899  in  der 
ungarischen  Ausfuhr  von  Tieren  erfolgten  Veränderungen,  namentlich 
die  Abnahme  des  Schweine-  und  Schafexportes  seit  1895  bzw.  1896, 
beruhten  auf  Ursachen,  die  mit  den  Handelsverträgen  schlechterdings 
nichts  zu  tun  haben.  So  war  die  im  Jahre  1895  in  Ungarn  ausge- 
brochene Schweinepest  für  den  Viehverkehr  ein  niederschmetternder 
Schlag,  und  der  Rückgang  in  der  Schafausfuhr  ist  lediglich  in  der 
Haltung  Frankreichs  zu  suchen,  das  durch  allerlei  veterinär-polizei- 
liche  Hindernisse  den  Pariser  Hammelmarkt  für  Ungarn  sozusagen 
völlig  verschloß  zugunsten  Algiers.  Es  können  daher  die  teilweise 
ungünstigen  Verhältnisse  im  Viehverkehr  seit  1895  keineswegs  den 
Handelsverträgen  zugeschrieben  werden. 

4.   Die  Entwicklung  von  1898  bis  zur  Gegenwart. 

Im  Gegensatz  zu  dem  wenig  erfreulichen  Bilde,  das  zu  Beginn 
der  90er  Jahre  die  allgemeine  zollpolitische  Lage  mit  dem  zu- 
nehmenden gegenseitigen  Abschluß  der  Staaten  voneinander  und  der 
ununterbrochenen  Intensivierung  des  Zollschutzes  bot,  bestand  zu 
derselben  Zeit  noch  zwischen  den  beiden  Ländern  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  ein  friedliches  Einvernehmen.  Allmählich 
jedoch  bereitete  sich  ein  Umschwung  in  dem  wechselseitigen  Ver- 
hältnis Österreichs  und  Ungarns  vor,  und  als  mit  Ende  1897  das 
gemeinsame  Zoll-  und  Handelsbündnis  ablief,  fand  seine  Erneuerung 
in  der  alten  Form  nicht  statt. 

Nach  mehr  als  2jähriger  Dauer  hatten  die  Ausgleichsverhand- 
lungen zwischen  den  beiden  Reichshälften  zu  keinem  Resultat  geführt. 
Ob  die  Ursache  hierfür  in  politischen  Verhältnissen  oder  in  dem 
Umstand  lag,  daß  eine  Einigung  über  die  Quotenfrage  nicht  erzielt 
werden  konnte,  können  wir  hier,  wo  es  sich  um  die  Betrachtung  der 
ganzen  Frage  vom  rein  wirtschaftlichen  Standpunkt  aus  handelt, 
füglich  unerörtert  lassen.  Da  nun  Ende  1897  das  Zoll-  und  Handels- 
bündnis ablief,  legten  die  beiden  Regierungen  den  Parlamenten  ein 
Ausgleichsprovisorium,  d.  h.  eine  provisorische  Verlängerung  des 
Bündnisses  auf  ein  Jahr  zur  Annahme  vor.  Während  dieses  nach 
den  beiden  damaligen  Kabinetten  als  BanflFy- Badenischer  Ausgleich 
bezeichnete  Übereinkommen  im  ungarischen  Reichstag  ohne  Schwierig- 
keit angenommen  wurde,   bildete  die  Beratung  des  Provisoriums  im 
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österreichischen  Reichstag  den  Gegenstand  der  heftigsten  Kämpfe. 
Alle  Parteien  im  österreichischen  Reichsrat  erklärten  ohne  Ausnahme 
diesen  Ausgleich  als  unannehmbar  für  Österreich,  und  er  wurde  dort 
nicht  zum  Gesetz  erhoben.  Infolgedessen  wurde  seine  Einführung 
für  Österreich  durch  kaiserliche  Verordnung  bestimmt. 

Da  nun  bis  Ende  189S  eine  feste  Regelung  der  Zoll-  und 
Handelsbündnis- Frage  nicht  zustande  kam,  so  wurde  das  Provisorium 
im  Verordnungswege  bis  Ende  1899  verlängert.  Es  trat  nun  also 
im  Jahre  1899  die  Notwendigkeit  ein,  für  die  weitere  Aufrecht- 
erhaltung des  im  Jahre  1898  auf  ein  Jahr  nur  gesicherten  Zustandes 
zwischen  den  beiden  Reichshälften  zu  sorgen.  Es  wurden  im 
Laufe  von  1899  die  sämtlichen  Bestimmungen  des  BanfFy-Badenischen 
Ausgleichs  in  einen  neuen  Ausgleich  der  damaligen  Kabinette  Thun- 
Szell  aufgenommen.  In  dem  diesem  entsprechenden  vom  unga- 
rischen Parlament  angenommenen  Gesetzartikel  30  von  1899  wird 
ausgesprochen,  daß  „für  die  Länder  der  ungarischen  Krone"  der 
Rechtszustand  des  selbständigen  Zollgebietes  eingetreten  ist.  Das 
ist  die  sogenannte  Szellsche  Formel,  die  Ungarn  in  den  Besitz  der 
wirtschaftlichen  Selbständigkeit  setzte.  Sie  stützt  sich  darauf,  daß, 
nachdem  das  Zoll-  und  Handelsbündnis  gemäß  §  61  des  Gesetz- 
artikels 12  von  1867  nicht  zustande  gekommen  ist,  im  Sinne  des 
§  58  dieses  Gesetzartikels  eben  der  Rechtszustand  des  selbständigen 
Zollgebietes  eintritt.  Nur  mit  Vorbehalt  der  Unverletzlichkeit  dieses 
Rechtes  geht  Ungarn  mit  Österreich  den  Ausgleich  ein,  und  zwar 
bis  31.  Dezember  1907,  vorausgesetzt,  daß  die  Reziprozität  in  „den 
übrigen  Königreichen  und  Ländern  Seiner  Majestät"  aufrecht  erhalten 
wird.  Wenn  aber  bis  Ende  des  Jahres  1903  ein  Zoll-  und  Handels- 
bündnis im  Sinne  der  Ausgleichgesetze  von  1867  zwischen  Ungarn 
und  Österreich  nicht  zustande  kommen  sollte,  können  die  inter- 
nationalen Handelsverträge  auf  keine  längere  Zeit  als  bis  1907  ab- 
geschlossen werden.  Jedem  der  beiden  Staaten  ist  das  Recht  ge- 
wahrt, die  Kündigung  der  ablaufenden  internationalen  Handels- 
verträge zu  fordern,  während  Handelsverträge  ohne  Ablauftermin 
auf  Verlangen  eines  jeden  der  beiden  Staaten  im  Jahre  1903  zu 
kündigen  sind.  Die  Zoll-  und  Handelsverträge  mit  dem  Ausland 
können  in  Zukunft  nicht  mehr  im  Namen  von  Österreich -Ungarn, 
sondern  nur  im  Namen  von  Österreich  und  von  Ungarn  abgeschlossen 
werden.  Auf  der  Basis  des  erwähnten  Gesetzartikels  30  von  1899 
hielt  also  Ungarn  das  mit  Österreich  tatsächlich  bestehende  wirt- 
schaftliche Bündnis  auf  Grund  des  freien  Verfügungsrechtes,  des 
freien  Willens  und  der  Bedingung  der  Reziprozität  bis  zum  Ende 
des  Jahres  1907  aufrecht.    In  dem  ungarischen  Gesetzentwurfe  wird 
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ferner  die  ungarische  Regierung-  angewiesen,  wegen  des  Abschlusses 
eines  „Zoll-  undHandelsvertrages"  mit  den  „übrigen Königreichen 
und  Ländern  Seiner  Majestät"  mit  der  österreichischen  Regierung 
spätestens  im  Jahre  1901  in  Verhandlungen  zu  treten. 

Schon  vor  Beginn  dieser  Verhandlungen  ist  der  autonome  Zoll- 
tarif durch  einen  neuen  zu  ersetzen,  der  die  agrikolen  und  industri- 
ellen Interessen  beider  Staaten  gleichmäßig  sichern  soll.  Eine  sehr 
wichtige  Bestimmung  in  dem  ungarischen  Gesetzartikel  30  betr.  die 
Ordnung  der  Zoll-  und  Handelsverhältnisse  ist  auch  die,  daß,  falls 
von  selten  Österreichs  gegen  die  Bestimmungen  des  Ausgleichs  bzw. 
gegen  die  Reziprozität  aus  welchem  Grunde  immer  verstoßen  werden 
sollte,  die  ungarische  Regierung  angewiesen  wird,  die  zur  Wahrung 
und  Geltendmachung  der  finanziellen  und  wirtschaftlichen  Interessen 
Ungarns  erforderlichen  Gesetzentwürfe  unverzüglich  dem  ungarischen 
Reichstage  vorzulegen.  Im  Falle  dringender  Notwendigkeit  kann 
Ungarn  die  erforderlichen  Maßnahmen  im  Verordnungswege  ins 
Leben  treten  lassen.  Damit  ist  also  Ungarn  definitiv  in  den  Zustand 
des  selbständigen  Zollgebietes  eingetreten,  und  es  steht  in  seinem 
Belieben,  mit  Österreich  in  Zollgemeinschaft  zu  bleiben  oder  nicht. 

In  Österreich  kam  der  Ausgleich  nicht  auf  parlamentarischem 
Wege  zustande,  sondern  durch  kaiserliche  Verordnung  vom  21.  Sep- 
tember 1899. 

Der  Ausgleich  hielt  das  seit  1867  gesetzlich  bestehende  Zoll- 
und  Handelsbündnis  wohl  aufrecht,  traf  jedoch  mehrfache  Ände- 
rungen. Von  diesen  interessiert  uns  hier  besonders,  daß  die  neue 
Fassung  des  Artikels  IV  eine  entschiedene,  aber  berechtigte  Geltend- 
machung der  agrarischen  Interessen  ins  Auge  faßt.  Dieser  Artikel, 
der  von  der  Notwendigkeit  der  Festsetzung  eines  neuen  Zolltarifs 
handelt,  vertritt  den  in  Ungarn  immer  stärker  betonten  Standpunkt, 
daß  angesichts  des  zunehmenden  Agrar- Protektionismus  der  neue 
Zolltarif  die  Ansprüche  der  landwirtschaftlichen  und  industriellen 
Produktion  gleichmäßig  berücksichtigt. 

Es  würde  zu  weit  führen  und  auch  außerhalb  des  Rahmens 
unserer  Arbeit  liegen,  hier  die  einzelnen  Teile  des  Ausgleichs  näher 
zu  schildern.  Nur  auf  zwei  Punkte,  die  das  landwirtschaftliche 
Interesse  angehen,  müssen  wir  etwas  ausführlicher  eingehen. 

Es  sind  dies  die  Aufhebung  des  Mahlverkehrs  und  die  Ver- 
einbarungen inbetreflP  der  Veterinärangelegenheiten. 

Die  Aufhebung  des  Mahlverkehrs  erfolgte  am  1.  Januar  1900. 

Das  Mahlverfahren  war  schon  im  Jahre  1895  beschränkt  worden, 
indem  die  im  Jahre  1882  festgesetzte  einjährige  Dauer  des  Zoll- 
kredits auf  6  Monate  herabgesetzt  und  die  Quote  des  Mehlgewinnes 
w  3 
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von  70  auf  100  Proz.  erhöht  wurde.  Mit  anderen  Worten,  wer  100  kg 
Weizen  zollfrei  einbringen  wollte,  mußte  künftighin  nicht  70,  sondern 
100  kg  Mehl  ins  Ausland  exportieren.  Nun  erfolgte  also  die  völlige 
Aufhebung  des  Mahl  Verkehrs.  Aus  demselben  hatten  sich  für 
Ungarn,  weil  von  diesem  fast  ausschließlich  ausgenützt,  besondere 
Vorteile  ergeben.  Die  ungarischen  Mühlen  zahlten  verhältnismäßig 
sehr  wenig  Zoll.  Das  Rendement  von  70  bzw.  65  kg  ist  außerdem 
außerordentlich  günstig.  Mit  der  Aufhebung  des  Mahlverfahrens 
wurde  ein  Wunsch  der  Landwirte  sowohl  in  Cis  wie  Trans 
erfüllt. 

Das  Argument  der  Agrarier  gegen  das  Mahl  verfahren  war,  daß 
ihrer  Ansicht  nach  das  Zollgebiet  aufgehört  habe,  ein  Exportgebiet 
für  Weizen  zu  sein.  Deshalb  sei  die  Zeit  gekommen,  wo  der  Konsum 
des  Zollinlandes  die  Produktion  des  Grund  und  Bodens  absorbiere, 
wo  daher  die  Verwertung  der  heimischen  Rohprodukte  unabhängig 
sei  von  den  Auslandskonjunkturen,  und  ihr  Preis  daher  nach 
den  Verhältnissen  des  Inlandes  geregelt  werden  müsse.  Tatsächlich 
zeigte  sich  in  den  letzten  3  Jahren  des  Mahlverfahrens  bei  Weizen 
und  Mehl  zusammengenommen  ein  bedeutendes  Exportrainus.  Indes 
brachten  die  3  Jahre  1897 — 1899  eine  sehr  schlechte  Weizenernte, 
und  schon  im  Jahre  1900,  nach  Abschaffung  des  Mahlverfahrens,  war 
wieder  ein  bedeutendes  Exportplus  zu  verzeichnen.  Es  scheint  daher 
die  Argumentation  der  Mühlen  begründet,  daß  das  gemeinsame  Zoll- 
gebiet noch  immer  über  ein  Exportplus  verfüge,  das  auf  das  Aus- 
land angewiesen  sei  und  bei  den  daselbst  herrschenden  schwierigen 
Konkurrenzverhältnissen  der  im  Mahlverfahren  gegebenen  Begünsti- 
gung nicht  entbehren  könne.  Allein  die  beiden  darauf  folgenden 
Jahre  1901  und  1902  geben  der  Form  nach  wieder  den  Agrariern 
recht,  da  sich  bei  Weizen  ein  erhebliches  Importplus  und  nur  bei 
Mehl  ein  Exportplus  ergab.  Das  ändert  jedoch  durchaus  nichts  an 
der  Tatsache,  daß  der  Mehlexport  der  ungarischen  Mühlen  nach 
Ablauf  der  ungünstigen  Jahre  wieder  auf  die  frühere  Höhe  empor- 
stieg, und  daß  auch  die  auf  den  Auslandsexport  angewiesene  Quan- 
tität nicht  geringer  wurde.  Die  Agrarier  bemängelten  ferner,  daß 
die  im  Mahl  verfahren  eingebrachten  Weizenmengen  einen  Druck 
auf  die  Preise  ausüben.  Indes  ist  dieser  Punkt  sehr  heikel,  da  das 
Problem  des  Preises  zu  den  verwickeltsten  gehört.  Eine  Befürch- 
tung mehr  theoretischer  Natur  und  durch  die  Erfahrung  nicht  be- 
stätigt, ist  die  gegen  das  Mahlverfahren  vorgebrachte  Argumentation, 
daß  diese  Einfuhrbegünstigung  des  fremden  Weizens  den  Mühlen 
eine  Wafife  lieferte,  mittels  deren  sie  jederzeit  die  Preise  beliebig 
beeinflussen    könnten.     Die    im    Mahlverfahren    importierte    Weizen- 
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menge  blieb  jedoch  stets  beschränkt,  da  sie  an  die  Exportmöglich- 
keit des  Älehles  gebunden  war. 

Höchst  wichtige  Neueritngen  enthält  Artikel  12,  der  die  Ver- 
zehrungsstener-Rückerstattung  und  die  Neuregelung  des  Verhältnisses 
zum  Gegenstande  hat,  in  welchem  die  Zuckerexportprämien  von 
den  beiden  Staaten  zu  tragen  sind.  Die  Steuerrückerstattungen  und 
die  Exportprämien,  wie  sie  im  Jahre  1888  geregelt  wurden,  belasteten 
die  beiden  Staaten  in  jenem  Verhältnis,  in  welchem  die  Einkünfte 
aus  der  betreffenden  Verzehrungssteuer  den  Kassen  der  beiden 
Staaten  zuflössen.  Das  war  aber  auch  noch  ungerecht,  da  die  stärkere 
Industrie  immer  mehr  exportiert  als  die  schwächere,  und  demzufolge 
speziell  beim  Zucker  der  Export  der  österreichischen  Industrie  nicht 
in  gleichem  Verhältnis  zum  ungarischen  Export  stand  wie  die  öster- 
reichische Produktion  zur  ungarischen,  sondern  dieses  Verhältnis 
bedeutend  überschritt.  Die  Folge  war,  daß  die  im  Verhältnis  der 
Produktion  von  Ungarn  zu  tragenden  Steuerrestitutionen  und  Export- 
prämien, welche  die  ungarischen  Fabriken  erhielten,  oder  mit 
anderen  Worten,  daß  viele  Steuerrückerstattungen  und  Export- 
prämien, die  das  ungarische  Ärar  zu  bezahlen  hatte,  nicht  den 
ungarischen,  sondern  den  österreichischen  Industriellen  zugute  kamen. 
Zur  Verwirklichung  eines  besseren  Verhältnisses  diente  das  Über- 
weisungsverfahren, wonach  die  aus -den  Steuern  resultierenden  Ein- 
nahmen künftighin  nicht  mehr  gemäß  der  Produktion,  sondern  ge- 
mäß dem  Konsum  in  die  Kassen  der  beiden  Staaten  floß.  Eine 
weitere  wichtige  Neuerung  des  neuen  Zollbündnisses  ist  die  in 
Artikel  21  enthaltene  Veterinärkonvention. 

Bis  zum  Jahre  1899  bestanden  keine  vertragsmäßigen  Ab- 
machungen über  den  gegenseitigen  Viehverkehr,  sondern  jeder  der 
beiden  Staaten  konnte  nach  freiem  Ermessen  Vieh  aus  dem  anderen 
Ländergebiet  zulassen  oder  ausschließen. 

Nun  wurde  zum  ersten  Male  eine  vertragsmäßige  Regelung  für 
den  Viehverkehr  festgestellt,  indem  die  beiden  Reichshälften  ver- 
einbarten, daß  „Transporte,  die  aus  seuchenfreien  Gegenden  stammen 
und  am  Bestimmungsorte  gesund  anlangen,  in  den  freien  Verkehr 
des  anderen  Staates  treten  können". 

Im  Falle  der  Feststellung  einer  ansteckenden  Tierkrankheit 
bei  einem  eingebrachten  Transport  kann  dessen  Rücksendung  er- 
folgen; im  Falle  der  Eiuschleppung  einer  solchen  Krankheit  oder 
bei  deren  Bestände,  besonders  in  einem  Grenzbezirk,  kann  die  Ein- 
fuhr der  empfänglichen  Tiergattung  beschränkt  oder  verboten  werden. 
Diese  Verfügungen  werden,  soweit  es  sich  nicht  um  die  Rücksendung 
verseuchter  Transporte    oder  um  die  im  Verkehr  der  Grenzbezirke 
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zunächst  den  dortigen  Behörden  obliegenden  Maßnahmen  handelt, 
von  den  zuständigen  Ressortministern  veranlaßt. 

Diese  Bestimmungen  bedeuteten  eine  große  Konzession  an 
Ungarn,  das  also  mit  Österreich  auf  völlig  gleichen  Fuß  gestellt 
wurde  und  so  die  Sicherstelluug  seines  freien  Viehverkehrs  erzielte. 
Dabei  aber  steht  Ungarn  in  Regelung  der  veterinärpolizeilichen  Ver- 
hältnisse hinter  der  anderen  Reichshälfte  zurück.  Diese  Verhältnisse 
sind  in  Ungarn  gar  nicht  so  streng  und  genau  geordnet  Avie  in 
manchen  anderen  Staaten. 

In  Ungarn  wird  nur  bezüglich  der  Lungenseuche  die  Ver- 
nichtung der  Tiere  gesetzlich  durchgeführt,  während  alle  anderen 
Seuchen  vollständig  unberücksichtigt  bleiben.  Daraus  erklärt  sich 
auch,  daß  manche  Teile  Ungarns  häufig  von  schweren  Verseuchungen 
heimgesucht  werden.  Die  Fälle  sind  ja  auch  nicht  selten,  avo  durch 
ungarisches  Vieh,  besonders  Schweine,  Seuchen  in  Österreich  ein- 
geschleppt worden  sind.     Österreich  dagegen  ist  fast  seuchenfrei. 

Auf  Grund  der  im  Jahre  1899  durch  den  ungarischen  Gesetz- 
artikel 30  und  die  kaiserliche  Verordnung  vom  21.  September  1899 
getroffenen  Vereinbarungen  suchten  nun  die  beiden  Regierungen  zu 
einer  definitiven  Regelung  der  gegenseitigen  wirtschaftlichen  Be- 
ziehungen Österreichs  und  Ungarns  zu  gelangen.  Einerseits  galt  es, 
einen  neuen  Zolltarif  für  die  neu  abzuschließenden  Handelsverträge 
aufzustellen,  und  anderseits  mußte  die  Frage  des  Ausgleichs  und 
damit  das  österreichisch-ungarische  Zoll-  und  Handelsbündnis  geregelt 
werden.  Die  gegenseitigen  Verhandlungen  der  beiden  Reichshälften 
in  beiden  Fragen  gerieten  zeitweise  ganz  ins  Stocken  und  schienen 
die  Aussicht  einer  friedlichen  Lösung  gänzlich  auszuschließen.  Wie 
ernst  und  kritisch  die  Sachlage  zeitweise  sich  gestaltet  hatte  —  machte 
doch  die  österreichische  Regierung  sich  selbst  schon  anscheinend 
mit  dem  Gedanken  der  wirtschaftlichen  Scheidung  von  Ungarn  ver- 
traut —  geht  aus  der  damals  großes  Aufsehen  erregenden  Rede  des 
österreichischen  Ministerpräsidenten  Dr.  von  Koerber  im  Herrenhaus 
am  30.  Mai  1902  deutlich  hervor: 

„Wir  sind  in  keiner  Weise  der  wirtschaftlichen  Entwicklung 
Ungarns,  die  sich  denn  auch  in  dieser  Zeit  in  großartigem  Maße 
vollzogen  hat,  hinderlich  entgegengetreten.  Ich  will  nicht  sagen, 
daß  dieses  Verhalten  nur  in  platonischen  Motiven  Avurzelt,  die  ja  in 
materiellen  Angelegenheiten  schAver  geltend  zu  machen  wären,  ob- 
wohl das  lange  Zusammensein  in  uns  ganz  sicher  eine  starke  Emj)- 
findung  für  die  Gemeinsamkeit  gereift  hat.  Aber  AA^enn  man  auch 
ganz  nüchtern  zugesteht,  daß  sich  die  diesseitige  Reichshälfte  an  der 
Seite  Ungarns  hielt,  AA^eil  sie  in  diesem  Lande  ein  Hauptabsatzgebiet 


—    37     - 

für  ihre  Industrie  findet,  so  darf  man  liinwiederum  nicht  außer  Be- 
tracht lassen,  daß  Österreich  der  nächste,  zugänglichste  Markt  für 
die  ungarische  Landwirtschaft  ist.  Aus  diesem  Zusammenhange  wäre 
logischerweise  zu  folgern,  daß  die  wirtsciiaftliche  Gemeinschaft  beider 
Staatsgebiete,  auf  so  harmonische  Grundlagen  gestellt,  der  Gefähr- 
dung gar  nicht  ausgesetzt  sein  könnte.  Leider  ist  dem  nicht  so! 
Nicht  eigentlich  eine  Diskordanz  der  Interessen,  welche  nach  den 
gegenwärtigen  ökonomischen  Verhältnissen  wenigstens  sachlich  kaum 
in  nennenswertem  Umfange  wahrzunehmen  wäre,  sondern  Gesichts- 
punkte anderer  Art,  w^elche  dem  Gemeinsamkeitsgedanken  nicht 
förderlich  sein  können,  erschweren  die  terminmäßig  notwendig  ge- 
wordene Ausgleichung  der  beiderseitigen  Ansprüche  im  Zoll-  und 
Handelsbündnisse  wie  im  neuen  Zolltarife  so  sehr,  daß  ich  dem 
hohen  Hause  meine  Besorgnis  über  den  Ausgang  der  nun  schon  so 
lange  schwebenden  Verhandlungen  nicht  verhehlen  darf.  Ruhigen 
Gewissens  kann  ich  die  Versicherung  geben,  daß  wir  dem  Besitz- 
stande Ungarns  in  keinem  Punkte  nahetreten,  daß  wir  ihm  nichts 
wegnehmen  wollen.  Aber  es  ist  unerläßlich,  bestehende  Unklar- 
heiten zu  beseitigen,  damit  eine  fernere  Deutung  zuungunsten 
Österreichs  unmöglich  ist.  Ebenso  ist  im  Tarife  eine  gewisse  Rück- 
sichtnahme auf  die  Bedingungen  unserer  wirtschaftlichen  Existenz 
nötig.  Das  ist  alles,  was  Avir  verlangen,  und  davon  wird  die  Re- 
gierung in  keinem  Falle  abgehen.  Wir  müssen  aber  auch  auf  einen 
raschen  Abschluß  der  Verhandlungen  bedacht  sein,  damit  nicht  eine 
jener  Zwangslagen  geschaffen  werde,  die  in  aller  Regel  unheilvoll 
und  auch  mit  dem  Begriffe  eines  „Ausgleichs Werkes"  unverträglich 
sind.  Ich  resümiere  demnach,  indem  ich  sage,  daß  wir  bis  zur 
äußersten  Grenze  des  möglichen  Entgegenkommens  gehen  wollen, 
um  eine  Gemeinschaft  in  Freundschaft  aufrecht  zu  erhalten,  daß 
wir  jedoch  die  Hand  zu  einer  Gemeinschaft,  welche  uns  zu  keiner 
Ruhe  kommen  läßt,  und  welche  wirklich  fast  keine  Gemeinschaft  ist, 
nicht  bieten  können.  An  diesen  Andeutungen  wolle  das  hohe  Haus 
sich  Genüge  sein  lassen,  bis  es  in  nicht  ferner  Zeit  sein  gewichtiges 
Wort  in  die  Wagschale  der  Entscheidung  zu  werfen  haben  wird." 
Aber  schließlich  kam  doch  eine  Einigung  zustande,  und  Januar 
1903  wurde  der  Szell-Koerbersche  Ausgleich  perfekt,  und  zugleich 
mit  dem  Zollbündnis  erfolgte  auch  die  Vereinbarung  über  den  neuen 
österreichisch-ungarischen  Zolltarif,  wegen  dessen  die  Verhandlungen 
sich  ja  auch  schon  lange  hingezogen  hatten.  Das  von  Koerber  und 
Szell  vereinbarte  Zoll-  und  Handelsbündnis  stimmt  in  Inhalt  und 
Wesen  mit  dem  provisorischen  Badeni-Banflfy sehen  Ausgleich  überein, 
und  es  wurden    nur  einige  nebensächliche  Modifikationen  getroffen. 
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Den  Grundpfeiler  des  Szell-Koerberschen  Ausgleiches  bildet  der 
allgemeine  Zolltarif  mit  Geltung  für  den  Außenverkehr  des 
gesamten  gemeinsamen  Zollgebietes.  In  dem  im  Januar  190.") 
den  beiden  Parlamenten  vorgelegten  Zolltarifgesetz  wurde  dieser 
Charakter  als  einer  für  das  gesamte  Gebiet  der  Monarchie  geltenden 
Regelung  in  einer  jeden  Zweifel  ausschließenden  Weise  festgelegt. 
Es  heißt  dort:  „Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  gelten  für  das 
gesamte  Zoll-  und  Handelsgebiet  der  österreichisch -ungarischen 
Monarchie."  Der  allgemeine  Zolltarif  stellt  ein  Kompromiß  der  Inter- 
essen beider  Reichshälften  dar,  indem  er  sowohl  der  Industrie  als 
auch  der  Landwirtschaft  Rechnung  trägt.  Auf  seiner  Basis  wurden 
die  Handelsverträge  abgeschlossen,  die  das  Gesamtgebiet  der  Mon- 
archie als  eine  zollpolitische  Einheit  verpflichten. 

Die  Vereinbarungen  des  auf  die  Dauer  von  10  Jahren  be- 
stimmten Szell-Koerberschen  Ausgleichs  Avurden  in  Österreich  nur 
zum  Teil,  in  Ungarn  aber  gar  nicht  parlamentarisch  ange- 
nommen. 

Wir  wollen  nun  vor  der  Darstellung  der  weiteren  Entwicklung 
der  Bündnisfrage  mit  kurzen  Worten  auf  die  Stellung  Österreich- 
Ungarns  zu  den  fremden  Staaten  eingehen.  Der  zwischen  der 
österreichischen  und  ungarischen  Regierung  (Koerber-Szell)  verein- 
barte neue  österreichisch -ungarische  Zolltarif  bildete,  wie  schon  er- 
wähnt, die  Basis,  auf  der  die  Handelsverträge  mit  Deutschland, 
Belgien,  der  Schweiz,  Italien  und  Rußland  geschlossen  wurden.  Von 
den  1386  Zollsätzen  des  autonomen  Zolltarifs  sind  durch  diese  Ver- 
träge 880  Sätze  ermäßigt  oder  gebunden  worden,  und  der  so  ver- 
änderte autonome  Zolltarif  des  Szell-Koerberschen  Ausgleiches  be- 
findet sich  jetzt  tatsächlich  in  Geltung. 

Die  wesentlichsten  Veränderungen,  welche  das  neue  Zollregime 
einführt,  sind  die  Agrarzölle  beziehungsweise  die  Erhöhung  der  Zölle 
der  Avichtigsten  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse.  Das  Verlangen  der 
Agrarier,  daß  im  Zollgebiete  der  Absatzmarkt  für  die  heimische  Pro- 
duktion gesichert  sei;  die  Forderung  der  ungarischen  Landwirte,  daß 
gleichwie  die  Industriezölle  den  ungarischen  Konsum  den  öster- 
reichischen Fabrikanten  ausliefern,  solle  auch  die  ungarische  Land- 
wirtschaft in  den  österreichischen  Ländern  einen  von  der  Konkurrenz 
des  Auslandes  befreiten  sicheren  Absatz  finden,  liegt  in  dem  Geiste 
des  gemeinsamen  Zollgebietes  und  ist  um  so  gerechtfertigter,  als  die 
Handels-  und  Wirtschaftspolitik  des  Deutschen  Reiches  gerade  die 
Ausfuhr  ungarischer  Produkte  hemmt,  und  daher  der  Ersatz  für  diese 
Gebiete  wenigstens  in  der  Sicherung  des  Absatzes  im  gemeinsamen 
Zollgebiete  zu  suchen  ist. 
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Die  Zölle  in  der  Warenklasse  Obst,  Gemüse  und  Pflanzen  sind 
zum  großen  Teile  durch  die  Verträge  wieder  auf  ihr  bisheriges 
Niveau  herabgesetzt  worden;  dort,  wo  sie  noch  bei  der  höheren 
Ziffer  verblieben,  wie  bei  Weinbeeren,  Äpfeln,  Pflaumen,  Raps,  Klee- 
samen etc.  haben  sie  nur  finanzielle  Bedeutung,  werden  aber  keinen 
Schutz  für  die  Obstzucht  oder  die  Landwirtschaft  bieten,  weil  sie 
eben  keinen  nötig  hat. 

Starke  Erhöhungen  zeigen  die  Zölle  für  Schlacht-  und  Zugvieh. 
Das  gemeinsame  Zollgebiet   ist  in   dieser  Warengruppe   stark  aktiv. 

Wenn  die  Frage  gestellt  wird:  ob  Ungarn  oder  Österreich 
durch  das  neue  Zollregime  größere  Vorteile  erreicht,  so  könnte  nach 
von  Matlekovits  die  Bilanz  beiläufig  folgendermaßen  gestellt 
werden.  Ungarn  hat  durch  das  neue  Zollregime  das  österreichisch- 
ungarische Zollgebiet  und  damit  auch  den  Absatz  in  den  öster- 
reichischen Ländern  für  seine  landwirtschaftlichen  Produkte  gesichert 
und  kann  teilweise  bei  einigen  Produkten  die  Preise  erhöhen,  diese 
Erhöhung  wnrd  aber  wohl  nur  in  wenigen  Fällen  und  bei  den  wich- 
tigsten Produkten  wohl  nur  ausnahmsweise,  also  in  Notjahren,  er- 
folgen. Österreich  hat  dagegen  nicht  nur  die  Sicherung  des  Zoll- 
gebietes und  damit  des  starken  Absatzes  in  Ungarn  erhalten,  sondern 
besitzt  auch  infolge  der  natürlichen  Verhältnisse  der  ausgeschlossenen 
oder  wenigstens  stark  erschwerten  Konkurrenz  der  ausländischen 
Industrie  die  Macht,  den  Preis  der  Fabrikate  selbst  bis  zur  Höhe 
des  Zolles  zu  steigern. 

Der  1.  März  1906  bedeutete  den  Beginn  des  neuen  handels- 
politischen Regimes  in  Österreich-Ungarn,  da  an  diesem  Tage  die 
neuen  Handelsverträge  mit  Deutschland,  Italien,  Belgien  und  Ruß- 
land in  Kraft  traten,  und  zwar  bis  zum  Ende  des  Jahres  1917.  Aber 
diese  Inaugurierung  erfolgte  unter  eigentümlichen  Verhältnissen. 
Noch  nie  seit  dem  Bestände  des  Parlamentarismus  in  der  Monarchie 
war  der  Fall  zu  verzeichnen,  daß  die  mit  dem  Auslande  abge- 
schlossenen Handelsverträge  wie  diesmal  nur  dem  österreichischen 
Reichstage  vorgelegen  hatten,  während  sie  im  ungarischen  Parlament 
gar  nicht  zur  Vorlage  kamen,  und  ihnen  daher  die  Zustimmung 
Ungarns  versagt  blieb.  Die  ungarische  Regierung  hatte  mangels  einer 
Beschlußfassung  des  ungarischen  Abgeordnetenhauses  für  die  Gültig- 
keit der  abgeschlossenen  Handelsverträge  durch  eine  Notverordnung 
vorgesorgt. 

Da  nun  bis  Ende  1903  ein  Zoll-  und  Handelsbündnis  zwischen 
Österreich  und  Ungarn  nicht  zustande  kam,  so  hätte  nach  der 
Szellschen  Klausel  vom  Jahre  1899  inzwischen  schon  das  selbständige 
ungarische  Zollgebiet  errichtet  werden  müssen,  und    die  internatio- 
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nalen  Handelsverträge  hätten  auf  keine  längere  Zeit  als  bis  1907 
geschlossen  werden  können.  Dieser  sich  aus  der  gleichzeitigen 
Regelung  seiner  inneren  wirtschaftlichen  Verhältnisse  und  seiner 
handelspolitischen  Beziehungen  zum  Ausland  für  die  österreichisch- 
ungarische  Monarchie  ergebende  Konflikt  erforderte  gebieterisch  eine 
Lösung  mit  Umgehung  der  parlamentarischen  Legislative.  Eine  ge- 
meinsame Ministerkonferenz  beschloß  daher  die  Aufrichtung  der  Zoll- 
gemeinschaft zwischen  Österreich  und  Ungarn   bis  zum  Jahre  1917. 

Inzwischen  aber  schritten  die  Arbeiten  zur  definitiven  Regelung 
der  Ausgleichsfrage  fort.  In  besonderen,  von  den  beiden  Reichs- 
hälften ernannten  Fachkommissionen  wurde  die  ganze  Materie  lange 
eingehend  beraten.  Uns  interessiert  hier  von  dem  ganzen  großen 
Ausgleichskomplex  naturgemäß  nur  die  Frage  des  Zoll-  und  Handels- 
bündnisses. Oben  wurde  schon  erwähnt,  daß  in  dem  ungarischen 
Gesetzartikel  von  1899  die  ungarische  Regierung  angewiesen  wurde, 
mit  der  österreichischen  Regierung  zwecks  Abschlusses  eines  Zoll-  und 
Handelsvertrages  mit  den  „übrigen  Königreichen  und  Ländern  Seiner 
Majestät"  in  Verbindung  zu  treten.  Dahin  ging  das  Bestreben  der 
ungarischen  Regierung,  das  darf  nicht  aus  dem  Auge  verloren  werden. 
Die  Kardinalforderung  Ungarns  bei  der  Revision  der  Ausgleichsfrage 
bezog  sich  gerade  auf  das  Zoll-  und  Handelsbündnis.  Ungarn  wollte 
dieses  durch  einen  Handelsvertrag  ersetzen.  Die  ungarische  Regie- 
rung arbeitete  daher  den  Entwurf  einer  neuen  Form  der  Zolleinheit, 
die  von  ihr  Zoll-  und  Handelsvertrag  genannt  wird,  aus  und  teilte 
ihn  der  österreichischen  Regierung  mit. 

Jener  Standpunkt  der  ungarischen  Regierung  kam  auch  in  der 
Art,  wie  sie  im  Parlament  die  neuen  Handelsverträge  behandelte, 
klar  und  deutlich  zum  Ausdruck.  Nach  der  Herstellung  des  Friedens 
mit  der  Krone  wurde  dem  ungarischen  Parlament  ein  mit  dem 
Szell  -  Koerberschen  Zolltarif  übereinstimmender  Entwurf  vorge- 
legt, jedoch  nicht  mehr,  wie  vertragsmäßig  bestimmt  war,  in  der 
Form  des  allgemeinen,  sondern  in  der  eines  selbständigen  Zolltarifs. 
Am  29.  Mai  1906  legte  der  ungarische  Ministerpräsident  Dr.  Wekerle 
dem  ungarischen  Abgeordnetenhause  den  „autonomen  Zolltarif"  vor. 
Obschon  der  Tarif  nicht  ausdrücklich  als  speziell  ungarischer  Tarif 
bezeichnet  wurde,  so  ergibt  sich  doch  aus  dem  Begriff  des  „auto- 
nomen Zolltarifs"  im  Gegensatz  zum  „allgemeinen  Zolltarif",  daß  es 
ein  selbständiger  ungarischer  Zolltarif  war. 

Derselbe  war,  wie  erwähnt,  seinem  Inhalte,  seinem  Texte  und 
seiner  Form  nach  vollkommen  identisch  mit  dem  vom  österreichischen 
Reichsrate  beschlossenen  Tarifgesetz:  nur  überall  dort,  wo  von  dem 
„österreichisch -ungarischen  Zollgebiete"  und  von  dem  „österreichisch- 
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ungarischen  Tarif'  die  Rede  ist,  heißt  es  in  diesem  Gesetzentwürfe 
„der  autonome  Tarif"  und  „das  Zollgebiet".  Das  Geltungsgebiet 
dieses  Tarifs  war  also  auf  Ungarn  beschränkt,  und  weiter  stimmte 
das  Zollgesetz  mit  dem  allgemeinen  Zollgesctz  nicht  überein.  Der 
entscheidende  Artikel  22  lautete  folgendermaßen: 

„Solange  der  im  Sinne  des  Gesetzartikels  30  vom  Jahre  1899 
bestehende  Zustand  beziehungsweise  die  Reziprozität  mit  den  im 
Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  nicht  abgeändert 
wird,  und  in  diesen  Königreichen  und  Ländern  mit  den  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  identische  Rechtsnormen  in  Geltung  bleiben,  sind 
hinsichtlich  des  Verkehrs  mit  diesen  Königreichen  und  Ländern  sowie 
mit  den  okkupierten  Provinzen  die  Bestimmungen  des  zitierten  Ge- 
setzes gültig. 

Während  der  Dauer  des  gegenwärtigen  Zustandes  und  der  Re- 
ziprozität, spätestens  jedoch  bis  zum  Ablaufe  des  mit  dem  Deutschen 
Reiche  abgeschlossenen  Handelsvertrages,  können  die  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  und  des  einen  ergänzenden  Teil  desselben  bildenden 
Zolltarifes  einer  Modifikation  nur  dann  unterzogen  werden,  wenn 
eine  gleiche  Rechtsnorm  auch  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  in  Kraft  tritt. 

Die  Regierung  wird  angewiesen,  rücksichtlich  der  Durchführung 
dieses  Gesetzes,  der  Anwendung  des  Zolltarifs,  der  Zoll-  und  Zoll- 
gefällsbestimmungen,  ebenso  rücksichtlich  der  Regelung  der  infolge 
des  Reziprozitätsverhältnisses  erforderlich  scheinenden  übrigen 
Fragen  mit  der  Regierung  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche 
und  Länder  einverständlich  vorzugehen." 

Zweifellos  bedeutete  die  Einbringung  dieses  autonomen  unga- 
rischen Zolltarifs  einen  starken  Verstoß  gegen  das  Prinzip  des  ge- 
meinsamen Zoll-  und  Handelsbündnisses.  Vom  Standpunkt  der  Ge- 
meinsamkeit besteht  das  entscheidende  Merkmal  für  den  Charakter 
eines  Tarifs  in  dem  Geltungsgebiet.  Die  dem  ungarischen  Reichstag 
unterbreitete  Vorlage  über  den  autonomen  Zolltarif  enthielt  nun  die 
Bestimmung,  daß  seine  Wirkung  sich  auf  das  Königreich  Ungarn 
erstreckt.  Der  gemeinsame  Zolltarif  existierte  daher  nicht  mehr. 
Denn  wie  war  dieser  bisher  entstanden?  Es  wurden  beiderseits  Ge- 
setze gemacht,  in  welchen  die  Gemeinsamkeit  zum  Ausdrucke  ge- 
bracht, das  Einvernehmen  der  beiden  Regierungen  konstatiert  war, 
und  das  Zollbündnis  die  Grundlage  der  gegenseitigen  Beziehungen 
bildete.  Wenn  nun  Ungarn  erklärte,  daß  es  zu  einer  selbständigen 
Verfügung  berechtigt  sei,  und  einen  Tarif  für  das  Königreich  Un- 
garn vorlegte,  so  wurde  damit  ganz  zweifellos  der  gemeinsame  Zoll- 
tarif beseitigt. 
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Mit  vollem  Recht  erklärte  daher  die  österreichische  Regierung 
dieses  Vorgehen  für  vertragswidrig,  und  die  Tarifvorlage  wurde  nuu 
auch  in  Ungarn  nicht  parlamentarisch  behandelt.  Dagegen  wurden 
der  ungarische  autonome  Tarif  und  die  Handelsverträge  durch  eine 
am  26.  Juni  1906  publizierte  Verordnung  der  ungarischen  Regierung 
bis  auf  weitere  Verfügung  der  Gesetzgebung  in  Wirksamkeit  gesetzt. 
Die  ungarische  Regierung  erklärte  sich  jedoch  weiter  bereit,  die 
parlamentarische  Verhandlung  des  Zolltarifs,  solange  die  Ausgleichs- 
verhandlungen schwebten,  nicht  gesetzlich  festlegen  zu  lassen,  eine 
Zusage,  die  sie  indes  später  faktisch  wieder  zurücknahm.  Ungarn 
machte  aber  auch  sonst  auf  der  beschrittenen  Bahn  nicht  Halt,  son- 
dern fügte  jener  ersten  Maßnahme  bald  eine  zweite  hinzu,  die  in 
gewissem  Sinne  eine  entscheidende  Wendung  herbeiführen  sollte. 
Der  ungarische  Handelsminister  Kossuth  brachte  in  dem  volkswirt- 
schaftlichen Ausschuß  des  ungarischen  Reichstages  einen  Antrag  ein 
über  Zusätze  zum  Gesetze  über  den  Schweizer  Handelsvertrag.  Das 
war  die  unmittelbare  Veranlassung  zu  einer  entschiedenen  Maßregel 
der  österreichischen  Regierung.  Der  österreichische  Ministerpräsident 
von  Beck  zog  die  zwischen  den  beiden  Staaten  vereinbarten  und 
im  Januar  des  Jahres  1903  vom  Ministerium  Koerber  dem  Abge- 
ordnetenhause vorgelegten  Gesetzentwürfe  über  den  Ausgleich  zu- 
rück. Abgesehen  von  dem  Zolltarif  und  dem  Zollgesetz,  die 
bereits  in  Kraft  getreten  waren,  wurde  damit  der  vom  Ausschusse 
bereits  erledigte  Entwurf  des  Zoll  und  Handelsbündnisses  hin- 
fällig. 

Der  Ministerpräsident  kündigte  diese  jNIaßregel  in  einer  Rede 
an,  durch  die  er  gleichzeitig  die  Interpellationen  über  den  in  Ungarn 
beschlossenen  Zusatzantrag  zum  Gesetze  über  den  Schweizer  Vertrag 
beantwortete.  Er  konstatierte  ausdrücklich,  daß  diese  Zusätze  von 
der  ungarischen  Regierung  beantragt  wurden  ohne  vorheriges  Ein- 
vernehmen mit  der  österreichischen  Regierung.  Das  sei  eine  Fort- 
setzung jenes  Vorganges,  der  bei  der  Einbringung  des  autonomen 
Zolltarifs  beobachtet  wurde,  und  der  von  der  österreichischen  Regie- 
rung wiederholt  mit  dem  Reziprozitätsverhältnisse  als  nicht  im  Ein- 
klang stehend  bezeichnet  wurde.  Wenn  die  Zusätze  angenommen 
würden,  so  müßte  dies  als  eine  einseitige  Interpretation  grundlegender 
Bestimmungen  des  zwischen  Österreich -Ungarn  und  der  Schweiz  ge- 
schlossenen Vertrages  von  selten  der  ungarischen  Legislative  be- 
zeichnet werden.  Die  Regierung  wolle  keinen  Zweifel  darüber  lassen, 
daß  sie  sich  in  den  bevorstehenden  Ausgleichsverhandlungen  freie 
Hand  wahre,  und  ziehe  deshalb  die  Gesetzentwürfe  über  den  wirt- 
schaftlichen Ausgleich    zurück.      Damit    werde    nur  die  Parität  mit 
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Ungarn  erreicht,  wo  die  Gesetzentwürfe  dem  jetzigen  neuen  Reichs- 
tage gar  nicht  unterbreitet  worden  sind. 

Infolge  dieser  neugeschafiPenen  Lage  gründete  sich  das  Ver- 
hältnis zwischen  den  beiden  Reichshälften  nun  nicht  mehr  auf  den 
Szell-Koerberschon  Ausgleich  von  1903,  sondern  auf  die  sogen. 
Szellsche  Formel  A^on  1899,  durch  welche  beide  Staaten  sich  wechsel- 
seitig im  Wesen  den  bestehenden  Zustand  und  demnach  auch  die 
Zollfreiheit  einräumten  unter"  der  Voraussetzung,  daß  keiner  der 
beiden  Teile  die  Reziprozität  bricht.  Die  Szellsche  Formel  war  je- 
doch befristet  und  endete  mit  dem  Jahre  1907.  Staatsrechtlich  hätte 
somit  am  Schlüsse  des  Jahres  1907  jede  wirtschaftliche  Vereinbarung 
zwischen  Österreich  und  Ungarn  aufhören  müssen,  wenn  kein  neuer 
Vertrag  geschlossen  wurde.  Tatsächlich  konnten  jedoch  weder 
Österreich  noch  Ungarn  aus  zwei  Gründen  von  dieser  Freiheit  wirk- 
lichen Gebrauch  machen.  In  erster  Reihe  hatten  die  großen  Handels- 
verträge, die  auch  von  Ungarn  anerkannt  wurden,  einen  praktischen 
Zustand  geschaffen,  der  Österreich  und  Ungarn,  wie  wir  oben  schon 
kurz  andeuteten,  die  Möglichkeit  nahm,  jene  geänderte  Richtung  der 
Zollpolitik  einzuschlagen,  die  infolge  der  Zolltrennung  nötig  gewesen 
wäre.  Dann  wäre  auch  die  Gefahr  entstanden,  daß  die  auswärtigen 
Staaten  die  mit  ihnen  geschlossenen  Verträge  nicht  mehr  anerkennen 
würden,  wenn  Österreich  und  Ungarn  kein  einheitliches  Zollgebiet 
mehr  bildeten,  was  sie  bei  Abschluß  der  Verträge  waren.  Der  zweite 
Grund  war  technischer  Natur,  da  es  sozusagen  unmöglich  erschien, 
eine  Grenze  von  vielen  tausend  Kilometern  im  Laufe  eines  Jahres 
für  die  Zolltrennung  einzurichten.  Trotzdem  war  der  im  Jahre  1907 
bevorstehende  Ablauf  der  Szellschen  Formel  der  formell  zwingende 
Anlaß  zum  Beginn  neuer  Verhandlungen.  Wenn  sonach  auch  die 
Zurückziehung  der  Szell-Koerberschen  Ausgleichsvorlagen  seitens 
Österreichs  in  die  augenblickliche  Grundlage  des  wirtschaftlichen 
Lebens  nicht  ändernd  eingriff,  und  die  Zollfreiheit  im  Verkehr 
zwischen  Österreich  und  Ungarn  sowie  die  Übereinstimmung  in  den 
fremden  Handelsverträgen,  diese  beiden  Pfeiler  der  heutigen  Ver- 
hältnisse, aufrecht  blieben,  so  hatte  jene  österreichischerseits  getroffene 
Maßregel  doch  eine  große  Bedeutung  für  die  weiteren  Verhandlungen 
zwischen  beiden  Staaten  und  insbesondere  für  den  Inhalt  des  künf- 
tigen Ausgleichs. 

Der  ungarische  Standpunkt,  daß  der  Szell-Koerbersche  Aus- 
gleich mit  den  von  Ungarn  gewünschten  Modifikationen  aufrecht 
bleiben  solle,  war  infolge  der  veränderten  Stellungnahme  der  öster- 
reichischen Regierung  unhaltbar  geworden,  da  dieser  Ausgleich 
nach  Auffassung  der  österreichischen  Regierung  gar  nicht  mehr  be- 
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stand.  Obschon  das  österreichische  Parlament  ihn  sicher  nicht  mehr 
erledigt  hätte,  und  die  Gesetzentwürfe  ohnehin  nach  Ablauf  der 
Mandatsdauer  hinfällig  geworden  wären,  so  hatte  die  Verfügung  des 
Freiherrn  von  Beck  dennoch  die  praktische  Konsequenz,  daß  kein 
österreichischer  Ministerpräsident  diesen  zurückgezogenen  Ausgleich 
dem  künftigen  Parlament  würde  vorlegen  können.  Damit  war  dem 
Szeil-Koerberschen  Ausgleich  endgültig  das  Todesurteil  gesprochen. 

Die  von  der  österreichischen  Regierung  verlangte  Aufrollung 
des  ganzen  wirtschaftlichen  Ausgleichskomplexes  mußte  nun  den 
Hauptgegenstand  der  Verhandlungen  zwischen  den  beiden  Re- 
gierungen bilden. 

Ehe  wir  auf  das  heute  bereits  vorliegende  tatsächliche  Ergebnis 
dieser  neuen  Ausgleichsverhandlungen  eingehen,  wollen  wir  zum 
besseren  Verständnis  vorher  noch  auf  einige  Maßnahmen  Ungarns 
kurz  hinweisen,  die  bereits  tatsächlich  in  gcAvissem  Sinne  eine  Durch- 
löcherung des  Prinzips  der  Zollgemeinsamkeit  bedeuten.  Sie  zeigen 
gleichzeitig  unverkennbar  das  Bestreben  Ungarns,  an  die  Stelle  des 
alten  Zoll-  und  Handelsbündnisses  einen  Zoll-  und  Handelsvertrag 
zu  setzen,  und  ihre  Schilderung  dient  damit  zur  Vervollständigung 
des  ganzen  Bildes.  Wir  denken  dabei  zunächst  an  die  Frage  der 
von  Ungarn  geforderten  ZAvischenzollinie  für  österreichischen  Zucker. 
Bald  nach  Abschluß  der  Brüsseler  Zuckerkonvention  wurden  von 
den  beiden  Regierungen  zwei  Maßnahmen  getroffen.  Erstens  fand 
eine  Kontingentierung  des  Konsumzuckers  zwischen  Österreich  und 
Ungarn  in  der  Weise  statt,  daß  für  die  Versorgung  des  Inlandmarktes 
Österreich  ein  Kontingent  von  2  770  340  dz  und  Ungarn  ein  solches 
von  863550  dz  zugewiesen  erhielten,  während  das  Kontingent  für  Bos- 
nien und  die  Herzegowina  mit  26000  dz  bestimmt  wurde.  Dazu  muß 
bemerkt  werden,  daß  das  ungarische  Kontingent  um  320000  dz  höher 
bemessen  wurde  als  die  Zuckermenge,  welche  Ungarn  vom  Zucker- 
kartell zugewiesen  worden  -war.  Zweitens  kamen  die  beiden  Re- 
gierungen überein,  das  Kontingent  auf  die  einzelnen  Zuckerfabriken 
im  Gesetzgebungswege  aufzuteilen.  In  Österreich  wurde  vom  Reichs- 
rate ein  Gesetz  über  die  Individualkontingentierung  beschlossen  mit 
Wirksamkeit  vom  21.  Januar  1903  ab.  Die  ungarische  Regierung 
unterbreitete  dem  Abgeordnetenhause  wohl  den  Entwurf  eines  ähn- 
lichen Gesetzes,  doch  gelangte  derselbe  nicht  zur  Annahme.  Da  nun 
die  österreichische  Zuckerkontingentierung  von  der  internationalen 
ständigen  Kommission  in  Brüssel  als  mit  den  Bestimmungen  der 
Brüsseler  Konvention  in  Widerspruch  stehend  erklärt  wurde,  so 
blieb  Österreich,  wollte  es  verhindern,  daß  die  Zuckerindustrie  die 
mit   einem  Austritt  aus  der  Konvention  verbundenen  Folgen  trug, 
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nichts  übrig  als  die  Zurüclcziehung:  des  erwähnten  Gesetzes,  was 
auch  mittels  kaiserlicher  Verordnung  vom  4.  August  1903  geschah. 
Die  Angelegenheit  gegenüber  den  Vertragsmächten  war  demnach 
geordnet,  aber  nicht  gegenüber  Ungarn,  das  soinerzeit  dem  Beitritt 
Österreich -Ungarns  zur  Brüsseler  Konvention  hinsichtlich  Ungarns 
nur  zustimmen  zu  können  glaubte,  wenn  für  die  Dauer  derselben 
der  ungarische  Konsum  für  die  ungarische  Produktion  gesichert 
Averden  könnte.  Ungarn  beharrte  auf  seinem  Standpunkte  und 
bestand  nach  dem  Falle  der  Kontingentierung  darauf,  daß  dieselbe 
durch  eine  den  gleichen  Zweck  erreichende  gesetzliche  Institution 
ersetzt  wurde.  Das  Mittel  hierzu  Avurde  in  der  Surtaxe  gefunden. 
Die  ungarische  Regierung  stellte  die  Forderung,  daß  österreichischer 
Zucker  bei  der  Einfuhr  nach  Ungarn  gleich  jenem  der  Konventions- 
staaten die  Surtaxe  von  6  Francs  zahlen  solle.  Der  Hinweis,  daß 
Österreich  ja  auch  das  Recht  zustehe,  ungarischen  Zucker  reziprok 
zu  behandeln,  änderte  nichts  an  der  Tatsache,  daß  Ungarn  eines 
der  wichtigsten  österreichischen  Erzeugnisse  von  seinem  Markte 
ausschließen  wollte.  Dabei  ist  die  ungarische  Zuckerindustrie  in 
ihrem  gegenwärtigen  Umfange  knapp  in  der  Lage,  den  Zuckerkonsum 
des  Landes  zu  decken,  so  daß  jenes  Vorgehen  den  besonderen  Zweck 
verfolgte,  den  Zuckerfabriken  Ungarns  den  ungarischen  Konsum 
vollständig  zu  sichern.  Die  Ausschließung  des  Zuckers  vom  freien 
Verkehr  läuft  aber  den  Bestimmungen  des  Ausgleichs  direkt  zuwider, 
da  ein  Grundprinzip  desselben  darin  besteht,  daß  österreichische 
Waren  in  Ungarn  und  ungarische  Waren  in  Österreich  keinerlei 
Verkehrsbeschränkungen  unterliegen  dürfen.  Die  Schaffung  einer 
Zwischenzollinie  für  österreichischen  Zucker  in  Ungarn  bedeutete 
daher  eine  Durchbrechung  des  ganzen  Ausgleichkomplexes.  Am 
28.  August  erfolgte  zwischen  dem  österreichischen  und  dem  ungarischen 
Finanzminister  eine  Einigung,  nach  welcher  im  Zwischenverkehr 
vom  Versendungsstaate  eine  Übergangsgebühr  von  3,5  K  pro  dz 
Konsumzucker  und  von  3,2  K  pro  dz  Rohzucker  erhoben  Averden 
sollte.  Die  Vereinbarung  trat  am  1.  September  1903  in  Kraft  und 
sollte  für  die  Dauer  der  Brüsseler  KouA^ention  Gültigkeit  haben. 
Mit  dieser  Einigung  zwischen  den  beiden  Regierungen  war  schon 
der  erste  praktische  Schritt  zur  Auflösung  der  Avirtschaftlichen 
Gemeinsamkeit  des  Doppelreiches  getan.  Es  war  Ungarn  gelungen, 
für  ein  wichtiges  österreichisches  Erzeugnis  eine  faktische  Zwischen- 
zollinie zu  errichten,  Avoran  auch  der  Umstand  nichts  ändert,  daß 
der  Abgabe  für  österreichischen  Zucker  bei  seiner  Einfuhr  nach 
Ungarn  der  unA^erfängliche  Name  „Übergangsgebühr"  beigelegt  wurde, 
und    die  Abgabe    nicht    an    der  Grenze    erhoben    wird.     Denn   ein- 
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leuchtenderweise  wird  diese  Gebühr  in  der  Praxis  dieselbe  Wirkung 
ausüben  wie  ein  Zoll.  Man  wollte  mit  dieser  Bezeichnung  „Über- 
gangsgebühr" die  getroffene  Maßnahme  mit  dem  aus  dem  Gesetz- 
artikel 30  von  1899  fließenden  Erfordernis,  daß  innerhalb  der  Grenzen 
des  Zollgebietes  keine  Zwischenzollinie  errichtet  werde,  in  Einklang 
bringen.  Daß  Ungarn  an  dieser  Zwischenzollinie  für  Zucker  auch 
in  dem  neuen  heute  vorliegenden  Ausgleich  mit  Erfolg  festgehalten 
hat,  werden  wir  weiter  unten  sehen. 

Ein  anderer  Punkt,  der  ebenfalls  von  Österreich  gegen  die  in 
Ungarn  herrschende  Auffassung  des  Zoll-  und  Handelsbündnisses 
ins  Feld  geführt  worden  ist,  liegt  in  der  ungarischen  Eisenbahn- 
politik. Ungarn  hat  den  Umstand,  daß  daselbst  der  Staat  un- 
umschränkter Herr  des  gesamten  Eisenbahnnetzes  ist,  dazu  benutzt, 
um  eine  sehr  glückliche  und  energische  Eisenbahnpolitik  zu  ver- 
folgen, und  verstand  es,  die  handelspolitische  Konjunktur  im  ge- 
eigneten Momente  durch  entsprechende  Tariferstellungen  auszunützen. 
Nun  ist  es  der  ausgesprochene  Zweck  jedes  Zoll-  und  Handelsbünd- 
nisses, daß  die  dasselbe  abschließenden  Staaten  nach  außen  hin  ein 
einziges  Wirtschaftsgebiet  darstellen,  in  dem  jeder  Unterschied  der 
Herkunft  aufhört,  und  demnach  im  gegenseitigen  Warenaustausche 
die  Produktion  beider  Teile  gleichgestellt  sein  muß.  Dieser  Zweck 
kann  natürlich  durch  eine  entsprechende  Eisenbahntarifpolitik  jeder- 
zeit vereitelt  werden,  denn  ein  bestimmter  Bahntarif  kann  nament- 
lich auf  größere  Entfernungen  und  bei  Massengütern,  wie  es  die 
landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  sind,  ganz  ebenso  wirken  wäe  eine 
Ausführprämie.  Darum  wurde  auch  im  Zoll-  und  Handelsbündnisse 
das  Eisenbahnwesen  nach  dem  keiner  Ausnahme  unterworfenen 
Grundsatze  geregelt,  daß  die  Eisenbahnen  auf  beiden  Seiten  nach 
gleichen  Grundsätzen  verwaltet  werden  sollten.  Ungarn  hat  aber 
dieses  Prinzip  der  Gleichberechtigung  zwischen  den  beiderseitigen 
Verkehrsinteressen  nicht  allein  hinsichtlich  der  Tarife,  sondern  des 
ganzen  Komplexes  des  ungarischen  Eisenbahnwesens  hintangestellt, 
so  daß  zwischen  den  Frachtsätzen  für  österreichische  und  ungarische 
Waren  tatsächlich  große  Unterschiede  bestehen.  So  ist  z.  B,  Ungarn, 
was  Getreide  und  Mehl  betrifft,  infolge  der  Staffeltarife  weit  besser 
daran  als  die  österreichische  Mühlenindustrie  und  Getreideproduktion, 
und  Ähnliches  gilt  von  den  für  die  Zuckerindustrie  maßgebenden 
Tarifen  usw. 

Kein  Wunder,  daß  alle  diese  Vorgänge  das  Zustandekommen 
eines  neuen,  beide  Teile  auch  nur  einigermaßen  befriedigenden  Aus- 
gleichs erschweren  mußten.  Die  höchst  gründlichen  und  lang- 
wierigen   Verhandlungen,    die    nach    einer    vorhergegangenen   Kon- 
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ferenz  der  beiden  Ministerpräsidenten  zwischen  den  Regierungen  der 
beiden  Staaten  am  10.  September  1906  in  der  Ausgleichskommission 
einsetzten  und  seitdem  abwechselnd  in  Wien  und  Budapest  statt- 
fanden, gerieten  denn  auch  zeitweise  sehr  ins  Stocken,  ja  traten 
nicht  selten  in  ein  solches  Stadium  ein,  daß  die  Erzielung  einer 
Verständigung  völlig  aussichtslos  und  eine  weitere  Verhandlung 
zwecklos  erschien. 

Bald  nach  Beginn  der  Verhandlungen  war  der  Plan  aufge- 
taucht, einen  langfristigen  Ausgleich  mit  Etablierung  einer  Zwischen- 
zoUinie  abzuschließen,  und  der  ungarische  Handelsminister  Kossuth 
hatte  selbst  einen  detaillierten  Entwurf  ausgearbeitet.  Allein  es 
zeigte  sich,  daß  diese  Idee  bei  den  parlamentarischen  Parteien  in 
Ungarn  auf  die  größten  Schwierigkeiten  stieß,  und  auch  die  öster- 
reichische Regierung  war  für  die  Festlegung  einer  Zwischenzollinie 
nicht  zu  gewinnen.  Als  nach  mehrfachen  inzwischen  geführten  Ver- 
handlungen die  Konferenzen  im  Juni  1907  in  Budapest  wieder  auf- 
genommen wurden,  Avar  es  beiden  Regierungen  klar,  daß  der  lang- 
fristige Ausgleich  aus  der  Diskussion  ausgeschaltet  werden  müsse. 
Man  bemühte  sich  nun,  die  Grundlagen  für  einen  kurzfristigen  Aus- 
gleich zu  finden,  und  nach  den  Besprechungen,  die  im  Juli  in  Wien 
stattfanden,  glaubte  man,  die  Basis  für  den  Ausgleich  gefunden  zu 
haben.  Die  meisten  Fragen  waren  damals  zwar  erledigt  worden, 
allein  zwei  Kardinalforderungeu  der  österreichischen  Regierung:  die 
Regelung  der  Bankfrage  und  die  Erhöhung  der  ungarischen  Quote, 
konnten  nicht  geordnet  werden. 

Als  die  Verhandlungen  am  10.  September  in  Wien  wieder  auf- 
genommen wurden,  galten  sie  nur  diesen  beiden  noch  nicht  ent- 
schiedenen Fragen.  Es  entbrannte  ein  erbitterter  Kampf,  der  im 
Oktober  in  Budapest  den  Höhepunkt  erreichte;  denn  nachdem  es 
gelungen  war,  die  Dififerenzen  über  das  Ausmaß  der  Quote  zu  be- 
seitigen, ergaben  sich  im  letzten  Augenblicke  ganz  ungewöhnliche 
Schwierigkeiten  in  der  Bankfrage.  Donnerstag,  den  3.  Oktober, 
schien  der  Ausgleich  endgültig  gescheitert  zu  sein,  und  in  der 
hoffnungslosesten  Stimmung  entschlossen  sich  die  beiden  Minister- 
präsidenten trotzdem,  die  Verhandlungen  nicht  abzubrechen.  Sams- 
tag mittags  war  die  Situation  eine  derartige,  daß  die  Vorbereitungen 
zur  Abreise  der  österreichischen  Minister  bereits  getroffen  waren. 
In  den  Nachmittagsstunden  trat  plötzlich  eine  Wendung  ein.  Gegen 
5  Uhr  nachmittags  kam  der  Ausgleich  zustande. 

Dieser  neue  Ausgleich,  der  inzwischen  auch  seine  parlamen- 
tarische Erledigung  gefunden  hat,  umfaßt  25  Artikel,  und  als  An- 
lagen   sind  dem  Vertrage   beigegeben:    der  „Vertragszolltarif"   der 
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beiden  Staaten  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie,  wie  er  von 
jetzt  ab  genannt  wird,  die  Geschäftsordnung  für  das  Schiedsgericht 
und  das  Schlußprotokoll.  Der  eigentliche  Charakter  und  die 
wichtigsten  Einzelheiten  des  neuen  xiusgleichs  mögen  aus  der 
folgenden  kurzen  Übersicht  erhellen: 

Gesetzentwurf  über  die  Inartikulierung  des  in  betreff  der 
Regelung  der  gegenseitigen  Handels-  und  Verkehrsbeziehungen  mit 
den  unter  der  Herrschaft  Sr.  Majestät  stehenden  übrigen  Ländern 
am  8.  Oktober  1907  in  Budapest  abgeschlossenen  Vertrages. 

§  1- 

Der  zwischen  den  Ländern  der  heiligen  ungarischen  Krone 
und  den  im  Eeichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  be- 
treffend die  Regelung  der  gegenseitigen  Handels-  und  Verkehrsbe- 
ziehungen abgeschlossene  Vertrag  wird  hiermit  in  die  Landesgesetze 
inartikuliert. 

Der  Text  desselben  ist  der  folgende: 

Vertrag  betreffend  die  Regelung  der  wechselseitigen  Handels- 
und Verkehrsbeziehungen  zwischen  den  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreichen  und  Ländern  und  den  Ländern  der  heiligen  un- 
garischen Krone. 

Auf  Grund  des  ungarischen  G.  A.  XH:  1867  und  des  Gesetzes 
vom  21.  Dezember  1867,  R.-G.-Bl.  Nr.  146,  wonach  die  von  Zeit  zu 
Zeit  vorzunehmende  Regelung  der  wechselseitigen  Handels-  und  Ver- 
kehrsbeziehungen zwischen  den  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  und  den  Ländern  der  heiligen  ungarischen 
Krone  vorgesehen  ist,  wurde  zu  diesem  Zwecke  der  folgende  Vertrag 
abgeschlossen : 

Artikel  L  Die  Gebiete  der  beiden  vertragschließenden  Teile 
umgibt  während  der  Dauer  dieses  Vertrages  und  im  Sinne  desselben 
eine  einheitliche  Zollgrenze. 

Die  vertragschließenden  Teile  verpflichten  sich  gegenseitig, 
während  der  Geltungsdauer  dieses  Vertrages  Verkehrsgegenstände, 
welche  aus  einem  Staatsgebiete  in  das  andere  übergehen,  mit  Ein-, 
Aus-  oder  Durchfuhrabgaben  welcher  Art  immer  nicht  zu  belasten 
und  zu  diesem  Zwecke  eine  Zwischenzollinie  nicht  zu  errichten. 

Innerhalb  der  einheitlichen  Zollgrenze  gelten  während  der 
Dauer  dieses  Vertrages  die  Bestimmungen  des  einen  integrierenden 
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Teil  dieses  Vertrages  bildenden  und  in  der  Anlage  A  enthaltenen 
Vortrags-Zolltarifes,  welcher  dem  für  die  im  Keichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder  und  dem  für  die  Länder  der  heiligen  un- 
garischen Krone  geltenden  autonomen  Tarife  entspricht,  sowie  die 
demgemäß  fernerhin  in  Geltung  verbleibenden  Zollvorschriften. 

In  den  bestehenden  Zollausschlüssen  bleiben  die  bisherigen 
Vorschriften  aufrecht. 

Die  bestehenden  Zollgesetze  und  Zollvorschriften  sowie  die 
Zolltarife  der  vertragschließenden  Teile  bleiben  für  die  Dauer  dieses 
Vertrages  in  Kraft,  insoweit  sie  nicht  im  gemeinsamen  Einverständnis 
abgeändert  werden. 

Mit  inneren  Abgaben  welcher  Art  immer,  und  für  wen  immer 
sie  eingehoben  werden,  darf  der  eine  vertragschließende  Teil  die 
aus  dem  Gebiete  des  anderen  vertragschließenden  Teiles  eingeführten 
Artikel  nur  in  solchem  Maße  belasten,  in  welchem  er  die  ähnlichen 
Gewerbserzeugnisse  oder  Produkte  seines  eigenen  Gebietes  belastet. 

Artikel  IL  Die  mit  fremden  Staaten  abgeschlossenen  Verträge, 
welche  die  Regelung  wirtschaftlicher  Beziehungen  bezwecken,  ins- 
besondere Handels-,  Zoll-,  Schiffahrt-  und  Konsularverträge,  haben 
für  die  im  Eeichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  und  für 
die  Länder  der  heiligen  ungarischen  Krone  gleich  bindende  Kraft. 

Weiter  bestimmt  Artikel  IV,  daß,  wenn  bei  Ablauf  eines  der 
in  Artikel  II  erwähnten  Verträge  der  eine  vertragschließende  Teil 
von  dem  darin  vorbehaltenen  Rechte  der  Kündigung  gegenüber  den 
fremden  Staaten  Gebrauch  machen  Avill,  er  spätestens  6  Monate  vor 
Ablauf  des  Kündigungstermins  dem  andern  vertragschließenden  Teil 
hiervon  Mitteilung  zu  machen  hat,  um  über  den  weiteren  Vorgang 
das  Einvernehmen  zu  pflegen.  Kommt  innerhalb  dieser  Frist  ein 
Einverständnis  nicht  zustande,  so  hat  der  gemeinsame  Minister  des 
Äußern  die  Kündigung  vorzunehmen,  sobald  auch  nur  der  eine  der 
vertragschließenden  Teile  sie  begehrt.  Verträge  ohne  Ablauftermin 
sind  auf  Wunsch  eines  vertragschließenden  Teiles  spätestens  sechs 
Monate  nach  Bekanntgabe  dieses  Wunsches  an  den  andern  ver- 
tragschließenden Teil  zu  kündigen. 

Das  Schlußprotokoll  enthält  zu  Artikel  IV  noch  die  folgende 
Avichtige  Vereinbarung:  „Die  beiden  vertragschließenden  Teile 
kommen  überein,  von  dem  in  den  Handelsverträgen  mit  dem 
Deutschen  Reiche,  Belgien,  Italien,  Rußland  und  der  Schweiz  vor- 
gesehenen Rechte  der  Kündigung  dieser  Verträge  auf  den  31.  De- 
zember 1915  einseitig  keinen  Gebrauch  zu  machen.  Sollte  einer 
dieser  Verträge  von  selten  des  betreffenden  fremden  Staates  auf 
den  31.  Dezember  1915  gekündigt  werden,  so  sollen  die  Handels- 
w.  4 
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und  Verkehrsbeziehungen  mit  diesem  Staate,  jedoch  nur  für  die 
Zeit  bis  zum  31.  Dezember  1917  geregelt  werden.  Es  wird  ferner 
übereinstimmend  festgestellt,  daß  die  Kündigung  von  Verträgen  ohne 
festen  Ablauftermin  für  einen  Zeitpunkt  vor  dem  Ablauftermin 
dieses  Vertrages  auf  Grund  des  im  dritten  Absätze  des  Artikels  IV 
vorgesehenen  Rechtes  der  einseitigen  Kündigung  von  keinem  der 
beiden  Teile  gefordert  wird." 

Über  den  Mahlverkehr  bestimmt  Artikel  V: 

Der  Mahlverkehr  der  Mühlen  in  den  von  einer  einheitlichen 
Zollgrenze  umgebenen  Gebieten  der  beiden  vertragschließenden 
Teile,  welcher  .auf  Grund  des  Artikels  10,  Punkt  2  des  Zolltarif- 
gesetzes vom  25.  Mai  1882,  R.-G.-Bl.  Nr.  47  (des  Artikels  10,  Punkt  2 
des  ungarischen  Gesetzartikels  16  vom  Jahre  1882),  zulässig  war, 
bleibt  aufgehoben.  Die  bei  der  Einfuhr  von  Mehl  in  die  dazio  con- 
sumo-pflichtigen  Orte  Dalmatiens  eingehobene  Konsumsteuer  wird 
mit  Ende  1910  eingestellt  oder  in  der  Weise  geregelt  werden,  daß 
sie  auch  von  dem  in  Dalmatien  erzeugten  Mehl  in  gleichem  Betrage 
eingehoben  werden  wird. 

Hierzu  bemerkt  der  Motivenbericht,  daß  der  Tiroler  Getreide- 
auföchlag  auf  die  Dauer  des  neuen  Vertrages  aufrecht  erhalten 
bleibt. 

Weiter  bestimmt  Artikel  VI  u.  a.: 

Die  Einhebung  und  Verwaltung  der  Zölle  bleibt  innerhalb  der 
Grenzen  des  betreffenden  Staates  den  Regierungen  der  beiden  ver- 
tragschließenden Teile  überlassen. 

In  einem  Staatsgebiete  eingehobene  Zölle  dürfen  ohne  Zu- 
stimmung der  Regierung  desselben  in  dem  anderen  Staatsgebiete 
unter  keinem  wie  immer  gearteten  Titel  rückvergütet  werden. 

Die  Regierungen  der  beiden  Staaten  werden  den  gesetz- 
gebenden Körperschaften  mit  möglichster  Beschleunigung  einen  Ge- 
setzentwurf über  das  Zollverfahren  vorlegen. 

Was  ferner  die  uns  hier  besonders  interessierende  Regelung 
des  Viehverkehrs  anbelangt,  so  sind  die  neuen  Vereinbarungen 
im  Wesen  und  zum  größten  Teil  auch  dem  Wortlaute  nach  auf 
denselben  Grundlagen  aufgebaut,  die  1899  und  zum  Teil  1902  ge- 
schaffen wurden. 

In  dem  neuen  Vertrage  wird  das  grundlegende  Prinzip 
sanktioniert,  welches  den  gegenseitigen  freien  Verkehr  auch  auf 
diesem  Gebiete  garantiert,  indem  ganz  deutlich  ausgesprochen  wird, 
daß  das  aus  dem  einen  Staate  stammende  gesunde  Vieh  unbehindert 
in  den  freien  Verkehr  des  anderen  Staates  übergehen  kann.  Jeder 
Staat    wird    daher  die  aus  dem  anderen  Staate  stammenden  Tiere 
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und  tierischen  Produkte  ebenso  beliandeln  wie  die  von  seinem 
eigenen  Gebiete  stammenden  Transporte.  Die  beiden  Regierungen 
haben  auch  in  den  Durchführungsmodalitäten  besondere  Garantien 
dafür  übernommen,  daß  sämtliche  Vereinbarungen  in  loyalster  Weise 
gehandhabt  werden,  und  daß  keiner  der  beiden  Staaten  dem  Vieh- 
verkehr aus  dem  anderen  unbegründete  Schwierigkeiten  machen 
wird.  Präzise  Vorschriften  sorgen  dafür,  daß  der  auf  das  Gebiet 
des  anderen  Staates  übergehende  Viehverkehr  nicht  nur  aus  seuchen- 
freien Gemeinden  ruhig  und  friedlich  abgewickelt  werde,  sondern 
daß  selbst  von  Tierkrankheiten  infizierten  Gebieten  die  Möglichkeit 
nicht  verweigert  werden  könne,  die  von  dort  stammenden  lebenden 
Tiere  unter  genau  bezeichneten  Bedingungen  an  alle  bedeutenderen 
Konsumplätze,  öffentliche  Schlachthäuser,  Konsum-  und  Kontumaz- 
märkte des  anderen  Staates  gelangen  zu  lassen.  Dem  ungarischen 
Export  sind  dadurch  254  derartige  größere  österreichische  Konsum- 
plätze gesichert.  In  erster  Reihe  wird  den  gemachten  Erfahrungen 
zufolge  der  Export  an  Schlachtvieh  berücksichtigt. 

An  neuen  Bestimmungen  enthält  der  Vertrag  solche  ergänzenden 
Verfügungen,  welche  geeignet  sind,  unbegründeten  Erschwerungen 
ein  Ende  zu  machen,  anderseits  die  Möglichkeit  der  Epidemie- 
verschleppung noch  sicherer  auszuschließen.  In  dieser  Hinsicht 
besteht  der  wichtigste  Unterschied  gegenüber  den  bisherigen  Normen 
darin,  daß,  während  bisher  im  allgemeinen  nur  mit  Repressivmaß- 
nahmen das  Auslangen  gefunden  werden  mußte,  nun  auch  die  Vor- 
kehrungen präventiver  Natur  erweitert  worden  sind.  Die  Ausfuhr 
von  Nutz-  und  Zuchtschweinen  wird  in  Zukunft  nur  mittels  Eisenbahn 
und  auf  Grund  fallweiser  Bewilligung  dann  erfolgen,  wenn  die 
völlige  Seuchenunbedenklichkeit  durch  eine  vierzigtägige  Observation 
sichergestellt  ist.  Die  Ausfuhr  darf  nur  nach  dem  der  Regierung  des 
anderen  Staates  telegraphisch  bekanntzugebenden  Bestimmungsorte 
stattfinden.  Falls  trotz  dieser  Vorsichtsmaßregeln  Verschleppungen 
vorkommen  sollten,  behalten  sich  die  Regierungen  die  zeitweilige 
Aufhebung  der  Ausfuhrbewilligungen  vor.  Zur  Verhinderung  der 
Einschleppung  der  Maul-  und  Klauenseuche  werden  die  zur  Ausfuhr 
kommenden  Zucht-  und  Nutzrinder  tierärztlich  untersucht  und  mit 
besonderen  Kennzeichen  versehen.  Die  auf  ungarischer  Seite  bisher 
an  den  Grenzstationen  freiwillig  vorgenommene  tierärztliche  Kontrolle 
erscheint  nun  als  eine  von  Ungarn  zu  erfüllende  Pflicht.  P''erner 
wurde  eine  hochwichtige  Frage  von  prinzipieller  Bedeutung  in  be- 
friedigender Weise  geregelt.  Beide  Staaten  kamen  nämlich  dahin 
überein,  auf  möglichst  gleichen  Grundlagen  beruhende  veterinär- 
polizeiliche Vorschriften  zur  Geltung  zu  bringen  und  auch  hinsieht- 
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lieh  der  Ein-  und  Durclifuhr  von  Tieren,  Fleisch  und  tierischen 
EohstofiFen  aus  Auslandsstaaten,  aus  denen  der  Verkehr  bedenklich 
erscheint,  gleichartig  vorzugehen.  Erwähnung  verdient  ferner,  daß 
auf  dem  Gebiete  der  mit  der  industriellen  Produktion  in  enger 
Verbindung  stehenden  indirekten  Abgaben,  namentlich  der  Bier-, 
Branntwein-,  Mineralöl-  und  Zuckersteuer,  jeder  der  beiden  vertrag- 
schließenden Teile  Verfügungen  zu  vermeiden  hat,  durch  welche  die 
Konkurrenzfähigkeit  der  beteiligten  Industrien  des  anderen  Teiles 
beeinträchtigt  werden  könnte;  sollte  gleichwohl  eine  derartige  Be- 
einträchtigung der  Industrie  des  einen  Teiles  eintreten,  so  steht 
diesem  das  Recht  zu,  auf  die  betreffenden  Verkehrsgegenstände  beim 
Bezüge  aus  dem  Gebiete  des  anderen  Staates,  eventuell  auch  aus 
Bosnien  und  der  Herzegowina,  die  entsprechende  Ausgleichsabgabe 
einzuheben. 

Etwas  ausführlicher  müssen  wnr  noch  die  auf  dem  Gebiete  der 
Zuckersteuer  getroffenen  Vereinbarungen  mitteilen. 

Danach  dürfen  nur  im  Einverständnis  abgeändert  werden  die 
Bestimmungen  betreffend: 

a)  das  System  der  Besteuerung; 

b)  die  abgabefreie  und  abgabebegünstigte  Verwendung  von 
Zucker,  worunter  die  Gewährung  der  Abgabefreiheit  oder 
der  Abgabebegünstigung  in  betreff  einer  etwa  bestehenden 
Abgabedifferenz  (Zuschlag)  nicht  verstanden  wird; 

c)  die  Ausfuhr  von  Zucker  über  die  einheitliche  Zollgrenze. 

Die  Frage  der  Zuckersurtaxe  wird  im  Schlußprotokoll  folgender- 
maßen geregelt:  Im  Hinblick  auf  die  durch  die  Brüsseler  Zucker- 
konvention geschaffene  Sachlage  wird  behufs  Regelung  des  Verkehrs 
mit  versteuertem  Zucker  folgendes  vereinbart: 

Für  die  im  Verkehr  zwischen  den  beiden  Staatsgebieten  sowie 
mit  Bosnien  und  der  Herzegowina  vorkommenden,  dem  Überweisungs- 
verfahren unterliegenden  Zuckersendungen  wird,  vom  1.  Januar  1908 
angefangen,  auf  die  Dauer  der  Wirksamkeit  der  Brüsseler  Zucker- 
konvention vom  5.  März  1902,  R.-G.-Bl.  Nr.  25  vom  Jahre  1903  (unga- 
rischer Gesetzartikel  2  vom  Jahre  1903),  eine  Gebühr  im  Ausmaße 
von  3  K  50  h  per  100  Kilogramm  Reingewicht  Konsumzucker  und 
von  3  K  20  h  per  100  Kilogramm  Reingewicht  Rohzucker  ein- 
gehoben. 

Die  einzuhebende  Gebühr  ist  von  dem  Versender  zu  entrichten, 
bevor  die  Sendung  von  dem  Versendungsamt  abgefertigt  wird,  und 
ist  der  Finanzverwaltung  des  Bestimmungsgebietes  der  Sendung  auf 
Grund  jährlicher  Abrechnung  zu  verabfolgen. 
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Die  Gewichtsgrenze  der  dem  Überweisungsverfahren  nicht 
unterliegenden  Zuckersendungen  wird  mit  5  Kilogramm  festgesetzt. 

Unter  den  von  den  beiden  Finanzministern  einvernehmlich  fest- 
zusetzenden Modalitäten  bleiben  von  der  Entrichtung  der  Gebühr  frei: 

1.  Die  dem  Überweisungsverfahren  unterliegenden  Transito- 
sendungen. 

2.  Außerdem  für  je  ein  Kalenderjahr: 

a)  im  Verkehr  aus  den  im  Reichsrat  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  nach  den  Ländern  der  heiligen 
ungarischen  Krone  225000  Meterzentner  Zucker, 

b)  im  Verkehr  aus  den  Ländern  der  heiligen  ungarischen 
Krone  nach  den  im  Reichsrate  vertretenen  König- 
reichen und  Ländern  50000  Meterzentner  Zucker. 

3.  Die  im  Überweisungsverfahren  nach  Bosnien  und  der  Herze- 
gowina abgefertigten  Zuckersendungen  bis  zu  der  von  den 
beiden  Finanzministern  einvernehmlich  für  je  ein  Kalender- 
jahr festzusetzenden  Maximalmenge.  Von  dieser  jeweilig 
festgesetzten  Maximalmenge  dürfen  aus  den  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreichen  und  Ländern  ein  Drittel,  aus  den 
Ländern  der  heiligen  ungarischen  Krone  zwei  Drittel  ab- 
gefertigt werden. 

Weiter  sind  die  beiden  Staaten  wie  schon  im  Jahre  1903  über- 
eingekommen, durch  möglichst  übereinstimmende  Maßnahmen  der 
Verfälschung  wichtigerer  landwirtschaftlicher  Produkte  entgegen- 
zuwirken. Ungarn  hat  sich  ferner  jetzt  verpflichtet,  binnen  Jahres- 
frist ein  neues  Weingesetz  zu  schaffen,  das  ebenso  strenge  Bestim- 
mungen enthält  wie  das  am  1.  Dezember  1907  in  Österreich  in  Kraft 
getretene  Weingesetz. 

In  dem  Artikel  21  des  Vertrages,  der  die  Bestimmungen  über 
den  Verkehr  in  Wein  und  anderen  landwirtschaftlichen  Produkten 
enthält,  übernimmt  zum  Schluß  noch  Ungarn  die  Verpflichtung  zu 
einer  Reform  der  Budapester  Börse.  Was  diese  Reform  anlangt,  so 
war  hierfür  die  Erwägung  maßgebend,  daß  die  österreichische  Börsen- 
gesetzgebung teilweise  auf  strengeren  Grundsätzen  beruht  als  die 
ungarische,  woraus  sich  insbesondere  in  bezug  auf  den  Verkehr  mit 
landwirtschaftlichen  Erzeugnissen  mancherlei  Unzukömmlichkeiten 
ergeben.  Es  muß  daher  als  beachtenswerter  Fortschritt  anerkannt 
werden,  daß  sich  die  ungarische  Regierung  verpflichtete,  einen  die 
Regelung  des  Geschäftsverkehrs  an  der  Budapester  Börse  betreffenden 
Gesetzentwurf  der  Legislative  ehestens  vorzulegen.  Der  Inhalt  der 
ins  Auge  gefaßten  Reform  wird  im  Schlußprotokoll  dahin  bestimmt, 
daß  das  Betreiben  von  Börsengeschäften  ohne  Einführung   des  als 
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wertlos  anzusehenden  Registrierungszwanges  auf  den  Kreis  der  hierzu 
Berufenen  zu  beschränken  ist,  und  daß  Börsengeschäfte,  welche  einen 
unreellen  Charakter,  insbesondere  einen  solchen  von  Spielgeschäften, 
an  sich  tragen,  hintanzuhalten  sind.  Es  bedeutet  dies  die  Ausdehnung 
des  schon  in  Wien  bestehenden  Terminhandelsverbotes  in  Getreide 
und  Mühlenfabrikaten  auf  die  Budapester  Börse,  eine  alte  Forderung 
der  österreichischen  Agrarier. 

Die  Dauer  des  Vertrages,  der  am  1.  Januar  1908  in  Kraft 
getreten  ist,  wird  in  Artikel  XXV  geregelt,  der  folgendermaßen  lautet: 

„Dieser  Vertrag  tritt  am  1.  Januar  1908  in  Kraft  und  hat  bis 
zum  31.  Dezember  1917  wirksam  zu  bleiben.     Spätestens  zu  Beginn 
des  Jahres  1915  sind  Verhandlungen  über  die  Regelung  der  ZoU- 
und  Handelsbeziehungen  zwischen  den  beiden  Staaten  für  die  Zeit, 
vom  1.  Januar  1918  an  einzuleiten." 

Es  fehlt  somit  die  Kündigungsklausel,  die  im  Szell-Koerber- 
schen  und  in  den  früheren  Ausgleichsvereinbarungen  enthalten  war 
und  dahin  ging,  daß,  wenn  keine  Kündigung  eintritt,  das  Zoll-  und 
Handelsbündnis  auf  weitere  zehn  Jahre  und  so  fort  bestehe. 

Wenden  wir  uns  nun  nach  diesem  zusammenfassenden  Über- 
blick über  den  neuen  Vertrag  zu  einer  kurzen  Betrachtung  seiner 
staatsrechtlichen  Seite. 

Was  zunächst  die  äußere  Form  der  gegenseitigen  Abmachungen 
anbelangt,  so  ist  zunächst  zu  bemerken,  daß  die  beiden  Länder  einen 
Zollvertrag,  nicht  ein  Zollbündnis  miteinander  geschlossen  haben, 
also  wie  zwei  vertragschließende  Teile,  wie  zwei  freie  Staaten,  in 
der  Form  internationaler  Verträge  ihre  gegenseitigen  Handels-  und 
Verkehrsverhältnisse  regeln.  Diese  Vertragsform,  die  dem  steten 
Verlangen  Ungarns  nach  staatlicher  und  wirtschaftlicher  Selbständig- 
keit vollkommen  Rechnung  trägt,  ■  ist  bis  in  das  kleinste  Detail  durch- 
geführt. So  wird  der  Vertrag  ebenso  wie  jeder  auswärtige  Handels- 
vertrag von  den  beiden  vertragschließenden  Staaten  unterschrieben 
und  so  inartikuliert  werden,  also  in  anderer  Form  als  die  bisherigen 
Zollbündnisse,  welche  wohl  den  Gegenstand  einer  Vereinbarung 
bildeten,  aber  doch  einseitig  ohne  jede  Unterschrift  von  den  beiden 
Legislativen  zum  Gesetz  erhoben  wurden. 

Der  Wechsel  der  Anschauungen,  der  seit  dem  Szell-Koerber- 
schen  Ausgleich  eingetreten  ist,  zeigt  sich  am  deutlichsten  in  dem 
Titel  des  Vertrages  und  in  der  Bezeichnung  des  Zolltarifgesetzes 
und  des  Zolltarifes.  Im  Szell-Koerberschen  Ausgleich  war  zunächst 
ein  „Zolltarifgesetz"  enthalten.  Diesem  folgte  der  „allgemeine  Zoll- 
tarif für  das  österreichisch -ungarische  Zollgebiet".  In  dem  neuen 
Ausgleich  haben  das  Zolltarifgesetz  und  der  Zolltarif  die  gemeinsame 
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Überschrift:  „Vertragszolltarif  der  beiden  Staaten  der  österreichisch- 
ungarischen  Monarchie."  Der  Zolltarif  selbst  trägt  gar  keine  Über- 
schrift mehr,  und  es  ist  somit  die  frühere  Bezeichnung:  „Allgemeiner 
Zolltarif  für  das  österreichisch-ungarische  Zollgebiet"  ausgeschaltet. 
Im  Sinne  dieser  staatsrechtlichen  Änderung  weist  auch  Artikel  I  des 
neuen  Vertrages  einen  ganz  anderen  Wortlaut  auf  wie  im  Szell- 
Koerberschen  Ausgleich.  Wir  wollen  die  beiden  Artikel  hier  einande 
gegenüberstellen : 

Neuer  Ausgleich: 
„Die  nachfolgenden  Bestimmungen  gelten  für  die  von  einer 
einheitlichen  Zollgrenze  umgebenen  Gebiete  der  im  Keichsrate  ver- 
tretenen Königreiche  und  Länder  und  der  Länder  der  heiligen 
ungarischen  Krone  sowie  für  die  mit  denselben  zollgeeinten  Länder 
und  Landesteile.  In  den  Freigebieten  und  in  den  Zollausschlüssen 
finden  sie  keine  Anwendung." 

Szell-Koerber scher  Ausgleich: 
„Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  gelten  für  das  gemeinsame 
Zoll-    und  Handelsgebiet    der   österreichisch -ungarischen  Monarchie 
und  die  mit  demselben  zollgeeinten  Länder  und  Landesteile." 

Es  bedeutet  ferner  eine  staatsrechtliche  Errungenschaft  für 
Ungarn,  daß  der  besondere  ungarische  autonome  Zolltarif  gesetzlich 
inartikuliert  wird.  Der  Vertrag  beruft  sich  auf  den  selbständigen 
ungarischen  Zolltarif,  den  Ungarn  kurz  nach  der  Konstituierung  der 
gegenwärtigen  ungarischen  Regierung  auf  Grund  des  G.  A.  III:  1906 
ins  Leben  treten  ließ,  anerkennt  diesen  selbständigen  Zolltarif  als 
solchen  und  läßt  ihn  unberührt.  Damit  aber  die  auch  nachher  noch 
gemeinschaftlich  mit  Österreich  abzuschließenden  Handelsverträge 
auf  einer  Basis  verhandelt  werden  können,  welche  gleichmäßig  in 
beiden  Staaten  geltend  ist,  ist  dem  Vertrage  der  vertragsmäßige 
Zolltarif  der  österi'eichisch-ungarischen  Monarchie  als  Beilage  an- 
gefügt, und  ZAvar  mit  der  Bemerkung,  daß  dies  der  Verhandlungs- 
tarif sei,  der  mit  dem  ungarischen  und  dem  österreichischen  Zoll- 
tarif identisch  ist.  Der  Verhandlungstarif  ist  also  kein  gemeinsamer 
Zolltarif,  sondern  nur  die  Vereinigung  der  beiden  besonderen  Zoll- 
tarife, lediglich  dazu  bestimmt,  als  Verhandlungsinstrument  zu 
dienen.  Mit  dieser  Regelung  hat  also  Österreich,  obgleich  es  den 
Zolltarif  für  das  gemeinsame  Zollgebiet  bereits  gesetzlich  inartikulierte, 
anerkannt,  daß  es  auch  einen  besonderen  ungarischen  Zolltarif  gibt, 
und  daß  der  Vertragstarif  mit  den  von  beiden  Staaten  separat  fest- 
gestellten und  gesetzlich  inartikulierten  Zolltarifen  identisch  ist. 
Dieser   allgemeine    ungarische  Zolltarif  kann  für  die  Zeit  nach  1917 
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jederzeit  mit  einem  neuen  Zolltarif  ausgetauscht  werden,  wenn  das 
Land  dies  für  gut  befindet,  ohne  daß  Österreich  darauf  irgendwie 
Einfluß  üben  könnte.  Damit  hat  der  ungarische  Staat  sein  Selbst- 
bestimmungsrecht aufs  kräftigste  betont,  denn  bisher  war  es  nicht  mög- 
lich, vollkommen  selbständig  von  Österreich  einen  autonomen  Zolltarif 
festzustellen.  Die  Begriffe  des  einen  Zoll-  und  Handelsgebietes  und 
der  einen  gemeinsamen  Zollgrenze  sind  für  die  Zukunft  beseitigt, 
und  zwar  nicht  nur  dadurch,  daß  diese  Begriffe  nicht  erwähnt 
wurden,  sondern  es  wird  expressis  verbis  mit  der  Einführung  dieses 
Vertrages  auch  von  Österreich  der  Rechtszustand  des  selbständigen 
ungarischen  Zollgebietes  anerkannt.  Diesen  Rechtszustand  hatte  wohl 
der  Gesetzartikel  30  vom  Jahre  1899  proklamiert,  doch  nur  einseitig 
mit  einem  ungarischen  Gesetz,  das  in  Österreich  nur  mit  einer 
kaiserlichen  Verordnung  von  zeitlich  beschränkter  Wirksamkeit  an- 
erkannt wurde.  Von  nun  an  wird  dieser  Zustand  auch  von  öster- 
reichischer Seite  anerkannt  werden,  er  wird  einen  unbestreitbaren 
gesetzlichen  Zustand  bilden i).  Die  staatliche  Selbständigkeit  Ungarns 
wird  auch  dadurch  in  prägnanter  Weise  hervorgehoben,  daß  bezüg- 
lich der  Zoll-  und  Handelsangelegenheiten  zwischen  Ungarn  und 
Österreich  ein  Schiedsgericht  eingesetzt  werden  wird,  ebenso  wie 
dies  in  strittigen  Fragen  zwischen  fremden  Staaten  der  Fall  zu  sein 
pflegt,  ohne  daß  darum  der  Wirkungskreis  dieses  Schiedsgerichtes 
sich  auch  auf  die  staatsrechtlichen  Fragen  erstrecken  würde-)- 


^)  Auch  die  mit  den  auswärtigen  Staaten  zu  schließenden  Handelsverträge 
und  andere  ähnliche  Verträge,  die  Konsularverträge  inbegriffen,  werden  in  Zukunft 
nicht  ausscliließlich  vom  Minister  des  Äußeren  bzw.  nicht  ausschließlich  von  einem 
gemeinsamen  Organ  unterfertigt  werden,  sondern  außer  dem  Minister  des  Äußeren 
bzw.  seinem  Vertreter  auch  von  je  einem  Vertreter  der  beiden  Regierungen.  In 
•den  internationalen  Verträgen  wird  also  Ungarn  als  ein  selbständiger  Staat  fungieren. 

-)  Wie  sehr  überhaupt  Ungarn  bei  den  ganzen  Vertragsverhandlungen  sich 
Ton  der  Rücksicht  auf  die  Errichtung  eines  selbständigen  ungarischen  Zollgebietes 
nach  1917  leiten  ließ,  geht  u.  a.  auch  aus  einer  Rede  des  ungarischen  Handels- 
ministers Kossuth  in  der  Unabhängigkeitspartei  deutlich  hervor.  Er  sagte  u.  a.: 
„Bekanntlich  ist  das  Land  durch  die  mit  den  auswärtigen  Staaten  abgeschlossenen 
Verträge  bis  zum  Jahre  1917  auch  darin  gebunden,  daß  es  Zollschranken  gegen- 
über Österreich  nicht  aufstellen  kann.  Man  muß  somit  dafür  sorgen,  daß  der 
Verwirklichung  des  fundamentalen  Programms  der  Unabhängigkeitspartei,  des 
selbständigen  Zollgebietes,  im  Jahre  1917  keinerlei  Hindernisse  mehr  in  den 
Weg  gelegt  werden  können.  Dies  mußte  so  geschehen,  daß  die  Durchführung 
des  freien  Willens  der  Nation  nicht  durch  einseitige  Verfügungen  verteidigt 
werde  wie  bisher,  sondern  daß  ein  bilateraler  Vertrag  nach  den  Normen  des 
Völkerrechtes  uns  eine  Garantie  biete.  Dies  sichern  jene  Vereinbarungen,  die 
ich    eben    berührt    habe.      Daneben  war    es   unsere  Aufgabe,    die  staatliche  Selb- 
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Zur  erschöpfenden  Klarstellung  der  staatsrechtlichen  Seite  des 
Ausgleichs  möchten  wir  noch  kurz  darauf  hinweisen,  daß  es  eine 
der  schwierigsten  Aufgaben  war,  festzustellen,  in  welcher  Art  künftighin 
die  Handelsverträge  mit  dritten  Staaten  geschlossen  werden  sollen. 
Auf  der  einen  Seite  mußte  die  Konsequenz  aus  dem  Kechtszustande 
des  selbständigen  Zollgebietes  abgeleitet  werden;  auf  der  anderen 
Seite  mußte  mit  der  Situation  gerechnet  werden,  daß  das  Gebiet  der 
beiden  Staaten  bei  der  vollen  Freiheit  des  inneren  Verkehrs  auch 
in  Zukunft  eine  einheitliche  Zollgrenze  umgeben  wird.  Die  Schwierig- 
keit der  Frage  wurde  auch  noch  dadurch  verschärft,  daß  für  eine 
solche  Modalität  des  Abschlusses  der  auswärtigen  Handelsverträge 
gesorgt  werden  mußte,  welche  ausschließt,  daß  die  dritten  Staaten 
auf  Grund  der  Meistbegünstigungsklausel  für  sich  jene  Begünstigungen 
fordern  könnten,  welche  Ungarn  und  Österreich  einander  gewähren. 

Der  Vertrag  löst  die  Fragen  derart,  daß  er  die  Disposition  der 
bisherigen  Zollbündnisse  aufrechterhält,  welche  verfügt,  daß  die 
auswärtigen  Handelsverträge  auf  Grund  der  Vereinbarungen  der 
beiden  Regierungen  durch  den  gemeinsamen  Minister  des  Äußern 
abgeschlossen  werden  müssen,  jedoch  hinzufügt,  daß  er  mit  der 
Rechtswirksamkeit  für  beide  Staaten  gemeinschaftlich  mit  Österreich 
in  Zukunft  auch  die  auswärtigen  Handelsverträge  Ungarns  abschließen 
werde,  jedoch  in  einer  Art,  aus  der  hervorgehen  wird,  daß  diese 
Verträge  sich  nicht  auf  ein  einheitliches  Gebiet,  sondern  auf  das 
Gebiet  zweier  Staaten  beziehen.  Als  eine  Modalität  hierfür  wurde 
schon  jetzt  festgestellt,  daß  derartige  Verträge  künftighin  nicht  nur 
vom  gemeinsamen  Minister  des  Äußern  oder  von  einem  gemeinsamen 
Vertreter,  sondern  auch  von  je  einem  Vertreter  der  ungarischen  und 
der  österreichischen  Regierung  werden  unterfertigt  werden.  Es  ist 
eine  Verfügung  des  Vertrages  von  nicht  geringer  Bedeutung,  welche 
sich  an  die  Kündigung  der  mit  dritten  Staaten  geschlossenen  Handels- 
verträge   knüpft.     Der   Ablaufstermin    der    mit    dritten    Staaten    ge- 


ständigkeit Ungarns  in  der  gegebenen  Lage  überall,  wo  dies  nur  möglich  war, 
nach  dem  Programm  der  ünabhängigkeitspartei  heiTorzuheben,  d.  h.  in  solcher 
Weise  hervorzuheben,  daß  die  Selbständigkeit  Ungarns  auch  in  den  einzelnen 
Ausdrücken  in  prägnanter  Weise  zum  Ausdruck  kommt.  Wenn  man  den  Zoll- 
vortrag durchliest,  muß  man  bemerken,  wie  wir  auch  bei  den  einzelnen  Aus- 
drücken darauf  acht  gegeben  haben,  daß  eine  Verdunklung  der  ungarischen 
Staatlichkeit  in  der  Zukunft  nicht  mehr  möglich  sei.  Dies  gelangte  außer  in  dem 
bereits  Erwä,hnten  auch  darin  zum  Ausdruck,  daß  im  Gegensatze  zu  den  in  den 
bisherigen  ßündnisj;en  vorkommenden  Ausdrücken  vom  Staatsgebiete,  welchen  die 
Reichsgesamtheit  zu  Grunde  liegt,  in  dem  gegenwärtigen  Vertrage  bei  jeder 
Gelegenheit  von  zwei  Staaten   und  nicht  von  zwei  Staatsgebieten  die  Rede  ist." 
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schlossenen  und  eben  erwähnten  fünf  Handelsverträge  ist  nämlich 
der  31.  Dezember  1917.  Gleichzeitig  läuft  auch  der  neue  Vertrag 
ab.  Die  mit  dritten  Staaten  geschlossenen  fünf  Verträge  können 
jedoch  schon  für  den  31.  Dezember  1915  gekündigt  werden.  Infolge- 
dessen spricht  der  Vertrag  aus,  daß  für  den  Fall,  wenn  irgend  ein 
dritter  Staat  seinen  Handelsvertrag  für  den  31. Dezember  1915  kündigen 
sollte,  mit  jenem  Staate  gemeinschaftlich  mit  Österreich  für  eine  längere 
Zeit  als  bis  zum  31.  Dezember  1917  ein  Vertrag  nicht  geschlossen 
werden  könne.  Die  beiden  Regierungen  aberhaben  sich  gegenseitig  ver- 
pflichtet, daß  keine  von  beiden  die  Kündigung  der  mit  dritten  Staaten 
geschlossenen  Verträge  für  den  31.  Dezember  1915  wünschen  werde. 

Auf  diese  Weise  sichert  sich  Ungarn,  daß  es  über  den 
31.  Dezember  1917  hinaus  durch  neuere  Verträge  nicht  gebunden 
sein  werde,  und  daß  neuere  Verträge  es  an  der  Errichtung  seiner 
selbständigen  Zollgrenzen  nicht  hindern  werden.  Der  neue  Vertrag 
sichert  Ungarn  und  natürlich  auch  Österreich  vollkommen  klar  das 
Recht,  daß  auf  seinen  Wunsch  die  mit  einem  fixen  Ablaufstermin  nicht 
ausgestatteten  Handelsverträge  ebenfalls  für  den  31.  Dezember  1917 
gekündigt  werden  müssen,  und  damit  ward  gleichfalls  ein  Hindernis 
dafür  beseitigt,  daß  das  selbständige  Zollgebiet  am  31.  Dezember  1917 
tatsächlich  verwirklicht  werde. 

Wenn  man  nun  aber  weiter  die  Frage  aufwirft,  ob  die  neuen 
staatsrechtlichen  Formen  tiefgreifende  Änderungen  in  den  sachlichen 
Bestimmungen  des  früheren  Zoll-  und  Handelsbündnisses  herbei- 
geführt haben,  so  kann  man  dieselbe  dahin  beantworten,  daß  bei 
einer  redlichen  Durchführung  die  Zwecke  des  Zoll-  und  Handels- 
bündnisses in  der  neuen  Form  fast  genau  so  erreicht  und  gesichert 
werden  können  wie  in  der  alten.  An  die  Stelle  des  Zoll-  und 
Handelsbündnisses,  das  ebenfalls  ein  Vertrag  war,  tritt  wieder  ein 
Vertrag,  „betreffend  die  Regelung  der  wechselseitigen  Handels-  und 
Verkehrsbeziehungen".  Das  ist  der  neue  Name  für  das  wirtschaft- 
liche Verhältnis  zwischen  Österreich  und  Ungarn.  Bedeutet  dieser 
geänderte  Name  auch  einen  geänderten  Begriff?  Gewiß  wird  Ungarn 
in  der  Zukunft  manche  sehr  ernste  Konsequenz  daraus  ziehen. 
Aber  für  die  praktische  Gegenwart,  für  die  nächsten  zehn  Jahre, 
die  Geltungsdauer  des  neuen  Ausgleichs,  wird  bei  loyaler  Auslegung 
das  gegenseitige  Verhältnis  zwischen  den  beiden  Staaten  auskömm- 
lich sein  können.  Denn  der  Zweck  und  das  Wesen  des  neuen  Ver- 
trages lassen  keinen  Zweifel,  daß  es  sich  um  eine  Fortsetzung  des 
Zoll-  und  Handelsbündnisses  handelt.  Das  lehren  auch  deutlich  die 
oben  kurz  skizzierten,  uns  hier  besonders  interessierenden  Be- 
stimmungen des  neuen  Ausgleichs. 
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Gleich  dem  Zoll-  und  Handelsbündnis  beruht  der  abgeschlossene 
Vertrag-  auf  der  Grundlage  der  ungeschmälerten  Freiheit  des  wirt- 
schaftlichen Verkehrs  für  den  Bereich  der  inneren  und  der  vollen 
wirtschaftlichen  Gemeinsamkeit  für  den  Bereich  der  äußeren  Wirt- 
schafts- und  Handelspolitik.  Es  wird  hervorgehoben,  daß  das  System 
der  zoll-  und  handelspolitischen  Geraeinsamkeit,  das  sich  bisher  nur 
auf  die  schwankende  Basis  der  Reziprozität  gründete,  nunmehr 
unter  den  sicheren  Schutz  fester  vertragsmäßiger  Vereinbarungen 
und  gegenseitiger  Bindungen  gestellt  und  die  Aufrechterhaltung  der 
einheitlichen  Zollgrenze  und  des  zwischenzollfreien  Verkehrs  durch 
vertragsmäßige  Verpflichtung  gewährleistet  wird. 

So  war  denn  für  die  beiden  Staaten  der  Monarchie  wieder  auf 
die  Dauer  von  10  Jahren  ein  fester  inniger  zoll-  und  handelspolitischer 
Zusammenhang  gesichert.  Beruhigt  atmeten  die  Völker  in  Cis  und 
Trans  auf,  nachdem  in  den  letzten  Jahrzehnten  unaufhörliche,  leiden- 
schaftliche Kämpfe  die  beiden  Länder  durchwühlt  hatten.  An  die 
Stelle  vager  einseitiger  Verordnungen  trat  am  1.  Januar  1908  der 
gesicherte  Zustand  fester  vertraglicher,  von  den  gesetzgebenden 
Gewalten  sanktionierter  Verhältnisse,  in  deren  Frieden  die  wirt- 
schaftliche Entwicklung  wieder  in  ruhige,  segensreiche  Bahnen  ein- 
zulenken vermag.  Dem  weiterblickenden  Beobachter  aber  drängt 
sich  auch  im  jetzigen  Augenblick  gebieterisch  die  Frage  auf:  „Was 
wird  nach  dem  Jahre  1917  werden?"  Gewiß  kann  niemand  liierauf 
in  der  Gegenwart  eine  genaue  Antwort  geben,  aber  die  eine  Ge- 
wißheit kann  aus  der  ganzen  neueren  Entwicklung  geschöpft  werden, 
daß  nämlich  Ungarn  an  der  Errichtung  des  selbständigen  Zollgebiets 
entschieden  festhält,  und  wir  haben  in  unsern  obigen  Ausführungen 
zum  Teil  weitergehende  Angaben  gemacht,  um  gerade  diese  in 
Ungarn  heute  wie  früher  gleich  Avirksame  Tendenz  zu  kennzeichnen. 
Die  Reibungsflächen  zwischen  den  beiden  Staaten  hatten  ja  in  den 
letzten  Jahren  sehr  zugenommen  und  bereits  zeitweise  eine  Gestalt 
gewonnen,  die  das  bisherige  staatsrechtliche  Gefüge  der  Monarchie 
ernstlich  bedrohte.  Wer  wollte  verkennen,  daß  hierbei  Ungarn  viel- 
fach der  treibende  Faktor  gewesen  ist,  und  wer  wollte  leugnen,  daß 
nationale  Aspirationen  auf  die  Gestaltung  dieser  an  sich  rein  wirt- 
schaftlichen Frage  stark  abgefärbt  haben !  Von  welch  weittragenden 
Folgen  aber  die  Aufhebung  der  Zollgemeinsamkeit  für  den  wichtig- 
sten Zweig  des  ungarischen  Wirtschaftslebens,  die  Landwirtschaft, 
sein  würde,  diese  wichtige  Frage  zu  untersuchen,  soll  die  Aufgabe 
des  zweiten  Hauptabschnittes  unserer  Arbeit  bilden. 


Zweiter  Hauptabschnitt. 

Die  Bedeutung  des  östeiTeichisch-ungarischen 

Zoll-  und  Handelsbündnisses 

für  die  ungarische  Landwirtschaft. 


Es  ist  naturgemäß,  daß  bei  allen  Erörterungen  über  die  der 
wirtschaftlichen  Entwicklung  Ungarns  am  besten  entsprechende  Rich- 
tung der  ungarischen  Handelspolitik  die  Frage  die  Hauptrolle  spielt, 
ob  die  Vereinigung  Ungarns  mit  Österreich  zu  einem  gemeinschaft- 
lichen Zollgebiet  und  damit  die  Befolgung  einer  einheitlichen  Zoll- 
und  Handelspolitik  mit  Österreich  auch  in  der  Zukunft  wirtschaftlich 
zweckmäßig  erscheint,  oder  aber,  ob  es  an  der  Zeit  und  angezeigt 
ist,  daß  Ungarn  sich  wirtschaftlich  von  Österreich  trenne  und  als 
selbständiges  wirtschaftliches  Gebiet  eine  selbständige  Zoll-  und 
Handelspolitik  betreibe.  Seit  1875  steht  diese  wichtige  Frage  im 
Mittelpunkt  der  Erörterungen.  Nicht  nur  eine  politische  Partei  — 
die  Unabhängigkeitspartei  von  1848  —  deren  Ziel  die  absolute 
Selbständigkeit  Ungarns  unter  Beibehaltung  höchstens  einer  Per- 
sonalunion mit  Österreich  bildet,  hat  sich  stets  lebhaft  mit  jener 
Frage  beschäftigt,  sondern  auch  namentlich  die  Industriellen  und 
der  seit  1842  bestehende  Landes-Industrieverein').  Die  junge,  heran- 
wachsende Industrie  Ungarns  fand  ja  den  allerempfindlichsten  Wett- 
bewerb seitens  der  starken  und  kapitalkräftigen  österreichischen 
Industrieunternehmungen,  die  auf  einem  gemeinsamen,  keine  Schutz- 
wehr besitzenden  Zollgebiet  Ungarn  mit  ihren  Fabrikaten  über- 
schwemmen. 

Gewiß  darf  eingeräumt  werden,  daß  ein  selbständiges  unga- 
risches   Zollgebiet   gewisse  Vorteile    mit    sich    bringen    würde.     Als 


')  Siehe    hierzu  und    zu   den   folgenden  Ausführungen   A.  von  Matlekovits, 
Die  handelspolitischen  Interessen  Ungarns,  Leipzig  1901. 
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solche  kämen  vor  allem  in  Betracht:  1.  Günstigere  Gestaltung  der 
Zölle  für  die  Finanzeinnahmen  des  Staates;  2.  Förderung  der  unga- 
rischen Industrie  durch  Schutzzölle,  die  auch  auf  die  österreichischen 
Industriewaren  gelegt  würden;  3.  Befreiung  des  ungarischen  Konsums 
von  manchen  Zollsätzen,  die  unter  der  Herrschaft  des  gemeinsamen 
Zollgebietes  zugunsten  der  österreichischen  Industrie  erhoben  werden. 
Indes  sind  das  alles  nur  vermutete  Vorteile,  Kombinationen,  da  sich 
gar  nicht  voraussehen  läßt,  wie  die  Umänderung  alteingelebter  Ver- 
hältnisse von  Grund  aus  in  ihrer  Gesamtheit  wirken  wird,  und  welche 
Nebenerscheinungen  sie  vielleicht  auszulösen  vermag.  Anderseits 
liegen  die  Nachteile  des  gemeinsamen  Zollgebiets  für  Ungarn  klar 
zutage,  und  besonders  sind  sie  mit  dem  zunehmenden  Protektionismus 
viel  stärker  fühlbar  geworden.  Wenn  man  z.  B.  erwägt,  daß  die 
Einfuhr  Ungarns  an  Textilwaren  jährlich  150—160  Millionen  beträgt, 
und  daß  hiervon  nahezu  90  Proz.  aus  Österreich  stammen,  so  ist 
der  ungarische  Konsum  unter  der  Annahme  einer  10  proz.  Verteue- 
rung der  österreichischen  Waren  durch  den  Schutzzoll  jährlich  allein 
für  Textilwaren  mit  15  — 16  Millionen  Gulden  belastet.  Dagegen 
vermochte  die  ungarische  Landwirtschaft  lange  Zeit  hindurch  nicht, 
bei  dem  Absatz  ihrer  Produkte  aus  den  Agrarzöllen  den  möglichen 
Nutzen  zu  ziehen,  da  bei  den  großen  Ernteerträgen  des  gemeinsamen 
Zollgebietes  ein  bedeutender  Teil  des  ungarischen  Getreides  nicht 
in  den  zollgeschützten  österreichischen  Ländern  zur  Verwendung 
kam,  sondern  ins  Ausland  wandern  mußte. 

Wenn  trotz  alledem  Ungarn  bis  in  die  neueste  Zeit  noch  an 
dem  gemeinsamen  Zollgebiet  festgehalten  hat,  so  sprechen  dafür 
starke  innere  Gründe.  Zunächst  ist  die  hier  schon  oben  angedeutete 
Erwägung  mitbestimmend,  daß  die  aus  der  langen  Andauer  des  engen 
zollpolitischen  Bundes  hervorgegangenen  festen  inneren  Beziehungen 
zwischen  den  beiden  Reichshälften  durch  eine  radikale  Änderung 
in  gleicher  Weise  zum  Nachteil  beider  erschüttert  werden  mußten. 
Dann  auch  läßt  die  Zollpolitik  der  fremden  Staaten  das  gemeinsame 
Zoll-  und  Handelsbüudnis')  gerade  heute  besonders  zweckmäßig 
erscheinen,  und  das  gilt  namentlich  für  die  Agrarinteressen  Ungarns. 
Unter  der  Herrschaft  der  gegenwärtigen  protektionistischen  Zoll- 
politik hat  Ungarn  seinen  sonst  so  sicheren  Platz  auf  den  Auslands- 
märkten mehr  und  mehr  verloren.  Die  überseeische  Konkurrenz, 
die   stete    Ermäßigung    der   Seefrachten,    die    protektionistische    Ab- 


')  Der  Einfacliheit  wegen  wollen  wir  in  der  Folge  diesen  Ausdruck  bei- 
behalten, wenn  er  auch  im  neuen  Ausgleich  durch  die  Bezeichnung  „Zoll-  und 
Handelsvertrag"  ersetzt  worden  ist. 
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Schließungspolitik  der  mitteleuropäischen  Staaten  und  andere  Fak- 
toren bereiteten  dem  ungarischen  Agrarexport  zunehmend  SchAvierig- 
keiten  und  zwangen  die  ungarische  Landwirtschaft  in  steigendem 
Maße  sich  ihren  Absatz  auf  dem  Gebiet  der  Zollgemeinsamkeit  zu 
suchen.  Nach  Matlekovits  stellte  sich  Ungarns  Ausfuhr  im  Durch- 
schnitt der  10  Jahre  von  1887—1896  jährlich  im  Werte  von  Mill. 
Gulden 


Im  ganzen 


Naeh 
Osterreich 


Aasfuhr  nach 

Österreich 

Proz. 


An  Getreide,  Mehl,  Hülsenfrüchten 

Zug-  und  Schlachtvieh 

An  tierischen  Produkten 


177,31 
91,45 
39,76 


136,42 
76,87 
29,31 


76,94 
84,06 
73,72 


Wenn  auch  unleugbar  in  der  Ausfuhr  naeh  Österreich  noch 
große  Quantitäten  enthalten  sind,  die  nicht  in  Österreich  konsumiert, 
sondern  durch  den  österreichischen  Handel  ins  Ausland  gebracht 
werden,  so  lehren  die  obigen  Ziffern  doch  immerhin  schon  klar  und 
deutlich  die  Bedeutung  der  österreichischen  Länder  für  die  unga- 
rische Landwirtschaft.  Und  dieser  durch  den  freien  Verkehr  auf 
dem  gemeinsamen  Zollgebiet  gesicherte  Markt  ist  um  so  willkommener, 
als  die  fortwährende  Zunahme  der  Bevölkerung  an  und  für  sich  die 
Vei'größerung  desselben  nach  sich  ziehen  wird. 

Nach  diesen  allgemein  orientierenden  Ausführungen  wollen 
wir  nunmehr  in  die  Einzeluntersuchung  der  ganzen  Frage  eintreten. 
Wir  müssen  hierbei  naturgemäß  von  der  Statistik  einen  recht  aus- 
giebigen Gebrauch  machen,  da  sie  uns  am  nachdrücklichsten  und 
besten  die  Bedeutung  der  ganzen  Frage  vor  Augen  rückt.  Zunächst 
wollen  wir  den  gegenseitigen  Warenverkehr  der  beiden  Reichshälften, 
soweit  er  für  uns  hier  vom  Standpunkte  der  unji:arischen  Landwirt- 
schaft aus  in  Frage  kommt,  im  Lichte  der  Statistik  betrachten. 

Hinsichtlich  der  statistischen  Unterlagen  dieser  Ausführungen 
muß  folgende  Vorbemerkung  gemacht  werden.  Während  in  Öster- 
reich seit  Aufhebung  des  selbständigen  Zollgebiets  in  Ungarn  1850 
die  früher  (seit  1831)  gemachten  statistischen  Erhebungen  des  Ver- 
kehrs zwischen  Ungarn  mit  Siebenbürgen  und  den  anderen  öster- 
reichischen Provinzen  aufgelassen  wurden,  haben  in  Ungarn  die 
Bestrebungen  nach  Schaffung  einer  selbständigen  Handelsslatistik 
nie  geruht.  Im  Jahre  1881  wurde  durch  ein  Gesetz  verfügt,  daß 
über  alle  Warensendungen,  die  bei  den  Eisenbahn-  und  Schiffahrts- 
unternehmungen   zur    Ausfuhr    aus    den    Ländern    der    ungarischen 
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Krone  nach  dem  Zollauslande  oder  nach  Österreich  aufgegeben 
werden  oder  daselbst  bei  der  Einfuhr  eintreffen,  besondere  statistische 
Deklarationen  anzufertigen  sind.  Im  Jahre  1898  folgten  dann  die 
ersten,  geheim  geführten  Erhebungen  über  den  Straßenverkehr  an 
der  Grenze  zwischen  Ungarn  und  Österreich,  und  im  Jahre  1900 
wurde  auf  Grund  eines  Übereinkommens  der  österreichischen  und 
der  ungarischen  Regierung  in  beiden  Reichshälften  die  Zwischen- 
verkehrsstatistik eingeführt. 

Ungarn  hat  also  bezüglich  seines  Warenverkehrs  zur  Verfügung 
die  Statistik  des  österreichisch-ungarischen  Außenhandels,  seine 
„Warenverkehrsstatistik  mit  dem  Zollauslande  und  mit  Österreich" 
und  die  „Zwischenverkehrsstatistik  des  Verkehrs  zwischen  Ungarn 
und  Österreich". 

Wir  wollen  nun  im  folgenden  zunächst  den  Anteil  Ungarns 
am  Gesamthandel  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  klarlegen. 

Es  betrugen  im  ö  jährigen  Durchschnitt  1900/1904: 


Österreich-  Östei 

Ungarn 
Mill.  K  M  11.  K 


Ungarn 


Der  Gesamthandel  (Ein-  und  Aus- 
fuhr) mit  dem  Zollauslande 
Einfuhr  aus  dem  Zollauslande 
Ausfuhr   nach    dem    Zollauslande 
Mehrausfuhr 


3944,3  i  3331,6 

1852,2  i  1594,4 

2092,1  I  1737,2 

239,9  1  142.8 


84,5 

612,7 

86,1 

257,8 

83,0 

354,9 

— 

97,1  : 

15,5 
13,9 
17,0 


Der  Anteil  Ungarns  am  Gesamthandel  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie  ist  ganz  erheblich  geringer  als  derjenige 
Österreichs,  15,5  Proz.  gegen  84,5  Proz.  Der  Anteil  Ungarns  stellt 
sich  für  die  Ausfuhr  höher  als  für  die  Einfuhr,  17  Proz.  gegen 
13,9  Proz.  Dabei  ist  allerdings  zu  berücksichtigen,  daß  infolge  der 
geographischen  Verhältnisse  sowie  der  historischen  und  wirtschaftlichen 
Entwicklung  beider  Länder  Österreich  der  Vermittler  des  Waren- 
verkehrs Ungarns  mit  dem  Zollauslande  ist,  und  Ungarn  sich  sowohl 
bei  der  Einfuhr  als  auch  bei  der  Ausfahr  zum  Teil  des  österreichischen 
Zwischenhandels  bedient.  Dieser  Teil  des  ungarischen  Warenverkehrs 
erscheint  in  der  statistischen  Darstellung  als  ein  Zwischenhandel 
Österreichs  mit  Ungarn  und  nicht  als  Verkehr  Ungarns  mit  dem 
Auslande.  Es  ist  daher  der  tatsächliche  Anteil  Ungarns  am  aus- 
wärtigen Handel  der  Monarchie  größer,  als  er  in  den  statistischen 
Tabellen  erscheint. 

Sehen  wir  uns  nun  den  Handel  Ungarns  im  Durchschnitt  der 
5  Jahre  1900/1904  näher  an: 
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Zollaasland 

u.  Österreich 

Mill.  K 

Zollauslaud 
Mlll.  K           Proz. 

Österreich 
Mill.  K          Proz. 

Gesamthandel  (Ein-  und  Ausfuhr) 
Unsrarns 

2456,0 

1159,9 

1296,1 

136.2 

612.7  24,9 

257.8  22,2 

354.9  27.4 
97,1    ,     - 

1843,3 

902,1 

941.2 

39,1 

75,1 

Einfuhr  Ungarns 

Ausfuhr  Ungarns 

Mehraiisfuhr  Ungarns 

77.8 
72,6 

Danach  beträgt  also  der  Verkehr  mit  Österreich  im  ungarischen 
Handel  rund  75  Proz. 

Von  Interesse  erscheint  es  noch,  auch  die  entsprechenden 
Zififern  für  Österreich  zu  geben. 

Es  betrug  für  das  Jahrfünft  1900/1904: 


Zollausland 

und  Ungarn 

Mill.  K 


Zollausland 
Mill.  K      '    Proz. 


Ungarn 
Mill.  K      ,     Proz. 


Gesamthandel  (Ein-  und  Ausfuhr) 

Österreichs 

Einfuhr  Österreichs 

Ausfuhr  Österreichs 

Mehreinfuhr 

Mehrausfahr 


5174.9 
2535,6 
2639,3 

103,7 


3331,6 
1594.4 
1737.2 


64,4 
62,9 
65,8 


142,8        - 


1  843,3 

941,2 

902,1 

39.1 


35.6 
37,1 
34,2 


Es  stellt  sich  also  der  Verkehr  mit  Ungarn  im  österreichischen 
Handel  auf  rund  35  Proz.,  während,  wie  oben  ersichtlich,  die  analoge 
ZiflFer  für  Ungarn  75  Proz.  beträgt.  Diese  Ziffern  geben  gewiß  schon 
zu  denken. 

Aus  den  im  Anhang  mitgeteilten  entsprechenden,  aber  aus- 
führlicheren Ziffern  für  1904  geht  hervor,  daß  bei  der  ungarischen 
Ausfuhr  nach  Österreich  die  Rohstoffe  die  Hauptrolle  spielen.  Die 
Ausfuhrziflfern  zeigen,  daß  die  Landwirtschaft  Ungarns  seine  Industrie 
tief  in  den  Schatten  stellt. 

Wenn  wir  nun,  von  der  im  Anhang  Aveiter  enthaltenen  Übersicht 
über  Ungarns  Handelsbilanz  mit  Österreich  ausgehend,  uns  zur 
Einzelbetrachtung  der  ungarischen  Eohstoffausfuhr  wenden,  so  ergibt 
sich  folgendes: 

Die  wichtigste  Grundlage  der  nationalen  Produktion  und  den 
bedeutungsvollsten  Zweig  der  ungarischen  Landwirtschaft  bildet  der 
eigentliche  Ackerbau.  Ihn  wollen  wir  daher  im  nachstehenden  zuerst 
zur  Darstellung  bringen.  Es  handelt  sich  hier  vor  allem  um  Ungarns 
Getreidebau.  Nach  den  Ausweisen  des  k.  ungarischen  Ackerbau- 
ministeriums betrug  die  Ernte  in  Halmfrüchten  des  ungarischen 
Reiches  im  Jahre 
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1903 90,46  Mill.  dz. 

1902 91,97     „      „ 

1901 70,43     „      „ 

1900 76,59     „      „ 

1899  ......  79,26     „      „ 


Davon  entfielen  während  dieser  Periode  auf) 


Durchschnittsanbaufläche  ir 

i  Millionen  ha 

Weizen 

Roggen 
und 

Gerste 

Hafer 

Zusammen 

3,5 

Halmfrucht 
1,2 

1,1 

1 

6,8 

Ernteertrag  in  Millionen  dz 

190;] 

48,0G 

13,77 

14,89 

13,74 

90,46 

1902 

49,77 

14,99 

14,28 

12,93 

91,97 

1901 

86,18 

11,97 

11,56 

10,72 

70,43 

1900 

41,43 

11,70 

12,36 

11,10 

76,59 

1899 

40,90 

12,67 

13,00 

12,69 

79,26 

Durclischnitt  der  öjälir. 

Periode  1899  1903 

44,07 

13,00 

13,22 

12,23 

82,52 

Die  Maisernte  Ungarns  dürfte,  obwolil  dieselbe  sehr  variable 
Erträge  aufweist,  mit  35  Millionen  dz  im  Jahresdurchschnitt  nicht 
zu  hoch  genommen  sein. 

Dieser  Ernte  in  den  5  Hauptgetreidearten  steht  nach  den  An- 
gaben des  k.  ungarischen  Ackerbauministeriums  im  Durchschnitt  des 
obigen  Zeitraums  ein  Inlandsbedarf  in  Weizen  von  30,  in  Roggen 
10,5,  Gerste  9,5,  Hafer  9,8  und  Mais  26—28  Millionen  dz  gegenüber. 

Bei  Zugrundelegung  dieser  Ziffern  gelangen  wir  zu  folgendem, 
in  der  nachstehenden  Tabelle  übersichtlich  zusammengestellten  Re- 
sultate, wobei  der  Geldwert  des  zur  Ausfuhr  verfügbaren  ungarischen 
Getreides  natürlich  nur  schätzungsweise  berechnet  werden  kann. 
Immerhin  ist  aber  bei  der  Einsetzung  der  Getreidepreise  auf  den 
Umstand  Rücksicht  genommen,  daß  dieselben  unter  dem  Einflüsse  des 
neuen  Zolltarifs  eine  stabile,  wenn  auch  nur  mäßige  Erhöhung  gegen 
die  Durchschnittspreise  der  letzten  10  Jahre  erfahren  dürften 2). 


')  Wiener  Landwirtschaftliche  Zeitung  Nr.  41  von  1905,  S.  370. 
-)  Wiener  Landwirtschaftliche  Zeitnug,  a.  a.  0.,  S.  370. 
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5  jährige 

Durch- 

schnilts- 

emie 

Mill.  dz 


5  jähriger 
Durchschnitt 
des  Inlands- 
bedarfs 

Mi  11.  dz 


Zur 
Ausfuhr 
verfügbar 

Min.  dz 


Preis 
pro  dz 


Geldwert  des 

zur  Ausfuhr 

verfügbaren 

Getreides 

MiU.  K 


^Veizerl 

Roggen  und  Halmfrucht 

Gerste 

Hafer 

Mais 


44,0 

13,0 

13,20 

12,20 

35.0 


30,0 

10,5 

9,5 

9,8 

28,0 


14,0 
2,5 
3,9 
2,2 
7,0 


20 
18 
16 
13 
13 


280,0 
45,0 
62,4 
28,6 
91,0 


Danach  dürfte  der  Gesamtgeldwert  der  in  Ungarn  zur  Ausfuhr 
verfügbaren  Mengen  der  5  Hauptgetreidearten  annähernd  500  Mill.  K 
betragen.  Und  hierfür  ist  Ungarn  auf  das  österreichische  Absatz- 
gebiet angcAviesen,  da  die  kulturellen  und  volkswirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse Ungarns  viel  zu  hohe  Erzeugungskosten  bedingen,  als  daß 
das  ungarische  Getreide  mit  Erfolg  in  Wettbewerb  mit  den  über- 
seeischen Ländern,  mit  Eußland  und  den  Balkanstaaten  auf  dem 
Weltmarkt  treten  kann.  Den  Beweis  für  diese  Tatsache  liefern  uns 
die  statistischen  Übersichten. 

An  der  Spitze  steht  hinsichtlich  der  Bedeutung  Weizen  und 
Weizenmehl;  die  Ziffern  hierfür  stellen  sich,  Avie  folgt: 

Überblick  über  Ungarns  Weizenausfuhr'). 


Ung 

ams 

Von  der  Aus- 
fuhr gingen 
nach  Oester- 
reich 

Gesamtausfiohr 
der  österr.- 
un  garischen 
Monarchie 

Einfuhr 

der 

Monarchie 

Ungarns 

Jahr 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Produktion 

1000  dz 

1000  dz 

1000  dz 

1000  dz 

1000  dz 

Mill.  dz 

1891 

370 

6489 

5341 

1548 

40,3 

1892 

950 

4849 

4344 

750 

41,3 

1893 

1179 

4936 

4519 

761 

2078 

45,9 

1894 

1454 

5122 

4680 

646 

1089 

42,0 

1895 

753 

6092 

5587 

678 

1280 

46,7 

1896 

1015 

6667 

6265 

561 

1325 

43,8 

1897 

1239 

3609 

3449 

281 

2829 

23,7 

1898 

2541 

2892 

2857 

29 

3941 

38,0 

1899 

1676 

3695 

3683 

7 

2467 

40,9 

1900 

191 

5460 

5683 

81 

359 

41,4 

1901 

310 

4966 

4801 

212 

316 

36,6 

1902 

353 

5220 

5073 

141 

946 

49,7 

1903 

220 

5237 

5165 

164 

224 

48,0 

In  zunehmendem  Maße  ist  der  ungarische  Weizen  vom  Welt- 
markt verschwunden.  Das  mag  die  folgende  Tabelle  über  die 
Weizeneinfuhr  Deutschlands  dartun. 


^)  Diese  wie  die  folgenden  Ausfuhrübersichten  über  die  einzelnen  Getreide- 
arten Ungarns  sind  entnommen  dem  Werk  von  A.  von  Matlekovits,  Közös  vamte- 
rület,  Budapest  1905,  S.  155  ff. 
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Deutschlands   Weizeneinfuhr'). 


lusge- 

Österreich- 

Rumänien 

Ruß) 

and 

Argent 

Vereinigte 

Jahr 

samt 

Ungarn 

Staaten 

dz 

dz 

Hroz 

dz 

Proz. 

dz 

Proz. 

dz 

Proz. 

dz    Proz. 

1890 

6725 

1111 

16 

618 

9 

37U8 

55 

1 

77 

1 

519   7 

1891 

9053 

751 

8 

428 

4 

5152 

56 

123 

1 

1453;  16 

1892 

12  962 

456 

3 

917 

7 

2572 

19 

661 

5 

6  3021  49 

1893 

7034 

257 

3 

1435 

20 

216 

3 

1513 

21 

3149  44 

1894 

11  538 

194 

1 

1429 

12 

2805 

24 

3462  \ 

30 

3  243  28 

1895 

13  381 

268 

2 

1271 

9 

6782 

50 

2637 

19 

1935,  14 

1896 

16  527 

229 

1 

3199 

19 

8524 

51 

1416  1 

9 

2  668i  16 

1897 

11795 

137 

1 

1521 

12 

7519 

63 

326  : 

2 

2  072  17 

1898 

14  774 

58 

0,4 

565 

3 

7755 

52 

833 

5 

5  280  36 

1899 

13  704 

22 

0,1 

406 

3 

3323 

24 

2522 

17 

7103  52 

1900 

12  933 

74 

0,5 

434 

3 

2784 

21 

4799 

37 

4559I  25 

1901 

21342 

167 

0,8 

870 

4 

4960 

23 

2237 

10 

12  371  57 

1902 

20  745 

123 

0,5 

2194 

10 

6281 

30 

1581 

7 

10194  49 

1993 

19  291 

93 

0,4 

1991 

10 

7868 

40 

3218 

16 

5  652  28 

Während  also  Österreich-Ungarn  im  Jahre  1890  noch  mit  16  Proz. 
der  Weizeneinfuhr  Deutschlands  figuriert,  ist  diese  Anteilziffer  bis 
auf  0,4  herabgesunken.  Das  war  in  erster  Linie  die  Wirkung  der 
überseeischen  Konkurrenz,  und  sie  traf  naturgemäß  am  empfind- 
lichsten Ungarn.  Kein  Wunder,  daß  daher  seine  Weizenausfuhr 
immer  mehr  nach  Österreich  gravitierte.  Nach  Albert  Schober  (zit. 
von  Matlekovits,  a.  a.  0.,  S.  156)  gingen  von  der  Gesamtausfuhr  an 
ungarischem  Weizen  nach  Österreich: 


Jahr  i 

Proz. 

Jahr 

Proz. 

Jahr 

Proz. 

1883  1 

78 

1891 

82 

1900 

96 

1884  1 

65 

1892 

86 

1901 

97 

1885 

83 

1893 

91 

1902 

97 

1886 

75 

1894 

91 

1903 

99 

1887  ! 

76 

1895 

92 

1904 

99,7 

1888 

64 

1896 

94 

— 

— 

1889 

74 

1897 

95 

— 

— 

1890 

75 

1898 

99 

— 

— 

Noch  mehr  tritt  die  Bedeutung  der  ungarischen  Weizenausfuhr 
in  die  Erscheinung,  wenn  man  das  Weizenmehl  hinzunimmt. 


')  von  Matlekovits,  a.  a.  0.,  S.  164. 
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Ungarns   Weizenmehlausfuhr  in   1000  dz. 


Ungarns  Ausfuhr 

Österreich-Ungarns 

Jahr 

im  ganzen 

Osterreich 

Ausfuhr 

Einfuhr 

1891 

4812 

3765 

1188 

1 

1892 

4972 

4017 

1222 

1 

1893 

5577 

4581 

1370 

1 

1894 

5960 

4897 

1363 

3 

1895 

6445 

5203 

1392 

8 

1896 

7189 

5868 

1351 

1 

1897 

5753 

4748 

987 

27 

-1898 

4860 

4088 

771 

33 

1899 

5669 

4508 

1136 

10 

1900 

6862 

5562 

1059 

4 

1901 

7080 

5994 

871 

7 

1903 

7714 

6395 

975 

8 

In  zunehmendem  Maße  ist  das  aus  Österreich -Ungarn  aus- 
geführte Mehl  auf  dem  Weltmarkt  zurückgetreten,  und  diese  Ver- 
drängung trifft  fast  ausschließlich  Ungarn,  da  nur  dieses  einen  Export- 
überschuß hat  und  ja  auch  seit  langem  Österreich  mit  einer  Mehl- 
menge im  Werte  von  etwa  120 — 175  Mill.  K  versieht.  Namentlich 
mit  dem  Aufhören  des  Mahl  Verfahrens  im  Jahre  1900  ist  Ungarns 
Mehlausfuhr  nach  fremden  Staaten  zurückgegangen.  Nehmen  wir 
zunächst  Deutschland.  Deutschland  deckt  heute  nicht  nur  seinen 
Bedarf  in  Weizenmehl,  sondern  ist  sogar  im  Begriff,  auch  in  Weizen- 
mehl wieder  Exportstaat  zu  werden,  abgesehen  von  seinem  großen 
Export  in  Eoggenmehl. 

Die  gesamte  Weizenmehleinfuhr  Deutschlands  fiel  von  33673  t 
im  Werte  von  7000000  M.  im  Jahre  1900  auf  21525  t  im  Werte  von 
4885000  M.  im  Jahre  1906.  —  In  demselben  Zeitraum  stieg  Deutsch- 
lands Weizenmehlausfuhr  von  32034  t  im  Werte  von  5279000  M.  auf 
58982  t  im  Werte  von  9496000  M. 

Weizenmehleinfuhr  Deutschlands  aus  Österreich-Ungarn^). 


Jahr 

Jlenge  in  t 

Wert 
in  101)0  M. 

1900 

18  274 

4294 

1901 

20  214 

4649 

1902 

15  188 

3759 

1903 

20  011 

4573 

1904 

13  824 

3698 

1905 

14  885 

3721 

1906 

13  635 

3216 

^)  Statistisches  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich,  25.  Jahrgang,  Berlin  1904, 
S.  146,  und  28.  Jalirgang,  Berlin  1907,  S.  123. 
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was schließlich  den  Absatz  auf  dem  englischen  Markt  anbe- 
langt, so  variiert  derselbe  außerordentlich.  Besonders  Frankreich, 
aber  auch  die  Vereinigten  Staaten,  Deutschland  u.  a.  haben  heute 
den  englischen  Markt  an  sich  gerissen. 

So  mußte  unter  diesen  Umständen  ganz  naturgemäß  der  öster- 
reichische Markt  auch  für  das  ungarische  Weizenmehl  ständig  an 
Bedeutung  gewinnen. 

Schober  (zit.  von  Matlekovits,  a.  a.  0.,  S.  157)  gibt  an,  daß 
von  der  gesamten  Mehlausfuhr  Ungarns  nach  Österreich  ging: 


Jahr 

Proz. 

Jahr 

Proz. 

1.S83 

55 

1894 

83 

1884 

58 

1895 

83 

1885 

64 

1896 

83 

1886 

66 

1897 

84 

1887 

69 

1898 

87 

1888 

66 

1899 

79 

1889 

68 

1900 

80 

1890 

71 

1901 

88 

1891 

79 

1902 

86 

1892 

83 

1903 

84 

1893 

83 

1904 

85 

Das  ausgeführte  Mehl  ist  zum  größten  Teil  ungarischer  Her- 
kunft. Mit  dem  Aufhören  des  Mahlverfahrens  im  Jahre  1900  ist 
Ungarns  Mehlausfuhr  nach  fremden  Staaten  zurückgegangen,  und  der 
österreichische  Markt  ist  damit  für  die  Mühlen  Ungarns  nur  noch 
wichtiger  geworden.  Etwa  Y5  der  Gesamtausfuhr  an  ungarischem 
Mehl  werden  also  heute  von  jenem  Österreich  aufgenommen,  das 
die  Schwärmer  für  das  selbständige  ungarische  Zollgebiet  so  gern 
zur  „quantite  negligeable"  stempeln  möchten.  Man  darf  für  das 
Jahr  1903  die  gesamte  Weizen-  und  Weizenmehlausfuhr  Ungarns 
nach  Österreich  auf  etwa  12 — 13  Mill.  dz  im  Werte  von  etwa 
200  Mill.  K  annehmen.  Dort  ist  ein  sicherer  Markt,  und  die  Blüte 
des  wichtigsten  Zweiges  der  ungarischen  Bodenkultur  ist  mit  Öster- 
reich eng  und  innig  verknüpft. 

Auch  für  die  anderen  Getreidearten  ist  der  österreichische 
Markt  von  großer  Wichtigkeit,  wie  wir  noch  kurz  nachweisen 
wollen. 
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Ungarns  Roggenausfuhr: 


Ungarns                             1 

Österreich-Ungarns 

Ungarns 
Roggen- 

Jahr 

Einfuhr 
1000  dz 

Ausfuhr 

Ausfuhr            Einfuhr 

1 
1000  dz               1000  dz 

im  ganzen       östTrreich 
1000  dz              1000  dz 

produktion 

MUl.  dz 

1891 
1892 

1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 

20 

8 

18 

41 

16 

18 

51 

229 

12 

6 

11 

20 

6 

2094 
1979 
1902 
2021 
2094 
2693 
1475 
1533 
2062 
3464 
2354 
2735 
2978 

1974 
1831 
1890 
2016 
2088 
2634 
1474 
1531 
2055 
3460 
2352 
2729 
2975 

372 
309 
6 
3 
4 
1 
0 
3 
6 
3 
2 
2 
2 

22 
72 

68 
33 

275 
510 

1748 

2282 

206 

75 

369 

138 

63 

9,9 
12,3 
14,8 
14,8 
11,8 
12,9 

9,2 
11,7 
12,6 
10,7 
11,0 
13,4 
12,8 

Eine  Vervollständigung   zu    diesen  Angaben    bildet    noch    die 
folgende  kurze  summarische  Übersicht. 


Ungarns  Roggenausfuhr: 


1902               1903 

dz                          dz 

1904 

dz 

1905 

dz 

Nach  Osterreich  und  Triest 

Bosnien 

Deutschland     .... 
anderen  Ländern     .    . 

2  729  967        2  975  557 

4  394              1  933 

918              1 298 

38                   37 

2  056  015 

15 

169 

123 

2  527  112 

1598 

814 

99 

2  735  317       2  978  825 

2  056  322 

2  529  533 

Auch  in  Roggen  beschränkt  sich  also  Ungarn  auf  die  Be- 
friedigung des  österreichischen  Bedarfes,  während  noch  kurz  vor 
dem  Zustandekommen  des  deutsch-russischen  Handelsvertrages, 
z.  B.  1892,  der  ungarische  Roggenexport  nach  Deutschland  sich  auf 
ca.  150000  dz  belief.  Ein  Viertel  der  gesamten  ungarischen  Roggen- 
produktion geht  heute  nach  Österreich,  und  das,  obwohl  dessen 
eigene  Roggenproduktion  größer  ist  als  die  Ungarns.  Österreich  ist 
eben  ein  starker  Roggenverbraucher.  Für  Ungarns  Roggenabsatz  ist 
der  sichere  österreichische  Markt  um  so  bedeutungsvoller,  als  eine 
Ausfuhr  nach  dem  Zollausland  kaum  in  Frage  kommt.  Der  deutsche 
Markt  ist  von  Rußland  okkupiert. 
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Die  Hafe  raus  fuhr  Ungarns 
zeigt  im  Lichte  der  Statistik  folgendes  Bild: 


Ungarns 

Österreich  -  Ungarns 

Ungarns 

Jahr 

Ausfuhr 

Hafer- 

Einfuhr 

im  ganzen 

„    nach 
Osterreich 

Ausfuhr 

Einfuhr 

produktion 
in 

lODO  dz 

K.OO  dz 

1000  dz 

1000  dz 

1000  dz 

Mill.  dz 

1891 

74 

1230       1       1222 

353 

252      ' 

10,6 

1892 

46 

1331       1       1318 

1077 

143 

10,2 

1893 

75 

1232       ,       1162 

914 

483 

11,1 

1894 

191 

836       i         823 

109 

1394 

11,6 

1895 

161 

1073 

1071 

25 

682 

11,1 

1896 

112 

1683 

1676 

12 

650 

11,6 

1897 

119 

2010 

2004 

15 

619 

8,6 

1898 

129 

1978       !       1965 

'          91 

339 

12,4 

1899 

111 

2436 

2253 

631 

87 

12,7 

1^00 

50 

2746 

2650 

332 

67 

11,1 

1901 

132 

2036 

2012 

37 

422 

10,7 

1902 

62 

2098 

1977 

220 

177 

12.9 

1903 

120 

2262 

1912 

86 

177 

13,7 

Im  Jahre  1905  lieferte  Ungarn  nach  Österreich  2426  915  dz 
Hafer,  nach  dem  Zollauslande  nur  2593  dz.  Im  Hafer  ist  danach 
Österreich  fast  alleiniger  Käufer  Ungarns. 

Anders  liegen  die  Verhältnisse  bei  der  Gerste,  die  heute 
noch  zum  großen  Teile  nach  dem  Auslande  geht,  wie  die  folgende 
Tabelle  lehrt. 


Ungarns  Gerstenausfuhr: 


Ungarns 

Österreich-Ungarns 

Ungarns 

Ausfuhr 

Gersten- 
produktion 

Einfuhr 

nach 

Ausfuhr 

Einfuhr 

im  ganzen 

Osterreich 

1000  dz 

1000  dz 

1000  dz 

1000  dz 

1000  dz 

Mill.  dz 

1891 

30 

2574 

1557 

3323 

64 

13,0 

1892 

30 

2660 

1621 

3243 

45 

12,4 

1893 

198 

4575 

2133 

5122 

240 

14,6 

1894 

517 

3594 

1818 

4178 

799 

13,7 

1895 

228 

2331 

1536 

2674 

351 

12,3 

1896 

58 

4745 

2560 

4275 

96 

13,9 

1897 

188 

3908 

2440 

3582 

436 

9,6 

1898 

255 

3524 

2092 

3318 

546 

i3,ä 

1899 

122 

4240 

2225 

4142 

104 

14,0 

1900 

111 

3752 

2394 

2996 

218 

17,3 

1901 

160 

3052 

1718 

3243 

211 

11,5 

1902 

64 

3687 

2157 

3731 

128 

14,2 

1903 

111 

4107 

2030 

5317 

155       1 

14,8 

Für  die  3  Jahre  1903/05  verteilt  sich  Ungarns  Gerstenausfuhr 
auf  die  einzelnen  Länder  wie  folgt: 


Jahr 

Österreich 
dz 

Deutschland 
dz 

Großbritannien 
dz 

Belgien 

dz 

1903 
1904 

1905 

2  030  349 
1  842  943 
1  896  206 

1  350  023 

402  405 

468  330 
149  337 

181  863 

117  567 

2  073  308 

Im  Jahi-e  1905         48  Proz. 


52  Proz. 


Hinsichtlich  der  Gerste  hat  demnach  Ungarn  seine  Position  als 
Exportstaat  auf  dem  Weltmarkt  mit  Erfolg  behauptet,  indem  seine 
Gersten  ausfuhr  sich  zu  etwa  gleichen  Teilen  nach  Österreich  und 
dem  Zollauslande  richtet. 

Der  Mais,  der  unter  den  Getreidefrüchten  Ungarns  eine  her- 
vorragende Stellung  einnimmt,  geht  zum  größten  Teile  nach  Öster- 
reich, wie  die  nachstehende  Übersicht  lehrt. 

Ungarns  Maisausfuhr: 


Ungarns                               1 

Österreich-Ungarns       , 

Ungarns 

Jahr 

Ausfuhr 

' 

Mais- 
produktion 

Einfuhr 

nach 

Ausf\ihr 

Einfuhr 

im  ganzen 

Österreich   ] 

m 

1000  dz 

1000  dz 

1000  dz 

1000  dz 

1000  dz 

MiU.  dz 

1891 

196 

2354 

1659 

829 

507 

41,8 

1892 

34 

3574 

2718 

1076 

543 

34,2 

1893 

175 

2550 

2244 

837 

748 

38,8     • 

1894 

626 

1590 

1484 

110 

2339 

21,0 

1895 

785 

1147 

1055 

44 

2147 

41,8 

1896 

318 

3111 

2888 

226 

1209 

37,9 

1897 

712 

3511 

3376 

188 

2311 

30.1 

1898 

2818 

3270 

2160 

30 

6651 

37.6 

1899 

490 

2991 

2918 

33 

1549 

33.1 

1900 

395 

2697 

2504 

21 

1826 

37,1 

1901 

772 

3255 

2938 

129 

2196 

37,5 

1902 

414 

4160 

3366 

764 

1492 

30,4 

1903 

1003 

2554 

1942 

78 

2827 

40,5 

Im  Jahre  1905  gingen  801465  dz  Mais  aus  Ungarn  nach  Öster- 
reich, 8076  dz  nach  dem  Zollausland,  so  daß  Österreich  an  der  ge- 
samten ungarischen  Maisausfuhr  mit  99  Proz.,  das  Zollausland  mit 
1  Proz.  beteiligt  war. 

Im  Durchschnitt  kann  der  Wert  der  bisher  angeführten,  nach 
Österreich  exportierten  ungarischen  Getreidemengen  wie  folgt  an- 
genommen werden: 
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Weizen ca.  200  Mill.  K 

Roggen -  35      - 

Hafer -  30      - 

Gerste      ......  -  36      - 

Mais    . -  20      - 

Insgesamt  ca.  321  Mill.  K 

gewiß  eine  für  die  Volkswirtschaft  des  Landes  ganz  bedeutende 
Summe,  die  Österreich  im  Durchschnitt  jährlich  an  Ungarn  zahlt. 
Wenn  man  den  Ernteertrag  Ungarns  mit  der  Ausfuhr  nach 
Österreich  in  Vergleich  setzt,  so  ergibt  sich  in  Proz.  der  Ernten  das 
folgende  ungefähre  Bild  von  der  Bedeutung  des  österreichischen 
Marktes  für  die  ungarische  Produktion: 

Im  Durchschnitt  der  Jahre  1901/05: 


Ernte 

Ausfuhr 
Millionen  Meterzentner 

Prozent  der 
Ernte 

Weizen 

Koggen 

Gerste 

Hafer 

Mais 

43,2 

13,1 
13,4 
11,5 
28,6 

12,7      (inkl.  Mehl,    auf 
Getreide     umge- 
rechnet) 
2,5 
1,9 
2,3 
1,5 

29,40 

19,08 

14,19 

20,00 

5,24 

Das  Bild  ist  deshalb  nicht  absolut  zutreffend,  weil  die  aller- 
dings sehr  geringe  Ausfuhr  Österreichs  nach  Ungarn  und  die  direkte 
Einfuhr   Ungarns    aus    dem    Zollausland    nicht    berücksichtigt    sind. 

Von  hervorragender  Wichtigkeit  ist  auch  die 

Viehausfahr  Ungarns  nach  Österreich. 

Zum  besseren  Verständnis  der  weiter  unten  folgenden  Ausfuhr- 
Ziffern  geben  wir  zunächst  einen  vergleichenden  Überblick  über 
Ungarns  Viehbestand.     Es  betrug  der  Viehbestand i) 


Deutschlands 

nach  der  Viehzählung 

von  1900 

Ungarns 

nach  dem  Jahreszuwachs 

Kir  190Ö  berechnet 

Österreichs 
nach  der  Viehzählung 

von  1900 

Gesamt- 
zahl 

Auf  je  100 

Einwohner 

entfallen 

Gesamt-        Auf  je  100 

Einwohner 

zahl              entfallen 

Gesamt- 
zahl 

Auf  je  100 

Einwohner 

entfallen 

Rindvieh  . 
Pferde  .    . 
Schafe  .    . 
Schweine  . 
Ziegen  .    . 

18  939  700 
4  195  400 
9  692  500 

16  807  000 
3  267  000 

33,5 

7,4 

17,1 

29,7 

5,7 

7  259  132  1       37,6 
2  425  618        12,6 
6  731 101  !       34,9 

8  260  666        42,9 
281  165          1,5 

8  650  000 
1  610  000 
3192  000 
3  550  000 
1  038  000 

36,3 

6,6 

10,0 

17,9 

3,8 

')  Wiener  Landwirtschaftliche  Zeitung  Nr.  47  von  1905,  S.  422. 
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Aus  dieser  Zusammenstellung  ergibt  sicli,  daß  Ungarn  nach 
seinem  prozentuell  zur  Bevölkerungszahl  berechneten  Viehreichtum, 
der  den  Deutschlands  bei  weitem  übersteigt,  schon  heute  eine  be- 
deutende Exportfähigkeit,  vor  allem  in  Schweinen,  aber  auch  in 
Rindvieh,  Pferden  und  in  Schafen  aufweist,  die  noch  bedeutend 
steigen  dürfte,  wenn  die  Getreide-  und  Mehlausfuhr  aus  Ungarn  in- 
folge einer  wirtschaftlichen  Trennung  von  Österreich  behindert  würde. 

Nunmehr  wollen  wir  des  näheren  betrachten,  wie  sich  diese 
nach  den  obigen  ZiflPern  vorhandene  Exportfähigkeit  in  den  tatsäch- 
lichen Ausfuhrziffern  ausdrückt,  und  in  welcher  Abhängigkeit  in  dieser 
Hinsicht  Ungarns  Landwirtschaft  vom  österreichischen  Markt  steht. 

Im  voraus  mag  jedoch  bemerkt  werden,  daß  die  gesamte 
Monarchie  eine  erhebliche  Rinderausfuhr  nach  Deutschland  aufweist. 
Von  der  gesamten  Rinderausfuhr  nach  Deutschland  stellt  Österreich 
etwa  70  Proz.,  Ungarn  etwa  30  Proz.  Dabei  entfällt  der  Ochsen- 
export ungefähr  zur  Hälfte  auf  Ungarn,  während  Kühe  und  Zucht- 
vieh fast  ausschließlich  aus  Österreich  stammen. 

Sehen  wir  uns  nun  Ungarn  selbst  näher  an^): 

Ungarns  Rindviehausfuhr  in  1000  Stück: 


Ungarns 

Ö  sterreich-Ungams 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Jahr 

nach 

Ausfuhr         1         Einfuhr 

im  ganzen 

Osterreich 

1891 

54,8 

154,8 

147,0 

65,5                 54,1 

1892 

51,2 

132,2 

127,5 

31,7                 49,4 

18H3 

44,2 

105.1 

100,0 

22,0                 39,7 

1894 

57,0 

200.9 

172,4 

97,8                 56,2 

1895 

60,1 

182,0 

164,2 

60,4                 60,1 

1896 

50,0 

186,0 

168,3 

49,8                 48,7 

1897 

38.2 

190.1 

172,2 

47,5                 34,5 

1898 

58,6 

195,4 

173,1 

54,4                 60.3 

1899 

66.7 

224,1 

196,0 

74,0                 68,0 

1900 

58,2 

230.0 

198,0 

75,2        '         60,9 

1901 

45,2 

224,4 

188,8 

82,3                 46,1 

1902 

59,1 

231.9 

194,3 

104.9                 60,2 

1903 

75,1 

265,5 

221,6 

127;9                 77,4 

Österreichs  Einfuhr  an  ungarischen  Rindern  zeigt  der  Stückzahl 
und  dem  Werte  nach  eine  konstant  steigende  Tendenz  trotz  Zunahme 
des  Inlandkonsums,  über  dessen  Größe  zuverlässige  Angaben  nicht 
vorliegen.  Danach  werden  etwa  80  Proz.  der  ungarischen  Rindvieh- 
ausfuhr von  Österreich  aufgenommen,  und  man  darf  annehmen,  daß 


')  Die    folgenden    Ausfuhrübersichten     entnehmen    wir    dem    mehrfach    er- 
wähnten Werk  von  Matlekovits,  S.  160  ff. 
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Ungarn  an  der  Deckung  des  österreichischen  Rindfleischkonsums  mit 
etwa  20  Proz.  beteiligt  ist. 

Wichtiger  aber  als  die  Ochsenausfuhr  ist 


Ungarn; 

j  Schweineausfuhr  in  1000  Stück: 

Ungarns 

Österreich-Ungarns 

1 

Ausftihr 

Jahr 

Einfuhr 

nach 

im  ganzen            =^  ,         .  , 
"                       Osterreich 

Ausfuhr 

Einfuhr 

1891 

145,0 

77.s,l               669,1 

143,7 

167,3 

1892 

167,1 

1031,7               761,1 

349,1 

185,8 

1893 

230,8 

1116,0               832.3 

430,6 

213,4 

1894 

248,3 

1354,9               972,7 

485,0 

279,2 

1895 

104,0 

707,6               625.4 

113.6 

164.1 

1896 

45,7 

255.7               252.6 

6,6 

86.0 

1897 

99,7 

200,3               200,2 

2.1 

136,5 

1898 

80,3 

236.7                233.9 

13,5 

132,2 

1899 

90,2 

391.2               390.6 

4,7 

94,4 

1900 

85.1 

484.9               484.9 

T,2 

84,1 

1901 

105,4 

611,2               609,2 

13,0 

108,5 

1902 

146,0 

604,0               600,0 

11,0 

145,4 

1903 

140,1 

413,1               411,6 

6,3 

145.9 

Infolge  der  Schweineseuche  und  der  dadurch  hervorgerufenen 
Sperrmaßregeln  der  fremden  Länder  hat  Ungarn  seine  Ausfuhr  nach 
dem  Zollausland  fast  verloren,  in  derselben  Zeit  aber  den  öster- 
reichischen Markt  behalten,  und  selbst  in  den  ungünstigsten  Jahren 
belief  sich  der  Wert  der  ungarischen  Schweineausfuhr  nach  Öster- 
reich auf  40—50  Mill.  K.  Im  ganzen  genommen,  ist  Österreichs 
Import  an  ungarischen  Schweinen  sehr  bedeutend,  wenn  auch  im 
Durchschnitt  der  aufgeführten  Jahre  eine  fallende  Tendenz  zu  er- 
kennen ist.  Die  normale  Entwicklung  wird  hier  eben  durch  das 
Auftreten  verwüstender  Seuchen  stark  getrübt. 

Ungarns   Pferdeausfuhr   in   1000  Stück: 


Ungarns 

Österreich-Ungarns 

Jahr 

1 

Ausfuhr 

Einfuhr 

im  ganzen          nach  Osterreich 

Ausfuhr 

1891 

1.0 

17,8 

11,8 

2.^5 

1892 

1,1 

18,7 

10,7 

25,9 

1893 

1.3 

18,2 

8,8 

28,0 

1894 

1,T 

19,9 

13.0 

34,4 

1895 

2,0 

32,1 

21,1 

46,0 

1896 

2,1 

39,0 

19,2 

54,3 

1897 

2,1 

41,4 

20,1 

59,1 

1898 

1,9 

36,3 

20,0 

45,8 

1899 

1,8 

39,4 

17,1 

59,9 

1900 

0,8 

54,7 

20,5 

68,7 

1901 

0,8 

45,9 

16,5 

59,7 

1902 

0,8 

47,7 

16,4 

63,8 

1903 

0.8 

48  0 

168 

63.6 
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Wie  ersichtlich,  ist  die  Einfuhr  Österreichs  an  ungarischen 
Pferden  im  Durchschnitt  in  Zunahme  begriffen;  aber  im  Verhältnis 
zum  Bedarf  Österreichs  und  zu  seinem  Export  ist  sie  gering,  wenn 
der  Wert  sich  auch  immer  noch  auf  8—10  Mill.  K  stellt.  Eine 
wachsende  Bedeutung  nimmt  Deutschland  für  die  ungarische  Pferde- 
ausfuhr ein,  und  daneben  kommen  weiter  Rumänien  und  Serbien  in 
Betracht. 

Erwähnt  werden  mag  im  Anschluß  noch  kurz,  daß  Österreich 
auch  für  die  ungarische  Schafzucht  fast  ausschließliches  Absatzgebiet 
geworden  ist,  nachdem  der  früher  so  wertvolle  französische  Markt 
Ungarn  verloren  gegangen  ist.  Die  Schweiz  kommt  nicht  sonderlich 
in  Frage,  und  die  Versorgung  Englands  haben  die  überseeischen 
Gebiete  ganz  in  die  Hand  genommen.  Deutschland  ist  in  Schafen 
Exportstaat  und  sollte  es  in  einer  ferneren  Zukunft  Importstaat  auf 
diesem  Gebiete  werden,  so  wird  mit  der  nachhaltigen  Konkurrenz 
dritter  Länder  zu  rechnen  sein. 

Was  die  Geflügelzucht  angeht,  so  steht  dieselbe  sowohl  in 
Österreich  wie  Ungarn  im  allgemeinen  noch  auf  einer  niedrigen 
Entwicklungsstufe.  Wenn  auch  heute  die  Ausfuhr  Österreich-Ungarns 
an  lebendem  und  totem  Geflügel  noch  größer  ist  als  die  Einfuhr,  so 
ist  doch  erläuternd  hierzu  zu  bemerken,  daß  die  Einfuhr  in  dem 
Zeitraum  von  1890  bis  heute  in  Menge  und  Wert  um  das  5 -fache, 
die  Ausfuhr  dagegen  nur  um  das  Doppelte  zugenommen  hat.  Der 
Hauptanteil  an  der  Geflügel-Einfuhr  der  Monarchie  entfällt  auf  Serbien 
und  Rußland,  während  Deutschland  den  fast  ausschließlichen  Markt 
für  österreichisch-ungarisches  Geflügel  bildet.  Die  beiden  Staaten 
weisen  gegenüber  dem  Zollausland  eine  Mehrausfuhr  auf;  bei  Be- 
rücksichtigung der  ungarischen  Einfuhr  w^andelt  sich  jedoch  diese 
Mehrausfuhr  für  Österreich  in  eine  Mehreinfuhr  um,  während  Ungarn 
in  seinem  Außenhandel  aktiv  ist  und  eine  ganz  geringe  Einfuhr  aus 
Österreich  zeigt. 

Der  Eierexport  Ungarns  verteilt  sich  etwa  zu  50  Proz.  auf 
Österreich,   30  Proz.   auf  Deutschland,    10  Proz.   auf  Großbritannien, 

Die  Milch-  und  ßutterproduktion  ergibt  für  Ungarn  im  Verkehr 
mit  Österreich  eine  hochaktive  Bilanz. 

Nach  der  im  Anhang  mitgeteilten  zusammenfassenden  Über- 
sicht stellte  sich  die  Aktivbilanz  Ungarns  in  seinem  Viehverkehr 
mit  Österreich  während  des  Zeitraums  1900/04  in  K,  wie  folgt: 


1900 


1902 


1903  I  1904 


163  994  573  !  162  191375    184  728  457 


185  295  465    201629103 
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Die  Aktivbilanz  weist  also  seit  dem  Jahre  1900  eine  fast  un- 
unterbrochene Steigerung-  auf.  Fast  die  Hälfte  des  Handelswertes 
des  gesamten,  aus  Ungarn  nach  Österreich  eingeführten  Viehes  ent- 
fällt auf  ganz-  und  halbgemästete  Schlachtochsen.  Den  größten  Teil 
derselben  nimmt  der  Wiener  Schlachtviehmarkt  auf.  Es  liegt  auf 
der  Hand,  daß  jede  Erschwerung  seiner  Beschickung  mit  Vieh 
ungarischer  Herkunft  nicht  nur  einen  empfindlichen,  ja  vernichtenden 
Schlag  gegen  die  ungarische  Viehzucht,  sondern  auch  gegen  die 
mit  dem  Mastbetrieb  in  Zusammenhang  stehenden  Industrien,  die 
ungarischen  Zuckerfabriken  und  Branntweinbrennereien,  führen  würde. 
Österreich  nimmt  also  auch  liinsichtlich  des  Viehverkehrs  gegenüber 
Ungarn  eine  dominierende  Stellung  ein.  Noch  auf  einige  wichtigere 
Produkte  der  ungarischen  Landwirtschaft  in  ihrer  Stellung  im  Waren- 
verkehr Ungarns  mit  Österreich  müssen  wir  etwas  näher  eingehen. 
Von  besonderer  Bedeutung  ist  insbesondere  noch  die  Wein  ausfuhr 
Ungarns. 

Es  betrug  die  Weinernte  Ungarns  und  seiner  Nebenländer  in 
Mill.  hP): 

1899         1900         1901         1902         1903         1904 
2  1,9  3,1  3,3  2,95  4,3 

Ungarns  Weinausfuhr  in  1000  dz^): 


Ausfvihr 

Gesamtausfuhr 

Jahr 

nach 

Österreich- 

im  ganzen 

Osterreich 

Lngarns 

1891 

1031 

906 

322 

1892 

712 

624 

189 

1893 

711 

596 

188 

1894 

683 

580 

162 

1895 

771 

690 

177 

1896 

783 

719 

161 

1897 

774 

712 

139 

1898 

689 

630 

140 

1899 

(501 

542 

152 

1900 

730 

664 

142 

1901 

686 

636 

120 

1902 

708 

652 

117 

1903 

909 

841 

137 

Der   weitaas   größte  Teil    der    ungarischen   Weinausfuhr   geht 
also  nach  Österreich. 


')  Wiener  Landwirtschaftliche  Zeitung  Nr.  60  vou  1905,  S.  533. 
-)  von  Matlekovits,  a.  a.  0.,  S.  162. 
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Über  den  Wert  des  nach  Österreich   ausgeführten  ungarischen 
Weins  gibt  die  folgende  Tabelle  Aufschluß  ^): 

Wert  der  ungarischen  Weinausfulir  nach  Österreich: 


"Warenbenennung 

1900          ;          1901                    190a                    1903                    1904 

Handelswert  in  Kronen 

Wein    und  Weinmost 

in    Fässern,    Wein- 

maische     

28  663  800 

23  613  188 

21647  566128171993 

24  416  182 

Wein      in     Flaschen 

(ohne  Schaumwein) 

599  748        631  800 

602  200        642  900 

576  500 

Obstwein 

1  494            1  680 

1  410            1  950 

3  435 

Schaumwein 

296  940  1       321  160 

303  520        383  180 

568  960 

Zusammen 

29  561  982 

24  567  828 

22  554  696  |  29  200  023 

25  765  077 

Für  denselben  Zeitraum  stellte  sich  der  Gesamtwert  der  öster- 
reichischen Weinausfuhr  nach  Ungarn,  wie  folgt: 

Gesamtwert  der  österreichischen  Weinausfuhr  nach  Ungarn: 


1900 
K 


1901 
K 


1902 
K 


1903 
K 


1904 
K 


12  081114 


10  587  952 


8  241  748 


8  063  044 


9  643  963 


Danach    ergibt    der  Weinverkehr  Ungarns    mit   Österreich  die 
folgende  aktive  Bilanz: 


1900 
K 


1901 
K 


1902 
K 


1903 
K 


1904 
K 


+  17  480  868       +13  979  876 


14  312  848 


21 136  979 


16  121 114 


Die  folgende  Zusammenstellung  veranschaulicht  summarisch 
den  Wert  des  Handelsverkehrs  der  beiden  Reichshälften  in  Obst, 
Gemüse,  Sämereien,  Pflanzen  und  Pflanzenteilen: 


1900 

1901 

1902                    1903 

1904 

K 

K 

K                        K 

K 

Gesamtwert  der  Aus- 
fuhr Ungarns  nach 
Osterreich     .     .     . 

20  472  279 

25  573  770 

28  208  077 

30  588  829 

20  041291 

Gesamtwert  der  Aus- 
fuhr      Österreichs 
nach  Ungarn    .     . 

9  630  934 

8  721  605 

8  603  730 

10  576  341 

13  054  351 

Mehrwert   der   unga- 
rischen Ausfuhr    . 

10  841  345 

16  852  165 

19  604  347 

20  012  488 

16  986  940 

')  Wiener  Landwirtschaftliche  Zeitung,  a.  a.  0.,  S.  533. 
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Also  auch  hier  eine  erhebliche  Aktivbilanz  Ungarns,  und  da- 
bei dürfte  sich  sicherlich  die  ungarische  Einfuhr  an  den  obigen 
Waren  auf  die  österreichischen  Märkte  noch  höher  stellen,  als  dies 
aus  den  nackten  Ziffern  der  Zwischenverkehrsstatistik  hervorgeht. 
Ein  großer  Teil  ungarischen  Heues  und  Strohes  wird  nämlich  mittels 
Wagen  auf  die  Märkte  Österreichs  gebracht,  und  dieser  sehr  nam- 
hafte Verkehr  findet  in  der  Zwischenverkehrsstatistik  keine  Berück- 
sichtigung. Die  Zolltrennung  von  Ungarn  würde  daher  die  ungarische 
Landwirtschaft  auch  im  Absatz  der  oben  angeführten  Waren  emp- 
findlich treffen  und  den  ungarischen  Obst-,  Gemüse-  und  Samen- 
anbau sowie  die  Bienenzucht  sehr  schädigen. 

Schließlich  wenden  wir  uns  noch  kurz  zu 


Ungarns  Holzverkehr  mit  Österreich. 

Hierüber  gibt  die  folgende  Zusammenstellung  näheren  Aufschluß: 


1900 
K 


1901 


1902 
K 


1903 
K 


1904 
K 


Es  betrug  der  Wert 
der  ungarisch.  Aus- 
fuhr nach  Öster- 
reich    


Österreichs     Einfuhr 
nach  Ungarn    . 

Wert  der  ungarischen 
Mehrausfuhr      .     . 


23  605  519 
10  536  141 
13  069  378 


24  612  856    22  320  052 


10  093  219 
14  519  637 


10  424  187 

11  895  865 


20  619  738 

11  649  251 

8  970  487 


22  105  843 

15  347  997 

6  757  846 


Danach  hatte  also  Ungarn  im  Durchschnitt  der  angeführten 
5  Jahre  schon  auf  Grund  der  Zwischenverkehrsstatistik  Österreich 
gegenüber  eine  hochaktive  Handelsbilanz,  die  sich  in  Wirklichkeit 
noch  höher  stellen  dürfte,  da  auch  hier  die  nicht  unerhebliche  Holz- 
einfuhr per  Achse  in  der  Zwischenverkehrsstatistik  nicht  erscheint. 
Es  würde  daher  die  Errichtung  von  Zollschranken  zwischen  Öster- 
reich und  Ungarn  als  Folge  der  Aufhebung  der  Zollgemeinsamkeit 
ein  schwerer  Schlag  für  die  ungarische  Forstwirtschaft  sein. 

Wir  sehen  also  klar  und  deutlich  aus  den  Ziffern  der  Statistik, 
in  welch  weitgehender  Weise  die  ungarische  Landwirtschaft  vom 
österreichischen  Markt  abhängig  ist,  wie  der  Anteil  des  österreichischen 
Marktes  am  Gesamtexport  Ungarns  in  Körnerfrüchten  ständig  an 
Bedeutung  gewonnen  hat.  Österreich  deckt  heute,  je  nach  dem 
Ernteausfall,  etwa  30  —  40  Proz.  seines  Getreidebedarfs  im  Ausland, 
d.  h.  fast  ausschließlich  in  Ungarn. 
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Es  ist  für  sie  direkt  eine  Lebensfrage,  den  sicheren,  zollfreien, 
österreichischen  Markt  zu  behaupten.  Wenn  sich  Österreich  infolge 
einer  wirtschaftlichen  Trennung  oder  gar  eines  etwa  ausbrechenden 
Zollkrieges  gegen  die  Einfuhr  des  ungarischen  Getreides  mit  gleich 
hohen  Zöllen  wie  gegen  die  aus  dem  übrigen  Ausland  abschließen 
würde,  so  bedeutete  das  den  allerempfindlichsten,  wenn  nicht  ver- 
nichtenden Schlag  gegen  den  ungarischen  Getreidebau,  und  die  un- 
ausbleibliche Entwertung  des  ohnehin  so  hoch  verschuldeten  Grund 
und  Bodens  in  Ungarn  müßte  ein  finanzielles  Debacle  für  das  Land 
nach  sich  zielien.  Wohin  soll  Ungarn  mit  seinem  Getreide  gravi- 
tieren, wenn  Österreich  ihm  seine  Tore  verschließt!  Die  Ostländer 
Ungarns  sind  Getreideausfuhrländer.  Deutschland,  Italien  und  Frank- 
reich haben  ihre  eigenen  Getreideprodukte  mit  so  hohen  Getreide- 
zöllen geschützt,  daß  eine  Ausfuhr  ungarischen  Getreides  dorthin  in 
großem  Maßstab  völlig  ausgeschlossen  sein  dürfte.  Selbst  die  Aus- 
fuhr in  Gerste  wird  nur  in  besten  Qualitäten  möglich  sein. 

Wir  sahen  ja  oben  zahlenmäßig,  wie  der  ungarische  Weizen 
stetig  seinen  Platz  auf  dem  deutschen  Markt  verloren  hat,  trotzdem 
die  deutsche  Einfuhr  heute  3  mal  so  groß  ist  wie  1890.  Ungarn  gab 
seinen  Platz  ab  an  Staaten,  die  in  viel  weiterer  Entfernung  von 
Deutschland  liegen.  Die  Nähe  des  Absatzmarktes  allein  ist  in  keiner 
Weise  ein  entscheidendes  Kriterium  für  den  Erfolg  der  Ausfuhr,  wie 
dies  so  oft  ausgesprochen  wird.  Man  weist  wohl  darauf  hin,  daß 
Ungarn  der  österreichische  Markt  vermöge  seiner  Nähe  stets  sicher 
sein  werde,  und  daß  dieses  Moment  ihm  auch  vor  allen  andern 
Staaten  einen  festen  und  weiten  Vorsprung  für  den  Fall  gewährleiste, 
daß  Österreich  nach  einer  Aufhebung  der  Zollgemeinsamkeit  die 
Einfuhr  von  Getreide  mit  Zöllen  belege.  Das  ist  durchaus  nicht  zu- 
treffend, wie  das  Beispiel  des  so  nahe  zu  Ungarn  gelegenen  deut- 
schen Marktes  nachdrücklich  lehrt.  Eine  ganze  Reihe  anderer  hier 
nicht  näher  anzuführender  Momente  kann  hinzutreten  und  tritt  tat- 
sächlich teilweise  hinzu  mit  dem  Erfolg,  daß  jener  aus  der  Nähe 
des  Absatzmarktes  fließende  Vorteil  mehr  wie  wettgemacht  wird. 
Auch  der  Einwand,  daß  Österreich  unter  allen  Umständen  auf  das 
ungarische  Getreide  angewiesen  sei,  trifft  nicht  zu.  Österreich  braucht 
um  die  Deckung  des  die  Inlanderzeugung  übersteigenden  Inland- 
bedarfes an  Getreide  nicht  zu  bangen,  da  ihm  ja  der  Weltmarkt 
offen  sieht,  und  jede  auf  ungarisches  Getreide  oder  ungarisches 
Mehl  gelegte  Krone  Zoll  repräsentiert  gewissermaßen  eine  Einfuhr- 
prämie für  alle  jene  Getreideausfuhrländer,  die  dann  mit  Ungarn 
die  Konkurrenz  in  der  Versorgung  des  österreichischen  Getreide- 
marktes   aufnehmen.      Von    Ungarn    wirtschaftlich    losgelöst,    wird 
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Österreich  ein  Getreideeinfuhrstaat,  und  es  kommen  daher  die  Ge- 
treidezölle in  der  Preisbildung  des  Inlandgetreides  wirksam  zur  Gel- 
tung. Vom  Standpunkt  des  österreichischen  Getreidebaues  bildet 
daher  die  wirtschaftliche  Trennung  von  Ungarn  ein  erstrebenswertes 
Ideal,  dem  infolgedessen  auch  von  den  österreichischen  Agrariern 
eifrig  nachgestrebt  wird.  Und  wenn  man  bedenkt,  wie  außerordent- 
lich erstarkt  die  agrarische  Bewegung  heute  in  Österreich  ist,  so 
wird  man  den  Hinweis  nicht  gelten  lassen  können,  daß  auch  bei 
einer  Aufhebung  der  Zollgemeinschaft  Österreich  schon  aus  seinem 
ureigensten  Interesse  keinen  Zoll  auf  ungarisches  Getreide  legen 
werde.  Wenn  auf  Mehl  ein  erheblicher  Zoll  gesetzt  würde,  so  be- 
deutete das  einen  empfindlichen  Schlag  gegen  die  ungarischen  Mühlen, 
die  auf  diese  Weise  durch  die  österreichischen  Mühlen  vom  öster- 
reichischen Markt  verdrängt  würden.  Von  welcher  Bedeutung  der 
"Zoll  für  die  Mehlausfuhr  ist,  lehrt  das  Beispiel  Deutschlands.  Deutsch- 
land hatte  vor  der  Inaugurierung  seiner  Schutzzollpolitik  Mehlein- 
fuhr, nach  Einführung  des  Zolles  trat  an  deren  Stelle  Mehlausfuhr. 
Während  früher  das  ungarische  Mehl  in  Deutschland  einen  bedeu- 
tenden Markt  besaß,  ist  dieses  Land  jetzt  auf  diesem  Gebiete  zu 
einem  Konkurrenten  Ungarns  geworden.  7  Mill.  dz  ungarischen 
Weizens,  die  heute  als  Mehl  nach  Österreich  gehen,  würden  als 
Weizen  ohne  sichern  Markt  bleiben  und  wohl  nur  mit  Preisverlust 
zu  verkaufen  sein.  Dabei  darf  außerdem  die  Rückwirkung  auf  den 
übrigen  Marktweizenvorrat  nicht  außer  acht  gelassen  werden. 

Welche  f^olgen  auch  immer  eine  definitive  Zolltrennung  zwischen 
Österreich  und  Ungarn  nach  sich  ziehen  würde,  so  kann  doch  das 
eine  mit  Sicherheit  angenommen  werden,  daß  eine  derartige  Maß- 
nahme eine  ganz  außerordentliche  Belastung  der  ungarischen  und 
eine  erhebliche  Begünstigung  der  österreichischen  Landwirtschaft 
nach  sich  ziehen  würde.  Insbesondere  könnte  in  einem  solchen  Fall 
auch  die  österreichische  Mühlenindustrie,  die  sich  heute  nicht  in 
günstiger  Lage  befindet,  einen  neuen  Aufschwung  nehmen.  Ungarn 
würde  aber  bei  Errichtung  einer  wirksamen  Zollschranke  seitens 
Österreichs  nicht  nur  seinen  sichern  Markt  fast  völlig  verlieren, 
sondern  auch  bei  der  nicht  ohne  weiteres  vorliegenden  Möglichkeit, 
das  Ausfuhrgetreide  auf  dritte  Märkte  abzuwälzen,  mit  einer  schweren 
Erschütterung  seines  innern  Marktes  zu  rechnen  haben.  Die  gemein- 
samen Außenzölle  schützen  Ungarn  heute  mehr  oder  weniger  gegen 
die  Schwankungen  der  Weltmarktpreise  und  ermöglichen  ihm,  seinen 
Produktionsüberschuß  auf  dem  großen  gemeinsamen  Wirtschaftsgebiet 
sicher  unterzubringen.  An  diesem  Schutz  sind  die  verschiedenen 
Besitzgrößen  der  ungarischen  Landwirtschaft  in  gleicher  Weise  inter- 
w.  6 
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essiert,  ja  man  muß  hierzu  erläuternd  bemerken,  daß  die  Nachteile 
einer  Zolltrennung  sich  für  den  kapitalschwachen  Kleinbesitzer  viel 
schwerer  fühlbar  machen  müßten  als  für  den  größeren  Besitzer. 
Selbst  wenn  Österreich  nur  einen  geringen  Zoll  erheben  würde,  so 
wäre  damit  dem  ungarischen  Getreidebau  doch  nicht  gedient,  da 
für  ihn  der  Wert  der  zollpolitischen  Gemeinsamkeit  gerade  in  der 
absoluten  Gewährleistung  des  Absatzgebietes  und  der  Begünstigung 
gegenüber  den  überseeischen  Staaten,  Rußland  usw.  liegt.  Nicht 
der  einfache  Unterschied  in  der  Höhe  der  Zollsätze  ist  hier  als  das 
entsclieidende  .Kriterium  zu  betrachten,  sondern  die  Relation  der 
Zollsätze  zu  den  Produktions-  und  Transportkosten  sowie  anderen 
preisbildenden  Momenten.  In  diesem  Zusammenhang  muß  betont 
werden,  daß  der  Getreidebau  nicht  nur  die  Grundlage  der  unga- 
rischen, sondern  auch  der  österreichischen  Landwirtschaft  bildet. 
Die  gesamte  geographische  und  politische  Lage  weisen  die  beiden 
Staaten  der  Monarchie  ebenso  wie  Deutschland  darauf  hin,  für  die 
Erhaltung  eines  möglichst  umfangreichen  Körnerbaues  auch  in  der 
Zukunft  Sorge  zu  tragen  und  in  der  Deckung  des  Brotbedarfes  ihre 
Unabhängigkeit  möglichst  zu  wahren.  Und  wie  so  nach  unsern 
Ausführungen  einerseits  Ungarn  an  dem  sichern  Besitz  des  öster- 
reichischen Marktes  ein  vitales  Interesse  hat,  so  besteht  auch  ander- 
seits eine  starke  zollpolitische  Solidarität  zwischen  den  beiden  Staaten 
der  Monarchie,  wie  wir  gleich  noch  weiter  ausführen  werden. 

Bei  dem  ganzen  Charakter  des  Innern  Marktes  Österreich- 
Ungarns  muß  in  einer  kaufkräftigen  landwirtschaftlichen  Bevölke- 
rung das  beste  Fundament  für  die  gedeihliche  Fortentwicklung  der 
Industrie  erblickt  werden,  und  so  bedeutet  ihre  Erhaltung  direkt 
eine  Lebensfrage  für  die  Gesamtmonarchie.  Die  wichtigste  Grund- 
lage für  die  nachhaltige  Sicherung  des  heimischen  Getreidebaues 
bildet  aber  eine  entsprechende  Getreidezollpolitik.  Die  nationale 
Preisbildung  steht  heute  unter  dem  Einfluß  einer  Reihe  von  Pro- 
duktionsfaktoren, und  da  bietet  sich  nun  die  unleugbare  Tatsache 
dar,  daß  Österreich  und  Ungarn  beide  durchaus  verwandte  Preis- 
bildung haben.  Zunächst  die  ähnliche  geographische  Binnenlage, 
dann  aber  vor  allem  die  im  allgemeinen  verwandte  Beschaffenheit 
von  Boden  und  Klima. 

Ein  Blick  auf  die  durchschnittlichen  Ernteerträge  in  Cis  und 
Trans  bestätigt  die  Richtigkeit  dieses  Ausspruches. 


Mittlerer  Ernteertrag  in  dz  pro  ha  für  den  Zeitraum 

1899/1903. 


Österreich 


Ungarn 


Deutschland 


W  (-i/eii 
Koggen 
Gerste 
Hafer 


11,8 

10,7 

12,6 

9,8 


12,1 
10,6 
12,0 
11,4 


18,7 
15.2 
18,5 
17.4 


Als  ein  Moment,  das  ebenfalls  stark  in  der  Richtung  gleich- 
artiger Preisbildung  wirkt,  ist  dann  noch  die  jahrhundertlange  enge 
Gemeinschaft  zwischen  den  beiden  Staaten  zu  erwähnen,  die  neben- 
einander und  miteinander  groß  geworden  und  in  eine  Reihe  engster 
öffentlicher  und  privatrechtlicher  Beziehungen  zueinander  getreten 
sind.  Weiter  führt  die  fortschreitende  wirtschaftliche  Entwicklung 
zu  einer  immer  größeren  Gleichförmigkeit  der  Grundlagen  der  Preis- 
bildung in  den  beiden  Staaten,  auf  der  einen  Seite  in  Ungarn  zu- 
nehmende Industrialisierung,  auf  der  anderen  in  Österreich  zu- 
nehmende Stärkung  und  Befestigung  des  landwirtschaftlichen  Funda- 
mentes. So  wird  die  Preisbildung  sich  in  Zukunft  voraussichtlich 
noch  immer  mehr  auf  verwandter  Grundlage  vollziehen.  Durchaus 
verschieden  geartet  sind  im  Gegensatz  dazu  die  natürlichen,  wirt- 
schaftlichen und  politischen  Entwicklungsbedingungen  der  landwirt- 
schaftlichen Produktion  in  den  großen  Konkurrenzländern  Osteuropas, 
Kleinasiens  und  der  Überseegebiete  mit  ihrer  primitiven  landwirt- 
schaftlichen Arbeitsverfassung  und  ihrer  langsam  fortschreitenden 
Entwicklungsstufe.  Es  mag  hier  kurz  an  die  bekannte  Tatsache  er- 
innert werden,  daß  die  überseeischen  Getreideausfuhrstaaten  schon 
seit  den  siebziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  einen  tiefgreifen- 
den unheilvollen  Einfluß  auf  den  Markt  der  alten  Kulturländer  ge- 
Avonnen  haben,  und  mit  der  zunehmenden  Entwicklung  des  Ver- 
kehrs, namentlich  mit  der  andauernden  Verbilligung  der  Seefrachten, 
hat  sich  diese  Einwirkung  um  so  nachteiliger  und  schwerer  fühlbar 
gemacht.  Weiter  drohen  Rußland  und  die  Balkanstaaten  sowie 
neuerdings  Kleinasien  zu  gefährlichen  Konkurrenten  zu  werden. 
Daß  auch  Österreich -Ungarn  von  den  Einwirkungen  der  starken 
Auslandskonkurrenz  nicht  unverschont  geblieben  ist,  lehrt  das  Bild 
des  Außenhandels.  In  dem  Zeitraum  1881/1905  verwandelte  sich  die 
durchschnittliche  Mehraustuhr  an  Weizen  von  1,7  Mill.  dz  in  eine 
Mehreinfuhr  von  1  Mill.  dz.  Bei  Roggen  vollzog  sich  diese  Bewegung 
sogar  in  verstärktem  Maße,  und  ähnliche  Veränderungen  traten  in  mehr 
oder  weniger  starkem  Umfange  bei  Mehl,  Hafer  und  Mais  in  die  Er- 
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scheinung.  Wenn  sich  auch  bei  Umrechnung  des  Mehlexports  auf 
Weizen  für  diesen  während  der  letzten  Jahre  eine  Mehrausfuhr  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  ergibt,  so  ändert  dies  doch  nichts  an 
der  Tatsache,  daß  das  gemeinsame  Zollgebiet  mit  seiner  Getreide- 
ausfuhr nach  dritten  Märkten  infolge  weltwirtschaftlicherUmwälzungen 
einen  nachhaltigen  Rückgang  erlebt  hat.  Die  Gerste  nimmt  ja  aller- 
dings in  dieser  Hinsicht  eine  Ausnahmestellung  ein,  und  nur  sie  be- 
wirkt in  günstigen  Jahren  eine  höhere  Aktivität  Österreich-Ungarns 
im  Getreideexport. 

Der  preisdrückende  Einfluß  der  Auslandskonkurrenz  hat  sich 
bisher  in  erster  Linie  beim  W^eizen  geltend  gemacht,  nicht  so  sehr 
bei  Roggen.  Auch  bei  Gerste  und  Hafer  ist  ein  nicht  unerheblicher 
Preisrückgang  zu  verzeichnen.  Die  Nachteile  des  Weizenpreissturzes 
machten  sich  vor  allem  in  Ungarn  fühlbar,  mit  seinem  weit  größeren 
Weizenareal,  während  Österreich  mit  seinen  größeren  Roggen-,  Gerste- 
und  Haferflächen  unter  dem  Preisrückgang  für  diese  Getreidefrüchte 
auch  nicht  wenig  litt.  Man  wird  zugeben  müssen,  daß  die  Um- 
wandlung des  gemeinsamen  Zollgebietes  aus  einem  Exportstaat  in 
einen  Importstaat  zum  Teil  verursacht  ist  durch  die  Bevölkerungs- 
zunahme. Da  jedoch  eine  zuverlässige  Statistik  über  den  Konsum 
an  Brotgetreide  nicht  vorliegt,  so  kann  man  weiter  aus  der  mitge- 
teilten Tatsache  nicht  folgern,  daß  sich  hier  ein  notwendiger  Vor- 
gang vollziehe.  Denn  es  ist  doch  sehr  wohl  möglich,  daß  infolge 
einer  an  und  für  sich  überflüssigen  Einfuhr  ausländischen  Getreides 
einheimische,  wohl  zur  menschlichen  Ernährung  geeignete  Brotfrucht 
nur  als  Viehfutter  Verwendung  findet.  Von  einer  notwendigen  Ab- 
hängigkeit Österreich -Ungarns  von  der  ausländischen  Getreidezufuhr 
darf  heute  um  so  weniger  gesprochen  werden,  als,  wie  wir  oben 
zeigten,  die  mittleren  Ernteerträge  der  beiden  Staaten  z.  B.  hinter 
denen  Deutschlands  noch  weit  zurückstehen  und  sehr  wohl  einer 
nachhaltigen  Steigerung  fähig  sind.  Das  nächste  Ziel  der  Landwirt- 
schaft der  Gesamtmonarchie  muß  daher  die  Steigerung  der  Intensität 
und  damit  der  Erträge  bilden,  die  aber  nur  bei  lohnendem  Getreide- 
bau erreicht  werden  kann. 

So  ergibt  sich  denn  nach  allem  ein  gemeinsames  großes 
Interesse  der  beiden  Staaten  am  Getreiflezollschutz  und  auch  direkt 
an  der  Höhe  der  Zölle.  Die  Getreidezollpolitik  Österreich -Ungarns 
richtet  sich  sehr  wesentlich  nach  der  vom  Deutschen  Reich  befolgten, 
und  schon  die  erste  Aufnahme  der  Getreidezölle  in  den  österreichisch- 
ungarischen Zolltarif  hatte  ihre  Ursache  in  dem  Übergange  Deutsch- 
lands zum  Zollschutz.  Der  leitende  Gesichtspunkt  war  hierbei,  zu 
verhüten,  daß  das  vom  deutschen  Markt  ferngehaltene  Getreide  dritter 
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Länder  nun  den  weniger  geschützten  Markt  Österreich -Ungarns  über- 
schwemmen konnte.  Auch  der  neue  österreichisch -ungarische  Tarif 
verrät  diese  Abhängigkeit  der  Zollsätze  von  den  deutschen  Positionen, 
und  zwar  nicht  nur  bei  den  Getreidearten  mit  Mehreinfuhr  wie 
Weizen,  Roggen,  Hafer,  sondern  auch  bei  solchen  mit  Mehrausfuhr 
wie  Gerste,  Hopfen  usw.  Die  Begründung  des  Zolltarifs  zeigt  klar 
und  deutlich,  daß  hierdurch  ebenfalls  das  Überströmen  der  vom 
deutschen  Markt  verdrängten  Zufuhren  auf  das  gemeinsame  Zoll- 
gebiet verhindert  werden  sollte.  Dieses  Anpassungsprinzip  gegen- 
über Deutschland  müßte  naturgemäß  bei  ein(!r  Zolltrennung  Ungarns 
von  Österreich  für  jeden  der  beiden  Staaten  ebenso  gelten,  und 
zwar  ganz  besonders  für  Österreich,  das  bei  niedrigen  Zollsätzen, 
abgesehen  von  dem  Rückstau  aus  Deutschland,  auch  einen  solchen 
aus  Ungarn  befürchten  müßte.  Die  Vorteile  der  preiserhöhenden 
Wirkung  der  Getreidezölle  kommen  heute  in  erster  Linie  Ungarn 
zugute,  aber  anch  Österreich  ist  daran  beteiligt.  Man  hat  berechnet, 
daß  bei  annähernder  Ertragssteigerung  der  österreichischen  Land- 
wirtschaft auf  das  deutsche  Niveau  der  Import  Österreichs  aus  Un- 
garn für  den  Zeitraum  1901/05  sozusagen  überflüssig  gewesen  wäre. 
Ferner  verdient  das  nachstehende  Urteil  der  österreichischen  Per- 
manenzkommission für  die  Handelswerte  der  Zwischenverkehrsstatistik 
hier  Erwähnung:  „Wenn  die  Getreidepreise  durch  Errichtung  der 
Zollschranken  gegen  Ungarn  in  Österreich  sich  nur  um  einen  Teil 
des  Zollschutzes  erhöhen,  würden  zum  mindesten  die  nördlichen  Pro- 
vinzen und  die  Alpenländer,  wenn  alles  zu  importierende  Getreide 
gleich  zollpflichtig  wäre,  einen  Teil  ihres  Bedarfes  wegen  ihrer  fracht- 
tarifarisch günstigen  Lage  in  fremdländischer  Ware  billiger  als  in 
ungarischer  decken  können."  Wenn  auch  gewiß  einmal  die  Zeit 
kommen  wird,  wo  Ungarn  seine  Produktion  auf  seinem  eigenen  Markt 
mehr  und  mehr  unterbringen  wird,  so  ist  doch  mit  einer  solchen  Ent- 
wicklung noch  lange  nicht  zu  rechnen. 

Noch  auf  einen  Punkt  müssen  wir  schließlich  mit  wenigen 
Worten  eingehen.  Mit  der  Getreidezollpolitik  hängt  die  Frage  der 
Behandlung  der  Hülsenfrüchte  im  Zolltarif  eng  zusammen.  Der  in- 
ländische Verbrauch  hieran  wird  ja  wesentlich  durch  die  Höhe  der 
Getreide-  und  Mehlpreise  bedingt.  Gewiß  ist  heute  die  Ausfuhr  noch 
bei  weitem  größer  als  die  Einfuhr,  aber  diese  nimmt  doch  in  viel 
stärkerem  Maße  zu  als  jene.  Während  die  erhebliche  Ausfuhr  zum 
ganz  überwiegenden  Teil  in  Bohnen  besteht,  hat  bei  Erbsen  und 
Linsen  die  russische  Konkurrenz  schon  eine  Mehreinfuhr  bewirkt. 
Das  Zollschutzinteresse  gegenüber  Rußland  ist  in  dieser  Hinsicht  für 
Österreich  und  Ungarn  gleichgroß,    da    für  beide  ein  stärkerer  An- 
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bau  von  stickstoffsammelnden  Hülsenfrüchten  einerseits  eine  Forderung 
der  technischen  Fortentwicklung  der  Landwirtschaft  ist  und  sich 
anderseits  auch  direkt  als  ein  Gebot  wirtschaftlicher  Notw^endigkeit 
repräsentiert.  Wenn  man  bedenkt,  daß  im  Jahre  1905  Österreich 
mit  etwas  über  ^4  an  der  Einfuhr  von  Hülsenfrüchten  und  Ungarn 
mit  nicht  ganz  V4  beteiligt  war,  so  muß  man  zugeben,  daß  Ungarn 
im  gemeinsamen  Zollgebiet  schon  auf  den  entsprechenden  Schutz 
rechnen  darf,  um  so  mehr,  als  Ungarn  nur  eine  ganz  geringe  Bohnen- 
und  Erbsenausfuhr  nach  Österreich  hat. 

Wenden,  wir   uns    nunmehr   zur  Betrachtung  der  Verhältnisse 
auf  dem  Gebiete  der  Viehzucht. 

Hinsichtlich  der  Viehausfuhr  darf  die  ungarische  Landwirtschaft 
gewiß  mit  dem  Umstände  rechnen,  daß  augenblicklich  Österreich  nur 
schwer  das  ungarische  Vieh  entbehren  kann,  da  es  für  sein  teils 
lebend,  teils  geschlachtet  nach  dem  Zollauslande  ausgeführtes  Vieh 
einen  Ersatz  aus  Ungarn  in  Anspruch  nehmen  muß.  Zu  bedenken 
ist  aber,  daß  die  österreichischen  Sudeten-  und  Alpenländer  vor- 
züglich zur  Viehzucht  geeignet  sind,  und  daß  eine  Sperrung  der 
österreichischen  Grenzen  gegen  die  ungarische  Vieheinfuhr  und  die 
dadurch  bewirkte  höhere  Rentabilität  der  Viehzucht  eine  Ausdehnung 
der  Zucht  in  jenen  Gebieten  unzweifelhaft  nach  sich  ziehen  Avürde.  — 
So  könnte  sich  Österreich  z.  B.  hinsichtlich  seiner  Schweine  ebenso 
gut  vom  Ausland  unabhängig  machen,  wie  das  in  Deutschland  zum 
Teil  schon  gelungen  ist,  so  daß  eine  Zollschranke  gegen  Ungarn  für 
Österreich  wenig  empfindlich  wäre.  Doch  auch  hinsichtlich  des 
Rindviehes  halten  es  die  österreichischen  Agrarier  für  unzweifelhaft, 
daß  Österreich  in  absehbarer  Zeit  imstande  sein  wird,  den  Inlands- 
bedarf durch  die  eigene  Produktion  auch  in  Mastvieh  zu  decken, 
wenn  nur  erst  die  heimische  Zucht  einen  genügenden  Schutz  vor 
der  Konkurrenz  des  Zollauslandes  und  vor  der  noch  schlimmeren 
Ungarns  genießt.  Die  österreichische  Viehausfuhr  nach  Deutschland 
wird  ja  immer  mehr  in  Frage  gestellt,  und  Österreich  strebt  daher 
vom  allgemein  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  im  Interesse  seiner 
wirtschaftlichen  Selbständigkeit  danach,  die  Hebung  der  heimischen 
Viehzucht  durch  die  Erschwerung  des  ausländischen  Wettbewerbs 
zu  ermöglichen.  Sicherlich  dürfte  der  ungarische  Viehbestand  seit 
1900  eine  weitere  wesentliche  Vermehrung  erfahren  haben,  und  sein 
heutiger  Gesamtwert  dürfte  mit  2,25  Milliarden  K  nicht  zu  hoch 
bewertet  sein.  Es  bildet  daher  der  Viehbestand  einen  wesentlichen 
Teil  des  ungarischen  Nationalvermögens,  und  es  muß  als  verfehlt 
betrachtet  werden,  wenn  man  glaubt,  daß  die  durch  eine  wirtschaft- 
liche Trennung  unausbleiblich  eintretende  Entwertung  des  ungarischen 
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Getreides  und  Viehes  durch  eine  erst  neu  zu  schafiFende  Industrie 
nur  halbwegs  wett  gemacht  werden  köiinte. 

Was  zunächst  die  Pferdeausfuhr  Ungarns  anbelangt,  so  er- 
scheint allerdings  sein  Interesse  am  österreichischen  Markt  niclit  so 
schwerwiegend,  wenn  man  die  Verteilung  der  ungarischen  Pferde- 
ausfuhr auf  die  verschiedenen  Länder  betrachtet  und  speziell  den 
Export  nach  Österreich,  der  eher  eine  fallende  Tendenz  hat.  Aber 
dennoch  hat  der  ungehinderte  Absatz  auf  dem  österreichischen 
Markt  einen  hohen  Wert  für  Ungarn,  und  dann  auch  kommt  hier 
vor  allem  die  freie  Durchfuhr  durch  Österreich  nach  den  nördlichen 
und  westlichen  Absatzgebieten  in  Betracht,  insbesondere  nach 
Deutschland,  das  in  zunehmendem  Maße  Pferde  aus  Ungarn  im- 
portiert. Jede  Erschwerung  der  Pferdeausfuhr  nach  dem  Auslande 
muß  aber  natürlich  die  Bedeutung  Österreichs  für  Ungarn  nur  erhöhen. 
Schließlich  macht  die  Pferdezucht  auch  in  den  Balkanstaaten  stetig 
Fortschritte,  und  dies  Moment  wird  naturgemäß  für  Ungarn  in  der- 
selben Richtung  wirken  wie  jede  Ausfuhrerschwerung  seitens  des 
Auslandes. 

Weiter  hat  Ungarn  zweifellos  das  allergrößte  Interese  daran, 
daß  seinem  Schlachtvieh export,  dessen  Wert  fast  200  Mill.  K  er- 
reicht und  nach  Quantität  und  Wert  ständig  gestiegen  ist,  auch  in 
der  Zukunft  das  gemeinsame  Wirtschaftsgebiet  erhalten  bleibt.  Nicht 
nur  kann  ungarisches  Vieh  frei  nach  Österreich  eingeführt  werden, 
sondern  es  genießt  auch  dieselbe  veterinärpolizeiliche  Behandlung 
wie  das  heimische  Vieh  Österreichs.  Die  ungarischen  Transporte 
von  Vieh,  tierischen  Produkten  usw.  von  Ungarn  nach  Österreich 
und  umgekehrt  unterliegen  keinen  anderen  Erschwernissen,  als  die 
im  Interesse  der  Gesundheit  des  Viehes  erlassenen  veterinärpolizei- 
lichen Bestimmungen  des  einzelnen  Staates  vorschreiben.  Das  bedeutet 
eine  Gleichstellung  Ungarns  mit  Österreich  und  damit  ganz  unzweifel- 
haft eine  wesentliche  Begünstigung  des  ersteren  Staates,  da  Öster- 
reich eine  strengere  Veterinärkontrolle  ausübt.  Es  wird  daher  gegen 
diese,  auch  im  neuen  Ausgleich  im  wesentlichen  aufgenommenen 
Bestimmungen  seitens  der  österreichischen  Landwirte  energisch  an- 
gekämpft, und  das  um  so  mehr,  als  ja  Österreichs  Viehverkehr  im 
Wert  von  2  —  4  Mill.  K  gegen  Ungarn  ganz  verschwindet.  Das 
gemeinsame  Zollgebiet  sichert  für  Ungarn  die  Durchfuhr  von  Vieh 
und  Fleisch  durch  Österreich  nach  den  nördlichen  und  west- 
lichen Absatzgebieten.  Die  Bedeutung  des  freien  österreichischen 
Absatzgebietes  muß  sich  für  Ungarn  erhöhen  in  dem  Maße,  als 
Ungarns  Viehexport  nach  andern  Ländern  mehr  und  mehr  be- 
hindert wird. 
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Wie  das  ungarische  Getreide  in  zunehmendem  Grade  von  den 
Auslandsmärkten  verdrängt  Avorden  ist,  so  dürfte  es  aber  auch  für 
das  ungarische  Vieh  außerordentlich  schwer  sein,  an  Stelle  des  öster- 
reichischen Marktes  neue  tremde  Absatzmärkte  zu  erobern.  Ja,  für 
das  Vieh  dürften  in  dieser  Hinsicht  die  Verhältnisse  noch  viel  un- 
günstiger liegen  als  für  das  Getreide.  Einerseits  streben  die  einzelnen 
Länder,  besonders  auch  Deutschland,  mehr  und  mehr  danach,  ihren 
Fleischbedarf  durch  Eigenproduktion  zu  decken,  und  dann  auch 
wird  Ungarn  anderseits  von  den  deutschen  Landwirten  infolge 
seiner  weniger,  günstigen  Veterinären  Verhältnisse  nicht  mit  Unrecht 
mit  den  Balkanstaaten  in  eine  Parallele  gestellt,  und  dieses  hoch- 
wichtige Veterinäre  Moment  würde  Ungarn  die  Erwerbung  neuer 
Absatzmärkte  für  sein  Vieh  sehr  erschweren,  Avenn  nicht  ganz  un- 
möglich machen. 

Ja,  wir  dürfen  weiter  sagen,  daß  das  für  die  österreichisch- 
ungarische Monarchie  günstige  Viehseuchenübereinkommen  mit  dem 
Deutschen  Reiche  für  Ungarn  allein  wohl  kaum  getroffen  worden 
wäre.  Nur  im  Verbände  mit  Österreich  genießt  Ungarn  die  Vorteile 
dieses  Übereinkommens,  und  die  deutschen  Landwirte  haben  sich 
seinerzeit  bei  der  Beratung  dieses  Übereinkommens  gerade  heftig 
gesträubt,  dem  ungarischen  Staate  mit  seinen  weniger  scharf  geregelten 
veterinärpolizeilichen  Verhältnissen  derartige  Begünstigungen  zu- 
zugestehen. Aber  das  Übereinkommen  wurde  Tatsache,  weil  eben 
das  gemeinsame  Zollgebiet  hinter  den  Beratungen  stand.  In  diesem 
Zusammenhange  muß  auch  ganz  besonders  daraufhingewiesen  werden, 
daß  die  wirtschaftliche  Entwicklung  unserer  Zeit  unverkennbar  die 
Tendenz  zur  Bildung  großer  Wirtschaftsgebiete  an  sich  trägt,  weil 
eben  die  Erkenntnis  von  der  in  der  Größe  des  Wirtschaftsgebietes 
liegenden  Macht  immer  mehr  an  Boden  gewonnen  hat.  Daraus 
ergibt  sich  für  kleinere  Staaten  die  unbedingte  Notwendigkeit,  sich 
vor  der  Geltendmachung  ihrer  Exportinteressen  im  Wege  eines  Zoll- 
krieges oder  ähnlicher  Repressalien  möglichst  zu  hüten,  da  für  sie 
der  Erfolg  hier  ganz  besonders  unsicher  ist. 

Wenn  wir  z.  B.  die  in  Deutschland  erlassenen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen für  die  Vieheinfuhr  aus  dem  Auslande  kurz  näher 
betrachten,  so  erkennen  wir  ohne  Aveiteres  die  Bedeutung  größerer 
einheitlicher  Wirtschaftsgebiete.  Wir  wollen  Österreich-Ungarn  die 
beiden  kleineren  Staaten,  die  Niederlande  und  Belgien,  gegenüber- 
stellen. Für  alle  drei  Länder  besteht  ein  Einfuhrverbot  für  Wieder- 
käuer und  Schweine  in  den  meisten  deutschen  Staaten.  Österreich- 
Ungarn  genießt  aber  auf  Grund  seines  besonderen  Viehseuchen- 
übereinkommens mit  dem  Deutschen  Reiche  noch  eine  Reihe  Avertvoller 


—    89    - 

Begünstigungen;  so  läßt  das  oben  erwähnte  Einfuhrverbot  noch  die 
folgenden  Ausnahmen  zu.  Schlaehtrinder  und  Schlachtschafe  dürfen 
zur  alsbaldigen  Abschlachtung  in  eine  große  Anzahl  namentlich  auf- 
geführter Schlachthäuser  in  den  verschiedenen  Bundesstaaten  ein- 
geführt werden.  Ferner  dürfen  zu  alsbaldiger  Abschlachtung  in  den 
Schlachthäusern  zu  Rosenheim,  Passau  und  Bodenbach  aus  Österreich 
und  Ungarn  jährlich  bis  zu  80  000  Stück  Schweine  eingelassen 
werden  unter  gewissen  veterinärpolizeilichen  Kautelen.  Schließlich 
dürfen  Nutz-  und  Zuchtrinder,  die  aus  österreichischen  Grenzgebiets- 
teilen stammen,  von  Landwirten  bayrischer,  sächsischer  und  württem- 
bergischer Grenzgebietsteile  zur  Verwendung  im  eigenen  Wirtschafts- 
betrieb mit  behördlicher  Erlaubnis  unter  bestimmten  seuchenpolizei- 
lichen Vorsichtsmaßregeln  eingeführt  werden.  Derartige  Ausnahme- 
begünstigungen bestehen  weder  für  die  Niederlande  noch  für  Belgien. 
Erwähnung  verdient  in  diesem  Zusammenhang  noch  besonders,  daß 
auch  für  Rußland  die  Ein-  und  Durchfuhr  von  lebendem  Rindvieh, 
von  lebenden  Schafen  und  frischem  Schaffleisch  sowie  von  lebenden 
Schweinen  (mit  einigen  Ausnahmen)  vollständig  verboten  ist,  und 
daß  ferner  für  die  Hinterländer  von  Österreich-Ungarn  (Rumänien, 
Serbien,  Bulgarien,  die  Türkei  usw.)  ein  absolutes  Ein-  und  Durch- 
fuhrverbot von  lebendem  Rindvieh  sowie  von  frischem  Fleisch  von 
Rindvieh,  Schafen  und  Ziegen,  ferner  von  Schafen  und  Ziegen, 
lebenden  Schweinen  usw.  besteht. 

Verboten  ist  für  solche  Länder  schließlich  auch  die  Einfuhr 
von  SchAveinefleisch,  jedoch  mit  Ausnahme  solchen  Schweinefleisches, 
das  als  „zubereitet"  im  Sinne  des  §  12  des  Reichsgesetzes  betreffend 
die  Schlachtvieh-  und  Fleischbeschau  vom  3.  Juni  1900  und  der  dazu 
erlassenen  Ausführungsbestimmungen  anzusehen  ist.  Und  das  sind 
diejenigen  Länder,  mit  denen  die  deutschen  Landwirte,  nicht  ganz 
mit  Unrecht,  Ungarn  hinsichtlich  seiner  Veterinären  Verhältnisse  in 
eine  Reihe  gestellt  haben.  Man  wird  wohl  annehmen  dürfen,  daß 
es  Ungarn  allein  nicht  gelungen  wäre,  für  sich  eine  wesentlich 
günstigere  Behandlung  zu  sichern,  als  sie  den  oben  genannten  Ländern 
seitens  Deutschlands  zuteil  geworden  ist.  Weiter  ist  schließlich  auch 
im  Verhältnis  zu  Deutschland  das  Ausmaß  in  der  Herabminderung 
der  deutschen  Viehzölle  auf  den  Einfluß  des  großen  gemeinsamen 
Zollgebiets  zurückzuführen.  Daß  die  hieraus  erwachsenden  Vorteile 
in  erster  Linie  Ungarn  zu  gute  kommen,  geht  aus  unseren  bisherigen 
Ausführungen  hervor. 

Auf  der  anderen  Seite  ist  es  auch  für  Ungarn  viel  vorteilhafter, 
die  Regelung  der  Vieh-  und  Fleischeinfuhr  aus  dem  Ausland  gemein- 
sam   mit  Österreich    vorzunehmen,  als  hier  selbständig  vorzugehen. 
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Die  Verhältnisse  liegen  hier  allerdings  etwas  anders  wie  beim  Ge- 
treide. Im  Gegensatz  zu  der  bei  diesem  schon  eingetretenen  Welt- 
handelsbewegnng  richtet  sich  die  Abwehr  beim  Vieh  heute  noch  nicht 
in  dem  Maße  gegen  die  preisdrückende  Wirkung  von  Massenimporten 
aus  überseeischen  Staaten,  sondern  gegen  die  Konkurrenz  kontinen- 
taler Nachbarstaaten  mit  geringeren  Produktionskosten  in  Viehzucht 
und  Viehautzucht,  namentlich  gegen  Rußland  und  die  Balkanstaaten, 
insbesondere  Serbien,  dann  in  neuerer  Zeit  auch  gegen  Italien.  Zu- 
nehmende Bedeutung  gewinnt  aber  auch  die  Abwehr  gegen  die 
Überseegebiete,  da  mit  der  unaufhörlichen  Vervollkommnung  der 
technischen  Transportmittel,  Einrichtung  von  Kühlwagen,  Kühlschiffen 
usw.,  auch  die  überseeische  Vieh-v  und  Fleischproduktion  immer 
konkurrenzfähiger  auch  auf  den  Märkten  der  alten  Kulturstaaten 
Avird.  Es  ist  einleuchtend,  daß  in  dem  Schutzbedürfnis  gegen  diese 
ausländischen  Konkurrenten  Österreich  und  Ungarn,  deren  Viehzüchter 
unter  verwandten  Produktionsbedingungen  arbeiten,  solidarisch  sind, 
daß  sie  aber  auch  ferner  ihre  Solidarität  am  besten  und  sichersten 
im  Verbände  der  Zollgemeinsamkeit  wahren.  Kurz  erwähnt  werden 
mag  an  dieser  Stelle  noch,  daß  die  österreichisch -ungarischen  Zoll- 
sätze auch  auf  dem  Gebiete  der  Viehzucht  eine  ähnliche  Abhängig- 
keit von  den  deutschen  Tarifsätzen  erkennen  lassen,  Avie  es  schon 
für  Getreide  erwähnt  wurde.  Ein  teilweises  Zurückstauen  des  bisher 
•auf  den  deutschen  Markt  gebrachten  Viehes  auf  den  österreichisch- 
ungarischen Markt  würde  sich  natürlich  doppelt  nachteilig  erweisen, 
w^enn  dazu  noch  die  Möglichkeit  einer  leichten  Vieheinfuhr  aus  dritten 
Ländern  gegeben  wäre. 

Die  handelspolitische  Behandlung  der  Schlachtvieheinfuhr  hat 
auch  ihre  bestimmten  Konsequenzen  für  Fleisch  und  Fleischwaren, 
Schweinefett  und  Speck.  Was  zunächst  die  beiden  letzteren  Posi- 
tionen anbelangt,  so  bedeuten  die  Vereinigten  Staaten  gleichmäßig 
für  Österreich  und  Ungarn  eine  ernste  Gefahr,  in  deren  Abwehr 
beide  Länder  solidarisch  sind.  Ungarn  wird  hier  im  gemeinsamen 
Zollverband  um  so  eher  seinen  Schutz  finden,  als  Österreich  in  den 
beiden  genannten  Positionen  Importstaat  ist,  während  Ungarn  selbst 
als  Exportstaat  figuriert.  Für  Ungarn  kommt  nun  aber  hinzu,  daß 
es  einen  erheblichen  Export  gerade  nach  Österreich  hat,  und  daß 
dieser  Export  eine  konstante  Tendenz  zum  Ansteigen  zeigt.  So  hat 
das  österreichische'  Fleischergewerbe  und  mittelbar  die  österreichische 
Landwirtschaft  zweifellos  ein  Interesse  an  einem  Zollschutz  gegen 
Ungarn,  dessen  Verwirklichung  für  dieses  aber  einen  harten  Schlag 
bedeuten  würde.  Es  betrug  im  Durchschnitt  des  Zeitraumes  1901/05 
die  Mehreinfuhr  Österreichs  aus  Ungarn  an  den  genannten  Waren: 
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79369  dz  frisches  Fleisch    ....     im  Werte  von     7,3  Mill.  K. 
4800    -    zubereitetes  Fleisch      .     .      -  -  -        1,3     -        - 

17500    -    Fleisch wurst -  -  -       3,5     - 

50000    -    Speck       ........  -  -       5,4     - 

•20231    -    Schweinefett -  -  -     10,4     - 

Noch  ein  paar  Worte  über  die  Butterproduktiou.  Das  gemein- 
same Zollgebiet  hat  eine  bedeutende  Butterausfuhr,  deren  Schwer- 
punkt besonders  in  Deutschland,  zum  Teil  aber  auch  in  England 
liegt.  In  erster  Linie  kommt  Österreich  als  Exportstaat  in  Betracht, 
aber  Ungarns  Export  ist  sehr  steigerungsfähig  und  auch  steigerungs- 
bedürftig. Die  Bemühungen  Ungarns  auf  dem  Gebiete  der  Milch- 
itnd  Butterproduktion  haben  schon  unleugbare  Erfolge  gehabt,  und 
es  ist  für  diese  ganze  Entwicklung  von  höchstem  Werte,  daß  Ungarn 
in  seiner  zollpolitischen  Gemeinsamkeit  mit  Österreich  eine  tarifarisch 
vorteilhafte  Stellung  gesichert  ist,  um  so  mehr,  als  der  Konkurrenz- 
kampf auf  dem  Weltbuttermarkt  ununterbrochen  an  Schärfe  zunimmt. 
Dänemark,  Kanada,  die  Niederlande,  Sibirien,  Australien  sind  eben 
so  viele  als  gefürchteto  ernste  Konkurrenten.  Auf  der  andern  Seite 
wird  das  Schutzbedürfnis  im  eigenen  Lande  gegen  das  Ausland 
immer  dringender,  da  der  Import  schon  seit  Jahren  sich  in  auf- 
steigender Linie  hält.  Wiederum  ist  zu  konstatieren,  daß  die  öster- 
reichischen Butterproduzenten  aus  einem  Schutzzoll  gegen  Ungarn 
zweifellose  Vorteile  ziehen  würden,  besonders  wenn  in  der  Zukunft 
die  Buttereinfuhr  aus  Ungarn  sich,  was  zu  erwarten  steht,  erheblich 
steigern  wird.  Also  auch  hier  günstige  Position  Ungarns  im  engen 
Zollverband  mit  Österreich!  Erwähnen  wir  schließlich  noch,  daß  Öster- 
reich auch  gegenüber  der  ungarischen  Geflügeleinfuhr,  die  dem  Werte 
nach  stetig  gestiegen  ist,  ein  entscJiiedenes  schutzzöllnerisches 
Interesse  hat. 

So  dürfen  wir  sagen,  daß  Ungarns  Avirtschaftliches  Wohlergehen 
wenigstens  vorläufig  innig  mit  der  Erhaltung  des  österreichischen 
Marktes  zusammenhängt,  80  Proz.  seiner  Rohausfuhr  im  Werte  von 
600  Mill.  K  gehen  nach  Österreich,  eine  Ziffer,  die  eine  eindringliche 
Sprache  redet  und  die  ungeheure  Wichtigkeit  des  österreichischen 
Marktes  für  Ungarns  Landwirtschaft  predigt.  Und  die  Tatsache, 
daß  die  ungarische  Landwirtschaft  in  Österreich  den  größten  Absatz- 
markt ihrer  überschüssigen  Produkte  hat,  wird  auch  noch  auf  lange 
Zeit  hinaus  von  ihrer  Bedeutung. nichts  verlieren. 

Der  Vorteil,  den  die  ungarische  Landwirtschaft  in  dem  freien 
österreichischen  Absatzmarkte  besitzt,  würde  bei  einer  Trennung 
Ungarns  von  Österreich  verloren  gehen,  jedenfalls  wäre  es  eine  große 


-    92     - 

wirtschaftliche  Leistung,  wenn  Ungarns  landwirtschaftlicher  Über- 
schuß nicht  auf  Österreich  angewiesen  bliebe.  Dies  könnte  aber 
nur  auf  dreierlei  Weise  erreicht  werden.  Entweder  steigert  sich  der 
Konsum  Ungarns  derart,  daß  zur  Ausfuhr  kein  landwirtschaftliches 
Produkt  übrig  bleibt,  oder  es  verändern  sich  die  Produktionsverhält- 
nisse derart,  daß  das  in  erster  Reihe  maßgebende  Getreide  anderen 
Produkten  Platz  macht,  die  auf  anderen  Absatzmärkten  leicht  ver- 
wertet werden  können;  oder  aber  es  werden  Mittel  und  Wege  ge- 
funden, um  dem  ungarischen  Überfluß  in  anderen  Ländern  ständigen 
Absatz  zu  sichern.  Diese  drei  Möglichkeiten,  einzeln  oder  auch 
kombiniert,  müssen  verwirklicht  werden,  wenn  Ungarns  Landwirt- 
schaft ihren  sicheren  Absatzmarkt  in  Österreich  verlassen  soll. 
Leider  sind  für  die  nächste  Zukunft  in  dieser  Hinsicht  sehr  geringe 
Aussichten  eröffnet.  Was  zunächst  die  an  dritter  Stelle  genannte 
Möglichkeit,  neue  Absatzmärkte  zu  suchen,  angeht,  so  haben  wir  ja 
schon  gesehen,  was  es  damit  auf  sich  hat.  Neue  Absatzmärkte  sind 
nicht  in  Aussicht,  wohl  aber  drohen  neue  Konkurrenten  noch  die 
bisherigen  spärlichen  Auslandsmärkte  wegzunehmen.  Alles,  was  zur 
Besserung  der  Verkehrspolitik  von  Seite  des  Staates  geschieht,  wird 
für  die  Ausfuhr  der  ungarischen  Produkte  ins  Ausland  vorteilliaft 
sein,  aber  den  Ersatz  für  den  österreichischen  Markt  erreicht  Ungarn 
selbst  dann  nicht,  wenn  die  Eisenbahnen  umsonst  seine  Produkte  in 
das  Ausland  führen.' 

Was  die  Veränderung  der  Produktionsverhältnisse  anbelangt, 
so  kann  an  eine  solche  nach  der  ganzen  Art  der  natürlichen  und 
wirtschaftlichen  Produktionsfaktoren  Ungarns  wohl  ernstlich  nicht 
gedacht  werden.  Ebenso  wie  der  Getreidebau  stets  das  Rückgrat 
der  deutschen  Landwirtschaft  bleiben  muß,  so  wird  auch  der  un- 
garische Getreidebau  von  seiner  heutigen  Bedeutung  als  hervor- 
ragendster Betriebszweig  der  heimischen  Landwirtschaft  wesentlich 
nichts  einbüßen  können. 

Der  Konsum  Ungarns  schließlich  steigt  wohl  langsam,  aber  es 
ist  doch  unmöglich,  daß  er  in  solchen  Dimensionen  wachsen  könnte, 
daß  z.  B.  nach  10  Jahren  Ungarn  um  fünf  Millionen  Meterzentner 
Weizen  mehr  konsumiere  als  heute.  Weder  die  Seelenzahl  noch 
die  Konsumtionskraft  der  Bevölkerung  kann  sich  in  so  kurzer  Zeit 
derart  steigern,  daß  die  landwirtschaftliche  Produktion  durch  den 
inneren  Konsum  verzehrt  werde. 

Bei  der  Betrachtung  der  ganzen  Frage  darf  man  auch  nicht 
übersehen,  daß  die  ungarische  Landwirtschaft  sich  bedeutend  aus- 
gedehnt und  erheblich  intensiver  geworden  ist  und  heute  viel  mehr 
Produkte  erzeugt  und  zu  verwerten  hat  als  in  einer  früheren  Zeit. 


—    9?>    — 

Nur  wenige  Ziffern  mögen  die  stark  gestiegene  Intensität  der 
ungarischen  Landwirtschaft  veranschaulichen. 

Es  betrug  die  landwirtschaftlich  benutzte  Fläche  in  Ungarn 
(außer  Kroatien  und  Slavönien)^) 

Jalir  ha 

1870 9  931736 

1875 10  727  770 

1880 11598  729 

1885 11  688  652 

1890 11811472 

1895 12  113  541 

1900 12  138  597 

Also  in  30  Jahren  hat  die  landwirtschaftlich  benutzte  Fläche 
um  22  Proz.  zugenommen. 

Noch  klarer  tritt  die  Intensitätssteigerung  hervor,  Avenn  man 
das  Ackerland  in  Beziehung  zur  Brachfläche  setzt. 


Jahr 

Ackerland 

Brache 

Brache  in  Proz. 

ha 

ha 

des 

Ackerlandes 

1871 

7  717  627 

2  297  108 

22,93 

1875 

8  476  040 

2  251  730 

19,99 

1880 

9  426  310 

2  172  389 

18,73 

1885 

9  G36  967 

2  051  685 

17,55 

1890 

9  876  376 

1  035  102 

16,38 

1895 

10192  310 

1  724  517 

14,23 

1900 

10  819  641 

1  318  956 

10,86 

Während  also  im  Laufe  des  30  jährigen  Zeitraumes  die  land- 
wirtschaftlich benutzte  Fläche  um  22  Proz.  gestiegen  ist,  hat  sich 
das  Ackerland  um  40  Proz.  vermehrt.  Während  ferner  die  Brache 
im  Jahre  1871  22,93  Proz.  des  Ackerlandes  (Yj)  ausmachte,  ist  ihr 
Anteil  hieran  im  Jahre  1900  auf  10,86  Proz.  (7io)  gesunken. 

Einen  guten  Ausdruck  für  die  gestiegene  Intensität  gibt  auch 
der  Umfang  der  mit  den  wichtigsten  Bodengewächsen  bestellten 
Flächen. 


')  Diese  wie  die  folgenden   statistischen  Angaben   sind    insbesondere    dem 
mehrfach  zitierten  Werk  von  Matlekovits  entnommen.     Siehe  S.  6  ff. 
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Zeitraum 

ha 

Mais 

ha 

Roggen 
ha 

Gerste 

ha 

Hafer 

lia 

Kartoftelti 

lia 

1870-1874 

2  069197 

1  499  951 

1  245  118 

1  003  255 

881  759 

360  454 

1875—1879 

2  405  885 

1  81 1  038 

1  239  839 

1070119 

948  215 

418  132 

1880-1884 

2  569  156 

1  847  175 

1093  018 

991  875 

965  524 

384  790 

1885-1889 

2  792  435 

1  884  031 

1113  177 

1  040  035 

1016  413 

427  352 

1890—1894 

3  107  348 

2  020  S12 

1  112  017 

991  891 

1039110 

447  490 

1895  - 1899 

3  066  033 

2  092  910 

1  035  305 

975118 

995  305 

452  723 

1900 

3  295  145 

2  217  341 

1  030  651 

981  381 

1  005  713 

508  337 

1901       , 

3  317  105 

2  198  515 

1  047  782 

982  220 

1012  516 

506  051 

1902 

3  333  986 

2  165  873 

1  050  119 

984  959 

1  020  528 

505  701 

1903 

3  444  724 

2  267  567 

1  051  672 

1  023  096  1  1  039  209 

1 

537  393 

Die  Zunahme  des  Areals  betragt  für  Weizen  66,  Mais  51, 
Gerste  18,  Kartoffeln  49  Proz.  Bei  Hafer  ist  das  Areal  stationär 
geblieben,  während  die  Roggenfläche  nra  16  Proz.  abnahm.  Trotz- 
dem aber  zeigt  der  Ernteertrag  auch  hier  eine  Zunahme. 

Von  Interesse  sind  auch  die  folgenden  Ziffern  über  den  An- 
bau der  nachstehend  aufgeführten  Anbaugewächse. 


Zeitraum 

Luzerne- 
Klee 

AVicken- 
gemenge 

Futter- 
rüben 

Zucker- 
rüben 

Hanf 

Tabak 

Lein 

1870—1874 

119  847 

132  764 

43  878 

19  038 

59  780 

45  261 

7  374 

1875—1879 

165  009 

127  691 

54  008 

24  665 

61460 

65  667 

7  874 

1880-1884 

184  884 

174  925 

63  629 

35  097 

67  450 

60195 

11192 

1885-1889 

246  454 

226  783 

102  036 

40  201 

71  107 

53  381 

11  547 

1890-1894 

29S  336 

269  588 

132  913 

75  886 

68  487 

41  086 

12  550 

1895-1899 

438  038 

374  561 

152  380 

73  752 

55  287 

34  576 

11071 

1900 

430  482 

377  199 

155  777 

90  443 

55  576 

39  469 

8  770 

1901 

430  518 

377154 

156  165 

91756 

54  047 

39  359 

8  853 

1902 

430  515 

377  261 

155  912 

91763 

55  231 

39  742 

8  876 

1903 

476  419 

396  934 

169  175 

88  106 

58  348 

42  313 

13  078 

Die  größte  Fiächenzunalime  ist  hier  bei  den  Kübenarten  zu 
verzeichnen.  Das  mit  Zuckerrüben  bestellte  Areal  hat  um  363  Proz., 
dasjenige  der  Futterrüben  um  iS«!  Proz.  zugenommen.  Das  Luzerne- 
areal hat  sich  fast  ebenso  stark  ausgedehnt. 

In  Prozent  der  bebauten  Fläche  nehmen  ein: 


Zeitraum 


Weizen      Mais    'Roggen    Hafer  |  Gerste 


Kar- 
toffeln 


Klee 


Wicken 


Futter-   Zucker- 
rüben     rüben 


1870—1874 
1875-1879 
1880-1884 
1885-1889 
189U-1894 
1895—1899 

1900 

1901 

1902 

1903 


25,81 
27,13 
28,72 
29,60 
31,01 
30,50 
31.06 
31.19 
31.42 
31.24 


18,76 
20,42 
20,73 
19,97 
20,17 
20,82 
20,91 
20,67 
20,36 
20,57 


15,55 

13,98 

12,26 

11,80 

11,10 

10,30 

9,71 

9,85 

9.88 

9,54 


12,55 

12,07 

11,12 

11,04 

9,90 

9,48 

9,25 

9.24 

9,26 

9,28 


11,03 

4,51 

1,50 

1,66 

0,33 

10,69 

4,72 

1,80 

1,44 

0,61 

10,83 

4,32 

2,07 

1,96 

0,77 

10,73 

4,53 

2,61 

2,40 

1,08 

10.37 

4,46 

2,93 

3,56 

1,33 

9,90 

4,50 

4,36 

3,73 

1,52 

9.48 

4,79 

4,06 

3,56 

1,47 

9,52 

4,76 

4,05 

3,55 

1,47 

9,59 

4,75 

4,05 

3,55 

1,47 

9,42 

4,88 

4,32 

3,60 

1,54 

0,24 
0,28 
0,39 
0.43 
0.76 
0,73 
0,86 
0,85 
0,86 
0,86 
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Zoi  träum 

Hanf 

Tabak 

Lein 

1870-74 

0,75 

0,57 

0,10 

1875-7'.) 

0,69 

0,74 

0,09 

1880-84 

0.76 

0,68 

0,13 

1885-89 

0,76 

0,51 

0.12 

1890-94 

0,68 

0.41 

0,12 

1895-99 

0,55 

0,34 

0,11 

1900 

0,52 

0,37 

0,08 

1901 

0,51 

0,37 

0,08 

1902 

0,52 

0,37 

0,08 

1903 

0,53 

0,38 

0,12 

Von  besonderem  Wert  für  den  Nachweis  der  gestiegenen 
Intensität  der  ungarischen  Bodenkultur  sind  die  beiden  nachstehenden 
Tabellen   über  Getreideerträge    pro   Flächeneinheit    einst   und  jetzt. 


Winterweizeu 

Winterroggen 

Sommergerste 

Zeitraum 

=    ts 

1  ^ 

S    bfl 

t;   CS 

CS    bfl 

C     CS 

2    b« 
G    CS 

1  ^ 

2   2? 

i  b« 

a   CS 

S     b/3 

•3  h 

—    i. 

2    ^ 

^     •„ 

*  ^ 

^  ti 

c   U 

'■i.  X. 

i—    t- 

i;    i) 

-     <D 

u:  ^ 

~  5J 

-;      O 

%  " 

•ö    ^i' 

f^ 

f!^ 

•^ 

f^ 

= 

•^ 

- 

^ 

2 

1870-74 

6,59 

11,92 

8,78 

4,92 

11,79 

9,32 

11,07 

14,20 

12.86 

1875—79 

7,54 

15,65 

10,14 

7,09 

14,00 

9,67 

8.33 

16,92 

12,02 

1880-84 

11,61 

18.92 

13,87 

11,22 

16.36 

13,33 

11,95 

19,34 

15,62 

1890—94 

15,72 

17,81 

16,42 

12,74 

17,36 

15,63 

17,34 

18,71 

18,68 

1895-99 

10,42 

18,65 

15,68 

12.04 

16.34 

14,90 

14,77 

19,98 

18,31 

1900—03 

13,29 

18,24 

15,92 

13,17 

16,73 

15,07 

16,23 

20,42 

18,59 

Hafer 

Mais 

Kartoffeln 

Zeitraum 

1  i 

rt    zr. 

£    '^ 

1  ^ 

5    b/j 

S     CS 

'^    h/1 

£  « 

S  b« 
•r    <s 

•3  ii 

^     u 

5^  i 

c  "C    !    '■^  X    '    2  r 

c  X. 

S  ^ 

—       in 

i5  "C 

2-  u 

■^              i      '^             1       3 

%    o 

.   . 

3 

^  " 

•3  0 

3 

;  ^ 

d 

0 

1870-74 

12,14     14,79     13,76 

4,74 

14,68 

9,58 

23.74 

43.09     33,11 

1875-79 

9.95     18,36     13,18 

10,86 

19,14 

14,32 

37,78 

69.63     46,08 

1880-84 

17,63     23,82    20,27 

16,07 

20,01 

17,71 

80,07 

110,72     93,76 

1885-89 

15,11     20.73     18.37 

14.21 

20,50 

17,40 

77.16 

92,01     85,03 

1890-94 

18,90     25,23     22,69 

12.20 

25,56 

19,37 

68,64 

102,84.   83,73 

1895-99 

19,49     26,76     24,35 

18,06 

23,49 

20,59 

79,32 

114,36  107,30 

1900-03 

22.01     26,69     24,66 

16,68 

20,69 

19,31 

107,28 

124,60 

117,40 

Trotzdem  aber  die  ungarische  Bodenproduktion  sonach  in  den 
letzten  Dezennien  eine  sehr  bedeutende  Steigerung  erfahren  hat,  und 


-    96    — 

ihre  Produkte  noch  vor  einigen  Jahrzehnten  die  Märkte  Älitteleuropas 
beherrschten,  spielen  sie  heute  eine,  wenn  auch  noch  nicht  unerheb- 
liche, so  doch  in  stetiger  Abnahme  begriffene  Rolle,  wie  wh'  schon 
an  anderer  Stelle  sahen. 

Werfen  wir  nun  noch  kurz  einen  Blick  auf  die  stete  Intensi- 
vierung der  ungarischen  Viehzucht. 

In  der  folgenden  Tabelle  sind  die  Ergebnisse  der  seit  1857  bis 
1895  vorgenommenen  5  Viehzählungen  zusammengestellt. 


Jahr 

Rinder             Pferde 

Maultiere           ^  ^   , 
und  Esel    !       ^''^^^ 

Schweine 

Ziegen 

Stü  ck 

1857 

1870 
1880 
1884 
1895 

5  646  954     2  095  055 
5  279  193      2  158  819 
5  311378     2  081958 

5  592  328  ,  1966132 

6  738  257     2  282  028 

30  626       11  281  805 

33  746       15  076  997 

—            9  838 183 

24  831       11 184  159 

25  763        8 122  681 

4  565  357 

4  443  279 

5  271  830 
7  330  091 

430  973 
572  951 

369  627 
308  810 

Wenn  man  den  niedrigsten  Stand  =  100  setzt,  so  ergeben  sich 
für  die  5  Viehzählungen  Ungarns  die  folgenden  Verhältniszahlen: 


Jahr 

_,.    ,                 x.f     ,             Maultiere 
Rinder             Pferde           ^^  ^^^^ 

Schafe          Schweine 

Ziegen 

Stück 

1857 

1870 
1880 
1884 
1895 

107.0            106,6            123,3 
100.0            109.8      !       135.9 
100.6            105.9              — 
105,9            100,0            100,0 
127.6            116.1      1       103,8 

138,9 
185.6 
121,1 
137,8 
100,0 

123,0 
100,0 

118,7 
165.0 

139,6 
185,5 

119,7 
100,0 

Vom  Jahre  1857   bis  zum  Jahre  1895  ist  eine  Vermehrung  zu 
verzeichnen  bei: 


Rindvieh  von  . 
Pferden  „  . 
Schweinen  „     . 


.     1091303  Stück 

186973 
.     2704734 


eine  Verminderung  bei 

Maultieren  und  Eseln    .     .     .  4863  Stück 

Schafen 3159124       . 

Ziegen 122163       „ 

Das    entspricht  einer  Jahresdurchschnittsvermehrung  während 
der  erwähnten  Periode  bei 
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Rindvieh  von  .     .     .     28710  Stück 
Pferden        „     .     .     .       4920      „ 
Schweinen  „     .     .     .     72756      „ 

und  einer  Verminderung  bei 

Maultieren  und  Eseln   ....         128  Stück 

Schafen 83 135       „ 

Ziegen 3215       „ 

Wenn  man  nun  die  Resultate  der  Viehzählung  von  1884  mit 
denen  von  1895  vergleicht,  so  ergibt  sich  für  diesen  Zeitraum  ein 
Jahreszuwachs  bei 

Rindern    von 104175  Stück  =  20,5  Proz. 

Pferden       „ 28718       „       =  14,2      „ 

Schweinen  „ 187115       „       =  31,9      „ 

Maultieren  und  Eseln  von    .  85       „ 

und  eine  Jahresverminderung 

bei  Schafen  von       ....     278316  Stück  =  27,3  Proz. 
und  Ziegen      ,,         ....         5529       „ 

Es  lehrt  danach  ein  Vergleich  der  ZuwachsziflFern  der  Perioden 
1857 — 1895  und  1884 — 1895,  daß  während  dieses  letzteren  Zeitraumes 
nur  eine  namhafte  Steigerung  des  Rindvieh-,  Pferde-  und  Schweine- 
bestandes stattgefunden  hat,  während  die  Zahl  der  Schafe  und  Ziegen 
weiter  erheblich  zurückging. 

Die  höhere  Intensität  der  Viehzucht  Ungarns  kommt  auch  in 
den  nachstehenden  Tabellen  über  das  mit  Klee  bestellte  Areal  zum 
Ausdruck.  

Zeitraum  ha 


1870-74 

252  611 

1875-79 

292  700 

1880-84 

359  809 

1885-89 

473  237 

1890-94 

567  924 

1895—99 

788  077 

1900-03 

828  100 

1900 

793  889 

1901 

807  382 

1902 

817  776 

1903 

873  353 

Und  schließlich  möge  es  uns  gestattet  sein,  die  gestiegene  Be- 
deutung der  ungarischen  Rindviehzucht  im  Lichte  der  Statistik  der 
Molkereigenossenschaften  nachzuweisen,  deren  Gründung  in  ihren 
Anfängen  nur  bis  zum  Jahre  1883  zurückreicht, 

w.  7 
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Jahr 

Zahl  der 
Genossen- 
schaften 

Zahl  der 
Mitglieder 

Geschäfts- 
anteile 

Ein- 
gelieferte 
Milch- 
nienge 

1000  1 

Erzeugte 
Butter- 
menge in 

lOCO  kg 

Einnahmen 

in 

ICOO  K 

1897 

2  767 

5  937 

4  790 

191 

539 

1898 

— 

10  402 

19  701 

10  531 

499 

1153 

1899 

14G 

15  183 

27  264 

22  147 

878 

2311 

1900 

246 

26  932 

46  014 

39  537 

1193 

4294 

1901 

274 

40  673 

69  507 

66  718 

1705 

6918 

1902 

452 

46  542 

80  879 

80  686 

2249 

8325 

1903 

513 

51369 

8G158 

88  687 

2640 

9547 

Ackerkultur  und  Viehzucht  haben  also  in  gleicher  Weise  eine 
starke  Zunahme  ihrer  Intensität  erfahren. 

Einen  Punkt,  der  von  den  eifrig:en  Verfechtern  des  selbständigen 
ungarischen  Zollgebietes  häufig  betont  wird,  dürfen  wir  in  unserer 
Betrachtung  nicht  übergehen.  Man  behauptet,  daß  die  wirtschaft- 
lichen Interc^ssen  der  beiden  Reichshälften  zu  verschiedenartig  seien, 
um  die  solide,  sichere  Grundlage  einer  Zollgemeinsamkeit  bilden  zu 
können,  und  daß  daher  bei  dieser  das  Interesse  der  ungarischen 
Landwirtschaft  nicht  genügend  gewahrt  würde. 

Wir  haben  schon  oben  in  einem  andern  Zusammenhang  Ge- 
legenheit gehabt,  darauf  hinzuweisen,  daß  die  Interessen  Österreichs 
und  Ungarns  auf  landwirtschaftlichem  Gebiete  vielfach  ganz  solidarisch 
sind.  Es  gilt  das  nicht  nur  für  den  Schutz  gegenüber  der  gewaltigen 
Konkurrenz  der  Überseegebiete,  sondern  auch  für  die  Abwehr  gegen- 
über den  landwirtschaftlichen  Erzeugnissen  kontinentaler  Nachbar- 
staaten. Ja,  mehr  als  das!  Wir  sahen,  daß  Österreichs  schutz- 
zöllnerisches  Interesse  zum  Teil  noch  größer  ist  als  dasjenige  Ungarns, 
weil  es  als  viel  stärkerer  Importstaat  auch  gegenüber  dem  Zoll- 
ausland erscheint,  und  daher  Ungarn  wegen  der  Wahrung  seiner 
Schutzinteressen  im  gemeinsamen  Zollverband  sicher  nichts  zu  be- 
sorgen brauche  Noch  einige  zahlenmäßige  Angaben  an  dieser  Stelle 
mögen  dartun,  daß  tatsächlich  Österreichs  Landwirtschaft  einen  hervor- 
ragend wichtigen  Faktor  repräsentiert,  und  zwar  auch  im  Vergleich 
zum  ungarischen  Nachbarstaat. 

Es  betrugt)  die  landwirtschaftlich  benutzte  Fläche  in  Ungarn 
13510794  ha,  in  Österreich  10613434  ha. 

Sie  machte  also  in  dem  gewerbetreibenden  Österreich  nur 
22  Proz.  weniger  aus  als  in  dem  agrikolen  Ungarn. 


')  von  Matlekovits,  a.  a.  0.,  S.  79  ff. 
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Ferner  wurden  im  Jahre  1903  angebaut: 


Ungarn 

ha 


Österreich 

ha 


Weizen 

Koggen 

Gerste 

Hafer 

Hirse 

Buchweizen 

Erbsen,  Bolinen,  Linsen 

Mais 

KartoEfeln 

Zuckerrübeu 

Futterrüben 

Raps 

Tabak      

Hanf 

Lein 

Luzerne,  Pferdewicken 


3  760  GG2 
1  268  268 
1  148  218 

1  129  441 

51202 

9  806 

49  309 

2  690  786 
613  616 

97  274 
175  035 
34  503 
42  881 
68  242 
20  989 
555  298 


1  052  133 

1  811  492 

1  204  985 

1  833  411 

61064 

64170 

259  859 

331  374 

1 143  569 

206  713 

129  491 

26  132 

4169 

25  813 

66  568 

953  375 


Danach  war  das  bebaute  Areal  für  die  Mehrzahl  der  Gewächse 
in  Österreich  größer  als  in  Ungarn.  Ergänzend  fügen  wir  hinzu, 
daß  die  Weinberge  in  Österreich  ein  Areal  von  242063  ha  gegen 
278211  ha  in  Ungarn  einnehmen.  Den  Forsten  ist  in  Österreich  eine 
Fläche  von   9767566  ha  zugewiesen    gegen   9017827  ha  in  Ungarn. 

Nicht  viel  anders  liegen  die  Verhältnisse  in  der  Tierzucht,  wie 
aus  einigen  oben  schon  mitgeteilten  Ziffern  erhellt. 

Wir  sehen,  es  sind  recht  gewichtige  agrikole  Interessen,  die  in 
Österreich  in  Frage  kommen,  und  das  zeigen  noch  weiter  die 
folgenden  wenigen  Angaben. 

Österreich  wendet  als  Staat  13,8,  seine  Provinzen  5,3,  zusammen 
19,1  Mill.  K  zur  Förderung  der  Landwirtschaft  auf,  Ungarn  12,1, 
Österreich  also  60  Proz.  mehr  als  Ungarn,  und  dabei  ist  Österreich 
stark  gewerbetreibend.  Österreich  verwendet  mit  seinen  Provinzen 
zusammen  14  Mill.,  Ungarn  4  Mill.  K  auf  gewerbliche  Interessen, 
Österreich  also  dreimal  soviel  als  Ungarn. 

Ja,  noch  mehr!  Aus  den  neuesten  Daten  über  die  Zahl  der  in 
der  Land-  und  Forstwirtschaft  Erwerbstätigen  geht  klar  hervor,  daß 
in  landwirtschaftlicher  Hinsicht  zwischen  den  einzelnen  öster- 
reichischen Provinzen  sogar  viel  größere  Unterschiede  bestehen  als 
zwischen  Österreich  und  Ungarn.  Das  beweisen  die  folgenden 
Ziffern. 

Es  stellte  sich  die  Zahl  der  Erwerbstätigen: 
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Dalmatien     .    .    .    . 

Gali/.ien 

liukowina.    .    .    .    . 

Istrien 

Krain 

Görz  und  Gradiska 


Landwirtschaft 
Proz. 


87,3 
83,3 
78,9 
73,6 
73,4 
72,5 


Gewerbe  und  Handel 
Proz. 


3,9 

5,8 

7,8 

10,4 

12,9 

15,8 


Also  in  diesen  österreichischen  Ländern  ist  die  Zahl  der  Ur- 
produzenten  noch  größer  als  in  Ungarn,  so  daß  dort  auch  die  Gegen- 
sätze zwischen  Rohproduktion  und  Gewerbe  noch  größer  sind  als  in 
Ungarn.  Und  jene  Länder  nehmen  von  dem  rund  300000  qkm  be- 
tragenden Territorium  Österreichs  119611  qkm  =  39,86  Proz.  des 
Gesamtterritoriums  ein,  und  von  den  26,1  Mill.  Einwohnern  Öster- 
reichs entfallen  auf  sie  9892000  Seelen  =  37,86  Proz. 

Die  anderen  österreichischen  Provinzen  sind  allerdings  stark 
gewerbetreibend;  indes  ist  auch  hier  die  Zahl  der  landwirtschaftlich 
Erwerbstätigen  zum  Teil  noch  sehr  erheblich,  wie  aus  folgendem 
hervorgeht. 

Zahl  der  Erwerbstätigen: 


Land- 

Gewerbe, 

wirtschaft 

Handel 

Proz. 

Proz. 

63,7 

16,2 

63,0 

17,4 

56,0 

21.7 

51,7 

28,2 

41,2 

39,4 

•      41,1 

36,1 

38,8 

42,5 

23,8 

39,0 

Tirol 

Steiermark  .  . 
Ober-Österreich 
Mähren  .... 
Schlesien  .  .  . 
Böhmen  .... 
Vorarlberg  .  . 
Nieder-Österreich 


Außer  den  4  letzten  ist  in  den  andern  österreichischen  Pro- 
vinzen mehr  als  die  Hälfte  der  Erwerbstätigen  in  der  Landwirt- 
schaft beschäftigt. 

Zusammenfassend  können  wir  sagen,  daß  zwischen  Österreich 
und  Ungarn  recht  starke  landwirtschaftliche  Berührungspunkte 
existieren,  und  daß  die  Behauptung,  die  bestehenden  wirtschaftlichen 
Interessengegensätze  Ungarns  und  Österreichs  erlaubten  keine  ge- 
meinsame Zollpolitik,  zu  Unrecht  geäußert  wird.  Und  dabei  muß 
wieder  berücksichtigt  werden,  daß  heute  eine  mächtige  Agrarpartei 
in  Österreich  existiert,    die    für    die    landwirtschaftlichen   Interessen 
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wirksam  und  energisch  eintritt,  und  die  Wahrung  agrarischer  Ge- 
sichtspunkte in  der  Zollpolitik  ist  für  die  österreichische  wie  un- 
garische Landwirtschaft  in  gleichem  Grade  eine  Lebensfrage.  So 
wird  also  erst  recht  auch  das  Interesse  Ungarns,  das  ja  natürlich 
vor  allem  auf  die  Agrarproduktion  gerichtet  ist,  gewahrt. 

Wenn  wir  das  Fazit  unserer  Betrachtung  ziehen,  so  kommen 
wir  zu  folgendem  Ergebnis.  Die  Erhaltung  der  Zollgeraeinsamkeit 
zwischen  Österreich  und  Ungarn  liegt  ganz  und  gar  im  Interesse 
der  ungarischen  Landwirtschaft.  Unter  der  Herrschaft  des  Zoll-  und 
Handelsbündnisses  ist  die  Intensität  der  ungarischen  Landwirtschaft 
ganz  außerordentlich  gestiegen,  und  dieser  Aufschwung  Avie  über- 
haupt die  großen  Fortschritte  der  ungarischen  Volkswirtschaft  be- 
ruhen nicht  zum  geringsten  Teile  auf  der  Wirkung  jenes  Bündnisses. 
Die  mehr  fortgeschrittenen  österreichischen  Provinzen  waren  sichere 
Käufer  Ungarns  und  brachten  Geld  ins  Land.  Das  österreichische 
Gewerbe  bildet  die  Ergänzung  der  ungarischen  Landwirtschaft.  Wir 
dürfen  sogar  sagen,  daß  die  Bedeutung  des  Zoll-  und  Handels- 
bündnisses für  die  ungarische  Landwirtschaft  heute  größer  ist  als 
ehedem.  Solange  die  ungarischen  Eohprodukte  in  dem  freien 
Verkehr  des  Weltmarktes  zu  guten  Preisen  Absatz  fanden,  konnte 
man  mit  einem  gewissen  Recht  noch  behaupten,  daß  die  Zollgemein- 
samkeit in  erster  Linie  ein  österreichisches  Interesse  sei.  Heute 
jedoch,  wo  Ungarn  den  früher  so  sicheren  Platz  auf  dem  Weltmarkt 
an  andere  Produktionsländer  hat  abtreten  müssen,  drängen  die 
vitalsten  Interessen  der  ungarischen  Landwirtschaft  auf  die  Erhaltung 
eines  Wirtschaftsgebietes,  das  mit  Hilfe  der  Schutzzölle  seine  Pro- 
duktionspreise über  das  von  dem  freien  Weltverkehr  geschaflFene 
Niveau  zu  heben  vermag.  Ein  solches  Wirtschaftsgebiet  kann  aber 
Ungarn  allein  nicht  bilden,  sondern  nur  im  Verein  mit  Österreich. 
Die  beiden  Faktoren,  einerseits  die  erhebliche  Steigerung  der  Erträge 
in  Ungarns  Landwirtschaft  und  anderseits  die  zunehmende  Ver- 
drängung Ungarns  aus  dem  Weltmarktverkehr,  lassen  gerade  für 
heute  die  Bedeutung  des  Zoll-  und  Handelsbündnisses  für  Ungarn 
doppelt  gi'oß  erscheinen. 

Leider  werden  diese  wichtigen  Gesichtspunkte  in  Ungarn  nicht 
immer  voll  und  ganz  gewürdigt.  Die  Übertragung  der  das  ungarische 
öffentliche  Leben  beherrschenden  staatsrechtlichen  Kämpfe  auf  das 
wirtschaftliche  Gebiet  führt  so  häufig  zu  einer  völligen  Verkennung 
der  tatsächlichen  Bedürfnisse  des  Landes.  Die  staatsrechtliche  Oppo- 
sition erblickt  einen  Gegensatz  zwischen  ihrem  staatsrechtlichen 
Programm  und  dem  wirtschaftlichen  Ausgleich  mit  Österreich,  und 
ein  Teil  der  ungarischen  Landwirte  schließt  sich  aus  rein  politischen 
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Rücksichten  den  Anhängern  der  Zolltrennung  an.  Und  um  dieses 
Ziel  schnell  zu  erreichen,  um  die  wirtschaftliche  Unabhängigkeit 
Ungarns  in  möglichst  kurzer  Zeit  sicher  zu  stellen,  sucht  man  die 
Entwicklung  der  Industrie  mit  allen  Mitteln  zu  fordern,  und  da  die, 
wenigstens  in  ihrer  heutigen  Form,  aus  jener  gekennzeichneten  Tendenz 
entspringende  Industriebeförderungspolitik  Ungarns  Lebensinteressen 
der  ungarischen  Landwirtschaft  anschneidet,  müssen  wir  hier  mit 
einigen  Worten  auf  sie  eingehen.  Unleugbar  schießt  die  Tendenz, 
das  Großgewerbe,  daneben  auch  das  Kleingewerbe  und  die  Haus- 
industrie i\  tout  prix  zu  fördern,  über  das  Ziel  hinaus.  Wenn  man 
auch  dem  Streben  der  maßgebenden  Faktoren  des  Staates  und  der 
interessierten  Körperschaften,  im  Interesse  der  industriellen  Förderung 
tätig  zu  sein,  Anerkennung  nicht  versagen  kann,  so  muß  doch  hervor- 
gehoben werden,  daß  die  besondere  Eigenart  der  Verhältnisse  Ungarns 
eine  besonders  intensive  Industriepolitik  nicht  rechtfertigt.  Es  liegen 
in  Ungarn  die  Verhältnisse  wesentlich  anders  als  in  den  westlichen, 
industriereichen,  zugleich  aber  auch  ackerbautreibenden  Ländern. 
Trotz  aller  bisher  gemachten  Anstrengungen  einzelner  Interessen- 
gruppen ist  das  Ungarn  von  1908  nur  ein  Ackerbaustaat  und  wird 
vorläufig  noch  ein  solcher  bleiben.  Die  Zahl  der  in  Österreich  in 
der  Land-  und  Forstwirtschaft  Tätigen  sank  von  8,47  Mill.  im  Jahre 
1890  auf  8,2  Mill.  im  Jahre  1900.  In  Ungarn  stieg  diese  Zahl  von 
5,4  auf  6,5  Mill.  Für  die  in  der  Industrie  Erwerbstätigen  stellen 
sich  die  Ziffern  für  Österreich  1890  auf  2,88,  1900  auf  3,14  Mill.,  in 
Ungarn  1890  auf  943  000,  1900  auf  1,38  Mill.  Von  der  Gesamt- 
bevölkerung gehörten  in  Österreich  im  Jahre  1890  (34,1  Proz.  der 
Land-  und  Forstwirtschaft  an,  1900  dagegen  nur  58,2  Proz.  In 
Ungarn  sank  diese  Ziffer  von  69,9- Proz.  nur  auf  68,6  Proz.  Danach 
vollzieht  sich  die  Industrialisierung  in  Österreich  in  einem  erheblich 
schnelleren  Tempo  als  in  Ungarn.  Auch  für  das  ungarische  Volks- 
leben gilt  immer  noch  die  Wahrheit  des  alten  Satzes  von  der  natür- 
lichen Entwicklung.  Die  künstliche,  treibhausähnliche  Züchtung  von 
Verfrühtem,  Unzeitgemäßem  hat  sich  noch  nie  bewährt,  und  die 
gegenwärtigen  Bestrebungen,  in  möglichst  kurzer  Zeit  ein  Groß- 
gewerbe in  Ungarn  zu  begründen,  sind  unleugbar  noch  verfrüht,  da 
die  Vorbedingungen  hierfür  fehlen.  Ungarn  ist  bei  seiner  geo- 
graphischen, nicht  gerade  bevorzugten  Lage  auf  die  Verwertung 
seiner  eigenen  Rohprodukte  angewiesen.  Wenn  es  auch  die  natür- 
liche Einfall pforte  in  den  Orient  darstellt,  so  kommt  es  doch  hierfür 
infolge  der  billigen  Tarife  der  großen  englischen  und  deutschen 
Schiffahrtsgesellschaften  nicht  recht  in  Betracht,  und  sein  einziger, 
an  der  See  gelegener  Hafen  befindet  sich   im  innersten  Winkel   der 
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Bucht  eines  Binnenmeeres.  Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen, 
daß  mit  der  Zeit  aucli  wohl  in  Ungarns  Beziehungen  zum  Balkan 
ein  \vesentlicher  Aufschwung  eintreten  wird.  Es  hebt  sich  ja  heute 
schon  von  Jahr  zu  Jahr  die  ungarische  Ausfuhr  vorzugsweise  in 
Maschinen  und  dergleichen  nach  den  Ländern  im  Südosten  unseres 
Erdteils.  Vor  der  Hand  aber  bildet  für  Ungarn  die  Produktion  von 
Rohstoffen  und  Nahrungsmitteln  und  deren  Ausfuhr  das  wichtigste 
Moment,  und  erst  in  zweiter  Linie  kommt  die  Verarbeitung  dieser 
reichlich  und  in  vorzüglicher  Qualität  erzeugten  Rohstoffe  in  Betracht. 
Ein  Hindernis  für  die  schnelle  Entwicklung  der  Industrie  liegt  ja 
auch  in  den  Arbeiterverhältnissen,  und  hier  greift  die  industrielle 
Frage  auf  das  landwirtschaftliche  Gebiet  stark  über.  Die  beiden 
Fragen  sind  im  heutigen  Ungarn  eng  miteinander  verknüpft,  und 
nicht  zum  wenigsten  ist  ihre  zweckentsprechende  Lösung  deshalb 
verzögert  und  erschwert  worden,  weil  die  eine,  gegenwärtig  noch 
verfrühte;  die  industrielle,  zum  Nachteil  der  anderen,  der  landwirt- 
schaftlichen, in  den  Vordergrund  gerückt  wurde.  Darunter  leidet 
naturgemäß  ganz  besonders  die  Landwirtschaft,  diese  wichtigste 
und  festeste  Grundlage  des  ungarischen  Staatshaushaltes,  und 
die  landwirtschaftlichen  Arbeiterverhältnisse  Ungarns  werden  von 
den  übermäßigen  industriellen  Expansionsbestrebungen  um  so 
empfindlicher  und  nachteiliger  beeinflußt,  als  die  starke  Auswan- 
derung das  platte  Land  in  unheimlichem  Maße  seiner  Arbeitskräfte 
beraubt. 

Während  vor  30  Jahren  die  Zahl  der  Auswanderer  aus  Ungarn 
jährlich  etliche  Hundert  betrug,  stellt  sich  die  Ziflfer  jetzt  auf  jährlich 
über  100000.  Ungarn  ist  heute  hinsichtlich  der  Ziffer  der  Auswanderer 
unter  den  europäischen  Staaten  an  die  dritte  Stelle  gelangt  und  wird 
nur  noch  von  England  und  Italien  übertroflfen.  Dabei  macht  aber 
die  Bevölkerungsdichte  Italiens  169,  die  Englands  126,  die  Ungarns 
aber  nur  53  Einwohner  pro  qkm  aus.  Im  Gegensatz  zu  England 
bedeutet  für  Ungarn  die  Auswanderung  nicht  die  gesunde  Ableitung 
eines  überschüssigen  Blutreichtums,  sondern  geradezu  einen  Blut- 
verlust. Die  Auswanderung  entzieht  der  Wirtschaft  notwendige, 
vielerorts  geradezu  unersetzliche  Arbeitskräfte,  wodurch  sie  besonders 
in  der  ungarischen  Landwirtschaft  ungeheure  Verheerungen  anrichtet. 
Nicht  einzelne  Individuen,  sondern  ganze  Familien  verlassen  den 
heimatlichen  Boden.  In  den  letzten  zwei  Jahrzehnten  des  vorigen 
Jahrhunderts  haben  selbst  nach  den  Ausweisen  der  amtlichen  Statistik 
nahezu  400000  Menschen  dem  ungarischen  Vaterlanii  den  Rücken 
gekehrt,  wobei  aber  die  amtliche  Statistik  höchstens  60.Proz.  der 
wirklichen  Auswandererzahl  ausweist. 
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Die  Krankheit  hat  ihren  lokalen  Charakter  längst  verloren,  das 
ganze  Land  seufzt  unter  ihrem  Banne.  Die  traurigste  Erscheinung 
ist  die,  daß  sich  das  Übel  nunmehr  auch  in  den  fruchtbaren  Ebenen 
des  ungarischen  Tieflandes,  im  Alföld,  dem  Hauptproduktionsgebiet 
des  ungarischen  Weizens,  immer  mehr  verbreitet.  Drei  Viertel  der 
Auswanderer  aus  dem  ackerbautreibenden  Ungarn  machen  eben  die 
Ackerbauer  und  Feldarbeiter  aus.  Nach  den  Berichten  der  ungari- 
schen Regierung  vom  Jahre  1901  macht  in  der  ganzen  Auswanderung 
die  Zahl  der  Ackerbauer  34,8  Proz.,  die  der  Feldarbeiter  43,2  Proz., 
zusammen  78  Proz.  aus.  Und  dabei  beruht  Ungarns  Volkswirtschaft 
zu  drei  Vierteln  auf  dem  Ackerbau.  Nach  den  neuesten  Meldungen 
aus  Ungarn  hat  der  im  Herzen  Ungarns,  im  Alföld,  der  großen  Tief- 
ebene, gelegene  landwirtschaftliche  Verein  des  Komitates  Bekes  in 
seiner  am  26.  November  1906  abgehaltenen  Sitzung  beschlossen, 
Chinesenkulis  zu  importieren,  falls  die  sich  immer  mehr  zuspitzenden 
Arbeiterverhältnisse  dies  notwendig  erscheinen  lassen.  Wenn  die 
Schnitter  bis  Ende  Januar  1907  die  Schnitterverträge  nicht  unter- 
schrieben, so  sollten  diesem  Beschluß  zufolge  15—20000  Chinesen 
angeworben  werden.  Man  glaubt,  daß  solches  Beispiel  bald  Nach- 
ahmung finden  würde.  Zu  den  sich  stetig  häufenden  Berichten  der 
Budapester  und  der  Provinz-Presse  über  das  in  allen  ungarischen 
Teilen  des  Landes  herrschende  Arbeitereleud  paßt  dieser  Beschluß 
außerordentlich,  und  wenn  der  Sache  auch  keinerlei  praktische 
Bedeutung  beizumessen  ist,  so  muß  der  kleine  V^orfall  doch  als 
symptomatisches  Zeichen  registriert  werden. 

Die  ungarische  Landarbeiterfrage  ist  ja  ein  sehr  ernstes  Problem, 
und  sie  verdient  an  dieser  Stelle  einige  kurze  Betrachtungen.  Schon 
im  15.  Jahrhundert  wurde  auf  den  adligen  Gütern  Ungarns  ein  zahl- 
reiches Gesinde  gehalten,  und  Kun  vei'legt  die  Entstehung  des  Lohn- 
arbeiterstandes in  Ungarn  schon  in  diese  weit  zurückliegende  Zeit. 
In  dem  von  den  Türken  entvölkerten  Alföld  entstanden  nach  deren 
Vertreibung  fast  durchgehends  nur  Großbesitze,  die  sich  in  Er- 
mangelung einer  ausreichenden  Zahl  von  Hörigen  auch  hinsichtlich 
der  Feldarbeit  auf  Gesindearbeit  einrichten  mußten.  Das  Gesinde 
rekrutierte  sich  aus  allerlei  bunt  zusammengewürfelten  Elementen, 
aus  flüchtigen  Hörigen  anderer  Gegenden,  aus  schiffbrüchig  gewor- 
denen Kolonisten  usw.  Auf  dieser  ungesunden  Grundlage  baute 
sich  der  heutige  traurige  Zustand  im  Alföld  auf,  wo  auf  der  einen 
Seite  einige  wenige  Großbesitzer  stehen  und  auf  der  andern  Seite 
ein  Heer  besitzloser  Arbeiter,  von  denen  sogar  in  der  Erntezeit  noch 
ein  Teil  arbeitslos  ist.  Und  dabei  sind  in  dieser  fruchtbaren,  von 
Natur    aus    reichen    Gegend    über   90  Proz.    der   Anbaufläche   dem 
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Körnerbau  gewidmet.  Während  der  andern  Jahreszeit,  namentlich 
im  Winter,  fehlt  es  bei  dieser  einseitigen  Wirtschaftsweise  allgemein 
an  Arbeitsgelegenheit.  Hinzu  kommt,  daß  das  nur  zugunsten  der 
Grundbesitzer  geschaöene  Gesindegesetz  vom  Jahre  1876  den  land- 
wirtschaftlichen Lohnarbeiter  häufig  genug  einer  starken  Ausbeutung 
durch  den  Arbeitgeber  auslieferte.  Schon  lange  bedurften  die  ungari- 
schen Landarbeiterverhältnisse  einer  gründlichen  Verbesserung;  aber 
während  die  Sanierung  der  mißlichen  Verhältnisse  mehr  und  mehr 
zur  absoluten  Notwendigkeit  wurde,  ließ  sich  die  Eegierung  lange 
Zeit  hindurch  die  tatkräftige  Förderung  dieser  Bestrebungen  Avenig 
angelegen  sein.  Nicht  minder  gering  war  die  Teilnahme  der  Grund- 
besitzer an  dem  Wohlergehen  der  besitzlosen  Scharen  ihrer  Arbeiter. 
So  konnte  es  nicht  wundernehmen,  daß  bei  diesen  die  Stimmen 
sozialistischer  Agitatoren  bereitwilligst  Gehör  fanden.  In  Scharen 
warfen  die  ungarischen  Landarbeiler  sich  dem  Agrarsozialismus  in 
die  Arme,  der  in  kürzester  Zeit  eine  gcAvaltige  Ausbreitung  fand. 
Auf  diese  Weise  mußte  es  zu  explosiven  Ereignissen  kommen,  und 
es  ist  dazu  gekommen.  Gewaltsam  brach  sich  die  revolutionäre 
Gesinnung  in  heftigen  Laudarbeiterstreiks  Bahn.  Die  eine  segens- 
reiche Folge  zeitigte  aber  diese  ganze  unheilvolle  Bewegung  doch. 
Die  Gesetzgebung  in  sozialpolitischer  Richtung  wurde  in  Gang 
gebracht  und  das  öffentliche  Gewissen  geweckt.  Aber  noch  viel 
bleibt  zu  tun.  Was  gerade  die  riesige  Masse  der  des  Grundbesitzes 
ganz  entbehrenden  Feldarbeiter  zur  Auswanderung  drängt,  werden 
die  folgenden  Mitteilungen  zur  Genüge  dartun.  Die  ungarischen  Feld- 
arbeiter haben  im  Jahre  insgesamt  eine  verhältnismäßig  sehr  geringe 
Zahl  von  Arbeitstagen.  Der  Arbeitslohn  stellt  sich  demnach  eben- 
falls im  Jahresdurchschnitt  sehr  gering.  Demgegenüber  erwirbt  in 
Amerika  selbst  ein  Tagelöhner  der  untersten  Klasse  unter  den 
schlechtesten  Arbeiterverhältnissen  doch  immer  noch  jährlich  eine 
erheblichere  Summe,  und  so  wirkt  denn  der  Dollar  als  eifrigster 
Werber  für  die  Auswanderung,  er  entfaltet  die  erfolgreichste  Propa- 
ganda, und  es  Avird  nicht  eher  hiergegen  mit  Erfolg  anzukämpfen  sein, 
ehe  nicht  die  gewaltigen  Unterschiede  in  den  Erwerbs-  und  Arbeits- 
bedingungen Ungarns  und  der  Auswanderungstaaten ,  insbesondere 
Amerikas,  beseitigt  oder  doch  größtenteils  ausgeglichen  sind.  Gewiß 
bilden  die  obigen  Ziffern  nur  allgemeine  Anhaltspunkte,  und  in 
manchen  Gegenden  liegen  die  Verhältnisse  günstiger.  Im  ganzen 
aber  sind  die  Zustände  außerordentlich  traurig.  Worauf  es  in  Ungarn 
ankommt,  das  ist  die  Erweiterung  und  Vermehrung  der  Beschäftigungs- 
möglichkeiten. Die  EntAvicklung  der  Hausindustrie  und  der  land- 
wirtschaftlichen   Industrie    verdienen    unter    diesem    Gesichtswinkel 
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alle  Beachtung.  Eine  energische,  stetige  und  umfassende  Wirtschafts- 
politik des  ungarischen  Staates  muß  aber  die  wichtigste  und  stärkste 
Basis  für  eine  gründliche  Beseitigung  der  angedeuteten  Schäden 
bilden.  Bisher  ist  in  dieser  Hinsicht  wenig  geschehen.  Auf  stetes 
Drängen  der  am  unmittelbarsten  stark  interessierten  landwirtschaft- 
lichen Kreise  hat  die  ungarische  Regierung  in  der  Auswanderungs- 
frage ein  Gesetz  erlassen.  Dasselbe  stellt  die  Auswanderer  unter 
eine  strengere  Kontrolle  und  verfolgt  die  zur  Auswanderung  ver- 
leitenden Agenten.  Einen  wesentlichen  Erfolg  hat  aber  das  in  der 
Hauptsache  von  polizeilichen  und  kommerziellen  Gesichtspunkten 
diktierte  Gesetz  bisher  nicht  aufzuweisen.  Seit  seinem  Inkrafttreten 
hat  die  Auswanderung  nicht  nur  nicht  abgenommen,  sondern  im 
Gegenteil  in  höchst  bedrohlicher  Weise  zugenommen. 

So  ist  naturgemäß  auch  die  Lage  der  landwirtschaftlichen 
Arbeitgeber  in  Ungarn  heute  wahrlich  keine  beneidenswerte.  Spielt 
einerseits  die  Landwirtschaft  schon  gegenüber  der  Politik  der  In- 
dustrieförderung die  zweite  Rolle,  was  in  einem  Agrarstaat  nicht 
berechtigt  erscheint,  so  kommt  dazu  noch  die  ganze  Verworrenheit 
in  der  Struktur  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung,  die  immer 
weitere  Fortschritte  macht  und  sich  zu  einer  drohenden  Gefahr 
auswächst. 

Also  gewiß  ein  sehr  trübes  Bild,  das  diese  Seite  der  ungarischen 
Landwirtschaft  darbietet,  und  die  traurigen  Verhältnisse  werden 
durch  die  heutige  Industriepolitik  nur  noch  verschlimmert. 

Daß  man  sich  auch  in  den  maßgebenden  Kreisen  der  ungarischen 
Landwirte  der  Bedeutung  der  in  unsern  bisherigen  Ausführungen 
gewürdigten  Gesichtspunkte  bei  der  Beurteilung  des  Zoll-  und 
Handelsbündnisses  nicht  verschließt,  lehrt  deutlich  die  am  5.  Juni  1905 
gefaßte  Resolution  des  ungarischen  Landesagrikulturvereins,  in  der 
es  u.  a.  heißt:  Der  Agrikulturverein  hält  auch  im  Falle  der  Ein- 
richtung des  selbständigen  Wirtschaftsgebietes  an  dem  Standpunkte 
fest,  daß  die  ungarische  Landwirtschaft  den  im  Szell-Koerberschen 
Zolltarif  enthaltenen  Zollschutz  mit  Rücksicht  auf  die  krisenhafte 
Erschütterung  nicht  duldende  Situation  der  ungarischen  Landwirt- 
schaft und  die  Prohibitivzollgesetze  der  westlichen  Staaten  unbedingt 
notwendig  braucht.  Bei  der  neuen  Regelung  der  wirtschaftlichen 
Beziehungen  zu  Österreich  ist  unter  allen  Umständen  die  Sicherung 
folgender  Punkte  erforderlich: 

a)  Mindestens  für  die  hauptsächlichsten  landwirtschaftlichen 
Produkte,  insbesondere  für  Getreide,  Mehl  und  Tiere,  die 
zollfreie  Ausfuhr. 
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b)  Die  im  Szell-Koerberschen  Ausgleich  enthaltene  Veterinär- 
Konvention  wird  zur  Durchführung  gebracht  oder  eine 
gleichartige  neue  und  für  Ungarn  nicht  nachteilige  Verein- 
barung getroffen. 

c)  Es  muß  nach  der  Richtung  Beruhigung  gewährt  werden, 
daß  weder  Österreich  noch  Ungarn  getrennt  oder  vereint 
Handelsverträge  abschließen,  die  hinsichtlich  des  Imports 
von  Rohprodukten  aus  den  östlichen  oder  überseeischen 
Staaten  irgendwelche  größere  Begünstigungen  gewähren, 
als  diejenigen  sind,  die  unser  Agrarexport  von  den  west- 
lichen Staaten,   insbesondere  von  Deutschland,  erhalten  hat. 

d)  Es  muß  insbesondere  darüber  Beruhigung  gegeben  werden, 
daß  weder  mit  Serbien  noch  mit  anderen  östlichen  Staaten 
eine  Veterinär-Konvention  abgeschlossen  wird. 

e)  Die  Einfuhr  von  fremden  Rohprodukten  wird  weder  Öster- 
reich noch  Ungarn  durch  Begünstigungen  des  Grenzverkehrs 
oder  unter  dem  Titel  des  Appreturverkehrs  fördern,  dagegen 
soll  der  österreichische  und  der  ungarische  Grenzverkehr 
die  weitgehendste  Freiheit  genießen. 

f)  Österreich  darf  unserem  nach  dem  Westen  transitierenden 
Export  keine  tarifarischen  Schwierigkeiten  machen,  und 
das  zu  diesem  Zweck  abzuschließende  Eisenbahn-  und 
Schiffahrtsübereinkommen  muß  uns  unbedingt  ohne  jede 
Gegenleistung  jene  tarifarischen  Begünstigungen  sichern, 
die  Österreich,  welchem  Staat  immer,  im  Transitverkehr 
bewilligt. 

In  letzter  Linie  laufen  diese  Forderungen  des  ungarischen 
Landesagrikulturvereins  auf  eine  Verteidigung  des  Gedankens  der 
Zollgemeinsamkeit  hinaus;  ob  ihre  Verwirklichung  aber  bei  einer 
definitiven  Aufhebung  des  Zoll-  und  Handelsbündnisses  möglich  sein 
würde,  das  muß  erst  die  Zukunft  lehren.  Daß  auch  in  einer  Zeit, 
wo  man  die  Begründung  einer  mitteleuropäischen  Zollunion  ernstlich 
erwägt,  an  ein  dauerndes  und  vollständiges  wirtschaftliches  Ausein- 
anderfallen Österreichs  und  Ungarns  ernstlich  nicht  zu  denken  ist, 
das  hat  inzwischen  die  Entwicklung  der  letzten  Zeit  gelehrt.  Heute 
ist  der  Ausgleich  zwischen  Österreich  und  Ungarn  parlamentarisch 
verabschiedet  und  damit  perfekt.  Die  beiden  Staaten  werden  auf 
10  Jahre  weiter  in  engster  zoll-  und  handelspolitischer  Gemeinsam- 
keit leben,  und  wenn  auch  die  äußere  Form  gewechselt  hat,  der 
Inhalt  ist  derselbe  geblieben.  Ungarn  namentlich  hat  allen  Anlaß, 
diese  definitive  Regelung  freudig  zu  begrüßen,  im   Interesse  seiner 
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Landwirtschaft  im  besoudern  und  seiner  Volkswirtschaft  im  allge- 
meinen. Und  wenn  wir  zum  Schlüsse  einen  Wunsch  äußern  dürfen, 
so  ist  es  der,  daß  das  Jahr  1917,  wenn  die  jetzt  getroffene  Regelung 
ihr  Ende  erreicht,  keinen  prinzipiellen  Wechsel  in  den  gegenseitigen 
Vertragsbeziehungen  der  beiden  Staaten  auf  wirtschaftlichem  Gebiete 
bringen  möge,  sondern  daß  diese  Beziehungen  sich  stets  auf  dem 
sichern  festen  Boden  der  wirtschaftlichen  Gemeinsamkeit  halten 
mögen.  Denn  das  liegt  in  allererster  Linie  in  dem  ureigensten 
Interesse  der  ungarischen  Landwirtschaft,  die  wohl  stets  das  feste 
und  sichere  Fundament  der  ungarischen  Volkswirtschaft  bleiben  wird. 


Anhang. 
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Das  Jahr  1904. 

A.    Unsrarn. 


Zollausland 

und  Österreich 

Mill.  K 

ZoUausland 

Österreich 

]Vmi.  K         Proz. 

Mill.  K         Proz. 

Gesamt  handel  (Ein-  und  Aus- 
fuhr) Ungarns    .     ,     . 

Einfuhr  Ungarns    .     .     . 
und  zwar  Rohstoffe     . 
Halbfabrikate 
GaDzfabrikate 

Ausfuhr  Ungarns   .     .     . 
und  zwar  Rohstoffe     . 
Halbfabrikate 
Ganzfabrikate 

2632,1 

1293,7 
300,8 
137,3 
855,6 

1338,4 
719,7 
131,4 
487,3 

664,3 

319,2 
206,4 
236,0 

89,2 

345,1 

153,9 

64,8 

126,4 

25,2 

24,7 
68,6 
17,2 
10,4 

25,8 
21,4 
49,3 
25,9 

1967,8 

974,5 

94,4 

113,7 

766,4 

993,3 

565,8 

66,6 

360,9 

74,8 

75,3 
31,4 

82,8 
89,6 

74,2 
78,6 
50,7 
74,1 

B.    Österreich. 


Zollausland 
und  Ungarn 

:mui.  K 

Zollausland 

Ungarn 

:Mill.  K      1    Proz. 

JVÜll.  K      i    Proz. 

Gesamthandel  (Ein-  und  Aus 
fuhr)  OsteiTeichs     .     . 

Einfuhr  Österreichs    .     . 
und  zwar  Rohstoffe     . 
Halbfabrikate 
Ganzfabrikate 

Ausfuhr  Österreichs   .     . 
und  zwar  Rohstoffe     . 
Halbfabrikate 
Ganzfabrikate 

5596,5 

2785,1 

1634,9 

309,2 

841,0 

2811,4 
804,5 
364,9 

1612,0 

3628,7 

1791,8 

1069,1 

242,6 

480,1 

1836,9 
710,1 
251,2 
875,6 

64,8 

64,3 
65,4 
78,5 
57,1 

65,3 

88,3 
68,8 
53,3 

1967,8 

993,3 

565,8 

66,6 

360,9 

974,5 

94,4 

113,7 

766,4 

35,2 

35,7 
34,6 
21,5 
42,9 

34,7 
11,7 
31,2 
46,7 
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Ungarns  Handelsbilanz  mit  Osterreich. 

Für  das  Jahrfünft  1900/04*)  betrug: 

A.    Wert  der  Einfuhr  aus  Ungarn  in  K. 


1900 


1901 


1902 


1908 


1904 


Summe  der  Einfuhr 
einschl.  der  edlen 
Metalle  u.  Münzen 

Summe  der  Ausfuhr 
ausschl.  der  edlen 
Metalle  u.  Münzen 


926  761  541   910  328  015  1  958  206  388  i  956  568 191  i  1  004  567  346 


921  679  581  !  901  643  405    944  510  438    944  983  881  1     993  318  596 


B.    Wert  der  Ausfuhr  nach  Ungarn  in  K. 


1900  1901  1902  1903 


1904 


Summe  der  Ausfuhr 
einschl.  der  edlen 
Metalle  u.  Münzen 

Summe  der  Ausfuhr 
ausschl.  der  edlen 
Metalle  u.  Münzen 


903  299  306    881  661  883    880  775  885    912  380  097       990  540  325 


885  233  756 


873  863  583  873  849  335  903  212  047 


974  455  925 


C.    Bilanz. 
Die  Gesamtbilanz  Ungarns  ist  danach  aktiv,  und  zwar 


1900  1901 


1902  1903 


1904 


einschließl.  der  edlen 
Metalle  u.  Münzen 
mit  K      .... 

ausschließl.  der  edlen 
Metalle  u.  Münzen 
mit  K      .     .     .     . 


23  532  235     28  666132     77  430  503     44188  094 


86  443  825 


27  779  822 


70  661103'    41771854       18  862  671 


14  027  021 


*)  Ein  weiteres  Zurückgreifen  auf  frühere  Jahre  ist  unmöglich,  weil  über 
den  Zwischenverkehr  zwischen  Österreich  und  Ungarn  erst  vom  Jahre  1900  ab 
statistische  Daten  herausgegeben  werden. 
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Zur  Beurteilung  der  Handelsbilanz  mit  Österreich  vom  wirt- 
schaftlichen Standpunkte  aus  sind  die  Zififern  der  Gesamtbilanz  aus- 
schließlich der  edlen  Metalle  und  Münzen  maßgebend,  und  da  zeigt 
sich  für  Ungarn  eine  sehr  bedeutende  Aktivbilanz. 

Sehen  wir  uns  nun  die  Bilanz  Ungarns  in  ihren  für  uns 
wichtigsten  Einzelheiten  etwas  näher  an.    Es  ergibt  sich  da  folgendes: 

Aktiv  ist  Ungarns  Bilanz  in  folgenden  Warenklassen,  und 
zwar  mit  Kronen. 

Handelswert  in  Kronen: 


1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

Tabak      

7  046  841 

10  380  647 

10  064  178 

10  613  057 

12  457  371 

Getreide,  Hülsenfrüchte, 

Mehl,     Mahlprodukte 

und  Reis 

355  694  492 

350  992  298 

373  529  795 

362  761 469 

379  828  181 

Gemüse.  Obst,  Pflanzen 

und  Pflanzenteile  .    . 

10  841345 

16  852  165 

19  604  347 

20  012  488 

IG  986  940 

Schlacht-   und   Zugvieh 

163  994  573 

162  191  375 

184  728  457 

185  295  465 

201  029  103 

Andere  Tiere 

14  588  309 

15  210  530 

16  054  149 

15  130  974 

15  598  043 

Tierische  Produkte   .    . 

21 197  059 

15  801  784 

18  837  688 

20  194  062 

18  849  549 

Fettwaren 

13  885  293 

17  761  826 

19  954  709 

20  140  030 

20  241  001 

Getränke 

15  202  811 

7  900  336 

7  876  550 

16  810  865 

11093  084 

Eßwaren 

1  310  480 

3  383  488 

3  541  223 

2  424  586 

1  423  488 

Drechsler-  und  Schnitz- 

stoffe    

1  328  882 

855  889 

896  942 

1 186  902 

1  022  480 

Mineralien 

7  383  149 

5  819  132 

4  879  655 

5  049  294 

6  888  150 

Färb-  und  GerbestoÖe  . 

779  074 

1  354  150 

1  669  313 

1  379  338 

1  564  971 

Bürstenbinder-  u.  Sieb- 

macherwaren .... 

505  995 

116  070 

537  880 

364  035 

248  990 

Waren  aus  Stroh,  Bast, 

Binsen  und  dergl.  .    . 

6  064 

53  765 

141  547 

79 163 

166  993 

Abfälle 

11  809  599 

9  289  819 

8  254  525 

9  103  367 

11  474  521 

Wechselnd   ist  Ungarns  Bilanz   in    folgenden  Warenklassen, 
und  zwar  mit  Kronen. 

Handelswert  in  Kronen: 


1901 


1902 


1903 


1904 


Holz,  Kohlen  und  Torf 
EdleMetalle  und  Münzen 
Zündwaren 


5  051051 

12  911.590 

69178 


—  971  192 

—  886  310 

—  182  052 


846  666 

6  769  400 

14  163 


1  622  807 

2  416  260 

476  828 


-f-  3  671  250 
+  4  835  650 
—  764  283 


w. 
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Passiv  ist   Ungarns  Bilanz  in  folgenden  Warenklassen,    und 
zwar  mit  Kronen. 

Handels  wert  in  Kronen: 


1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

Kolonialwaren    .... 

8  2,34  015 

6  883  484 

6  664  294 

7  526  554 

8  325  845 

Gewürze 

680  082 

424  210 

392  681 

492  530 

436  146 

Südfrüchte 

2  983  465 

2  804  436 

3  206  549 

3  265  845 

3  103 .3,32 

Zucker    

15  800  751 

13  399  104 

14  635  060 

12  744  486 

7  830  577 

Fette,  Öle 

2  796  481 

2  857  374 

2  360  662 

3  558  302 

2  532  664 

Arznei-  und  Parfümerie- 

stoffe 

633  115 

568  250 

558  940 

576  770 

526  815 

Gummen  und  Harze  .    . 

1  994  351 

1  805  926 

1  927  710 

2  122  326 

2  367  355 

Mineralöle,  Braunkohlen- 

und  Scliieferteer    .    . 

7  643  559 

8  543  059 

7  515  014 

8  435  581 

11  924  620 

Baumwolle,  Garne  und 

^Ya^en  daraus    .    .    . 

152  740  697 

153  757  367 

162  558  412 

173  465  766 

185  372  096 

Flachs,   Hanf,  Jute    u. 

n.  b.  b.  vegetabilische 

Spinnstoffe,  Garne  u. 

"Waren  daraus    .    .    . 

19  980  164 

20  816  956 

23  431  697 

25  446  572 

26  616  794 

Wolle,Wolleugarne  und 

Wollwai-en      .... 

74  862.209 

75  420  970 

77  383  092 

82  427  486 

87  637  928 

Seide  und  Seidenwaren 

41  040  860 

36  558  590 

36  348  578 

35  793  922 

36  562  414 

Kleidungen,Wiische  und 

Putzwaren 

57  736  555 

59  137  694 

55  455  545 

58  296  065 

60  97(5  005 

15  625  431 

15  501  539 

15  439  642 

16  433  094 

17  207  3.50 

Kautschuk,  Guttapercha 

und  Waren  daraus   . 

4  159  590 

3  898  900 

3  058  220 

3  183  695 

3  859  860 

Wachstuch  und  Wachs- 

taffet 

1 128  660 

1  466  635 

1  649  810 

1  769  226 

1  775  123 

Leder  und  Lederwaren 

39  644  206 

36  106  905 

36  101  550 

37  980  543 

42  652  826 

1  932  392 

1  663  145 

1  334  640 

2  028  810 

2  408  720 

Holz-  und  Beinwaren  . 

16  971  078 

15  408  943 

14  385  412 

15  128  174 

18  936  517 

Glas  und  Glaswareu     . 

6  377  820 

6  832  383 

7  231  412 

7  727  590 

8  369  970 

Steinwaren 

5  146  382 

7  098  390 

5  792  083 

6  237 148 

6  039  380 

Tonwaren 

7  585  017 

7  872  492 

7  579  011 

6  194  293 

7  567  628 

Eisen  und  Eisenwaren  . 

13  753  376 

23  944  747 

26  708  704 

25  609  487 

29  021  555 

Unedle      Metalle      und 

Waren  daraus    .    .    . 

16  207  625 

14  173  674 

11  823  262 

14462  829 

16  801  397 

Maschinen  u.  Maschinen- 

bestandteile   .... 

26  252  481 

25  852  741 

26  645  850 

25  780  977 

32  267  581 

Fahrzeuge  

2  873  050 

614  960 

1  302  450 

1  508  370 

2  024  835 

Instrumente,  Uhren, 

Kurzwaren      .    .   •     . 

29  106  880 

28  381  269 

27  268  427 

29  161  621 

35  623  414 

Kochsalz 

248  800 

250  563 

245  652 

283  339 

263  455 

Chemische  Hilfsstoffe   . 

2  098  505 

2  020  200 

2  922  039 

2  734  140 

2  785  416 

Chem.  Produkte,  Färb-, 

Arznei-  u.  Parfümerie- 

waren      

6  956  050 

5  658  329 

5  567  134 

4  647  663 

1  698  204 

Kerzen  und  Seifen     .    . 

5  541  047 

6  020  961 

6  801  432 

6  836  893 

7  093  291 

Literarische  und  Kunst- 

gegenstände   .... 

6  917  320 

6  592  500 

6  485  680 

5  773  205 

6  065  460 
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Die  folgenden  beiden  Tabellen  geben  einen  genauen  zusammen- 
fassenden Überblick  über  den  Wert  des  Viehverkehrs  zwischen 
Ungarn  und  Österreich. 

A.    Viehausfnhr   Ünoams   nach   Osterreich: 


Warenbenennung 

1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

Handelswert  in  Kronen 

Schlachtochsen,  geraäst. 

oder  halbgemästet     . 

73  417  875 

67  343  397 

72  947  022 

87  214  439 

99  952  398 

Zugochsen  oder  Oclisen 

zum  Mästen    .... 

787  600 

1  115  880 

1  044  140 

2  014  000 

5  236  000 

Zuclitstiere 

90  250 

94  710 

68  000 

72  080 

169  500 

Sclilachtstiere     .... 

6  157  327 

6  268  480 

7  236  600 

8198  880 

9  547  615 

Zuchtkühe,  Melkkühe  . 

2  461410 

2  370  765 

4  855  950 

6  196  256 

6  950  080 

Schlachtkühe      .... 

5  897  073 

6  007  820 

7  441775 

5  949  930 

8  730  230 

Büffel 

1 148  628 

944  820 

1  489  773 

1  940  380 

1  702  800 

Jungvieh,      Kalbinnen, 

Jungochsen  über  ein 

Jahr  bis  zu  3  Jahren 

1  928  550 

2  606  219 

3  203  200 

3  045  744 

4  635  380 

Kälber  bis  zu  1  Jahr  . 

770  742 

861  680 

1  049  202 

1  016  928 

1  149  600 

Schafe,  Ziegen  .... 

2  390  200 

3  000  907 

4  107  149 

3  253  058 

2  676  726 

Lämmer,  Kitze  .... 

68  936 

73144 

122  168 

103  734 

98  082 

Schweine,        gemästet, 

über  120  kg    ...    . 

53  236  409 

55  599  050 

63  105  630 

54  588  048 

48  641  406 

Schweine, lialbgeraästet. 

von  60  — 120  kg    .    . 

196  997 

66  420 

65142 

48  756 

122  500 

Schweine,           magere, 

Frischlinge  bis  üO  kg. 

Zuchtschweine    .    .    . 

5  564  020 

7  612  794 

11  267  322 

5  525  568 

3  314  249 

Spanferkel,   nicht  über 

10  kg 

3  712 

912 

7  200 

9  160 

610 

lienupterde 

— 

76  400 

146  400 

214  920 

90  000 

Zuchthengste      .... 

50  000 

51000 

51000 

48  000 

45  000 

Zuchtstuten 

171  200 

74  400 

126  400 

89  600 

72  800 

Zug-  und  Wagen pferde 

8  917  350 

7  530  240 

7  114  430 

6  919  840 

8  298  440 

Keitpferde 

1  992  000 

1  610  000 

981  000 

1  029  000 

1  319  200 

Pferde  zum  Schlachten 

342  720 

151  920 

248  520 

346  940 

511  020 

Füllen,  Fohlen  .... 

458  150 

550  190 

267  880 

334  480 

429  570 

Esel,  Maultiere,Maulesel 

5  580 

10  800 

7  200 

9  420 

6  300 

Zusammen: 

166  056  729 

164  021  948 

186  953  103 

188  169  161 

203  699  506 
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B.    Viehausfuhr  Ost 

erreich« 

nach  Ungarn, 

1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

"SV  arenbenennung 

Handelswert  in  Kronen 

Schlachtochsen ,     gemästet 

oder  lialbgemästet  .    .    . 

138  600 

154  960 

60  390 

80  500 

40  590 

Zugochsen  oderOchsen  zum 

Mästen 

347  900 

241  500 

781  280 

678  800 

224400 

Zuchtstiere 

247  420 

186  455 

327  275 

319  000 

266  240 

Schlachtstiere       

— 

— 

— 



2160 

Zuchtkühe,  Molkkühe     .    . 

195  650 

230  425 

195  650 

466  940 

257  200 

Schlachtkühe 

6  600 

6  880 

2  150 

13  570 

4  560 

Büffel 

— 

— 

— 

680 



Jungvieh,  Kalbinnen,  Jung- 

ochsen  über   1  Jahr  bis 

zu  3  Jaliren 

83  970 

35  370 

53  940 

96  600 

182  080 

Kälber  bis  zu  1  Jahr     .    . 

72  864 

31880 

39  312 

243  072 

56  600 

Schafe,  Ziegen 

7  722 

10  320 

6  800 

27  840 

9  840 

Lämmer,  Kitze 

26  920 

21584 

26  936 

27  288 

21693 

Schweine,    gemästet,    über 

120  kg  

— 

— 

5  808 

6  580 

2  240 

Schweine,      halbgemästet. 

von  60—120  kg  ...    . 

— 

— 

— 

32  204 

9  990 

Sehweine,   magere,   Frisch- 

linge  bis  60  kg,   Zucht- 

schweine    

102  934 

43  350 

13  509 

197  985 

288  903 

Spanferkel,  nicht  über  10  kg 

196 

539 

576 

1737 

2187 

liennpferde 

— 

68  000 

81900 

83  700 

80  000 

Zuchthengste 

56  700 

56100 

39  000 

27  000 

75  000 

Zuchtstuten 

131  400 

97  200 

136  800 

95  400 

81000 

Zug-  und  Wagenpferde     . 

438  000 

424  800 

290  000 

285  600 

286  800 

Reitpferde 

103  600 

119  600 

26  400 

47  600 

43  400 

Pferde  zum  Schlachten  .    . 

— 

— 

— 

— 

Füllen,  Fohlen 

101  500 

101  850 

136  500 

142  100 

135  100 

Esel,  Maultiere,   Maulesel  . 

180 

360 

420 

300 

420 

Zusammen :    |  2  062  156  |  1  830  573  j  2  224  646  j  2  873  69G  j  2  070  403 
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